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Zorn und Schönheit.  
Sie ist Fotografin, 
Filmemacherin und  
hat bei den Salzburger 
Festspielen inszeniert: 
Shirin Neshat ist die 
bekannteste iranische 
Exilkünstlerin. Seit 
Jahrzehnten setzt sie 
sich für Frauenrechte in 
ihrer  alten Heimat ein. 
Mit starken Bildern. 

Gesichter des Protests. 
Tausende Menschen 

demonstrieren im Iran 
seit September für 

Freiheitsrechte und 
gegen Repression.  

Vier Aktivistinnen im 
Porträt: Atena Daemi, 

Sarina Esmailzadeh, 
Ghazaleh Motamed 

und Sepideh Rashno. 

»When we see us«. 
Künstler*innen auf 
dem afrikanischen 
Kontinent und wie 

sie sich selbst sehen: 
In Kapstadt zeigt das 

Zeitz MOCAA- 
Museum eine 

große Gruppen- 
ausstellung. 

Der Stoff, aus dem  
die Zukunft ist. 
Mode als Medium des 
gesellschaftlichen 
Wandels: Die Ausstel-
lung »African Fashion« 
in London  präsentiert 
Kreationen wichtiger 
afrikanischer Mode- 
designer*innen des 20. 
Jahrhunderts, in dem 
sich Afrika politisch und 
sozial neu ordnete. 
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Frei und doch nicht frei. 
Bernardo Caal Xol 

ist Umweltaktivist und 
legte sich in Guatemala 
mit der Politik an. 1.520 

Tage saß der indigene 
Dorflehrer zu Unrecht 

in einer Zelle. Ein 
Einzelfall? Nein, eher 
ein typisches Beispiel 

für die fehlende Unab-
hängigkeit der Justiz. 

42
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Maik Söhler  
ist verantwortlicher Redakteur  
des Amnesty Journals. 
Foto: Gordon Welters

Fotos oben: Sarah Kilcoyne | Sarah Eick | Eugene Gologursky / Getty Images 
Andy Hall / Guardian / eyevine / laif | James Rodriguez / Amnesty | Anne Ackermann 
Tatenda Chidora | Jonathan Fischer | Dillon Marsh, courtesy of Zeitz MOCAA

Titelbild: Szene bei der Beerdigung eines 
Aktivisten, der bei Protesten gegen das 
iranische Regime in Mahabad getötet 
wurde. 16. September 2022.  
Foto: Middle East Images / laif

Neu denken. 
Die Schwarze Akademie 
will die Expertise nicht- 
weißer Menschen sichtbar 
machen. Dem Netzwerk 
haben sich seit 2022 
bereits zahlreiche 
internationale Wissen-
schaftler*innen und 
 Expert*innen  
angeschlossen. 

Schlaflose Nächte. 
Nachdem die junge Iranerin 

Reyhaneh  Jabbari trotz 
internationaler  Proteste 2014 

hingerichtet wurde, kämpft ihre 
Mutter Shole  Pakravan für die 

Abschaffung der Todesstrafe in 
ihrer Heimat – inzwischen von 

Berlin aus. Die Hinrichtungen 
von Teilnehmenden der aktuellen 

Proteste im Iran konfrontieren 
sie erneut mit ihrem Schmerz. 

Neuer Kolonialismus. 
Weltweit kaufen 
Investor*innen Millionen  
Hektar fruchtbaren 
Bodens auf und 
zerstören damit die 
Lebensgrund lage der 
ansässigen  Bevölkerung. 
Doch es regt sich auch 
Widerstand gegen den 
 Landraub. 

Patronen gehen, 
Worte bleiben. 

Sprechgesang als 
demokratische 

Kraft: Die malische 
Jugend vertraut den 

Rapper*innen des 
Landes schon lange 

mehr als den 
Politiker*innen. 
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EDITORIAL 
50 JAHRE JOURNAL 
Ein Ausflug in den Keller sollte Klarheit bringen, aber außer 
staubiger Luft und stockfleckigen Materialien war dort 
nichts zu holen. So bleibt es bei einer im Journal-Archiv ge-
fundenen Ausgabe, die als einziger Beleg dafür dienen muss, 
dass das Amnesty Journal 2023 genau 50 Jahre alt wird. 

Erhalten geblieben ist uns die Ausgabe »7/73 Juli 1973«. 
Wo heute »Amnesty Journal« steht, prangt hier »Amnesty 
International Informationen«. Das Heft hat zwölf Seiten. 
Kein Editorial, kein Inhaltsverzeichnis, es geht direkt zur 
 Sache: »London berichtet im Juli 1973 aus folgenden Län-
dern«, heißt es da, gefolgt von Meldungen über Griechen-
land, Süd-Vietnam, Uruguay und neun weitere Staaten. 
Auch Informationen aus der Zentrale in Hamburg und den 
Bezirken finden sich: »Anschriftenänderungen«, »Freie 
 Stellen im Internationalen Sekretariat«, »Probleme bei der 
Umstellung auf Zentralbuchhaltung«. Fotos gibt es nicht.  

Die Ausgabe »7/73 Juli 1973« ist ein beeindruckendes Doku-
ment. Denn sie zeigt, wie engagiert die deutsche Amnesty-
Sektion gegen Menschenrechtsverletzungen in aller Welt 
vorging. Und sie dokumentiert, dass es ein gutes Jahrzehnt 
nach der Gründung von Amnesty in Deutschland bereits ein 
breites Netzwerk an Gruppen und Unterstützer*innen gab.  

Erschreckend ist hingegen die thematische Kontinuität  
von der damaligen bis zur aktuellen Ausgabe. So wurde in 
Bezug auf den Iran gemeldet: »Ai forderte in einem Tele-
gramm den iranischen Premierminister Amir Abbas Hoveida 
dringend auf, die am 11. 6. von einem Militärgericht ausge-
sprochenen Todesurteile gegen 6 Angeklagte zu überprü-
fen.« Ein halbes Jahrhundert später sind der Schah und sein 
Premierminister längst Geschichte. Doch Todesurteile wer-
den im Iran leider immer noch verhängt und vollstreckt, wie 
unsere Schwerpunktseiten zeigen.  

Sollten Sie zu den Mitgliedern oder Unterstützer*innen ge-
hören, die schon seit 50 Jahren dabei sind, dann schauen Sie 
doch bitte einmal nach, ob sich im Regal oder im Keller noch 
eine Ausgabe der »Amnesty International Informationen« 
findet, die vor »7/73 Juli 1973« erschienen ist. Wenn dem so 
ist, dann schreiben Sie mir bitte an journal@amnesty.de. Ich 
würde mich sehr über Ihr altes Schätzchen freuen!
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KEINE RECHTE  
FÜR FRAUEN IN 
AFGHANISTAN 

Die Situation von Frauen und 
Mädchen in Afghanistan hat  

sich seit der Machtübernahme 
der Taliban im Sommer 2021 

 drastisch verschlechtert. Es  
gibt kaum einen Bereich des 

 öffentlichen Lebens, aus dem die 
radikal-islamischen Machthaber 

die Bürgerinnen des Landes noch 
nicht verdrängt haben. Seit Ende 

des vergangenen Jahres ist es  
in- und ausländischen Nicht -

regierungsorganisationen 
 verboten, Mitarbeiterinnen 

 einzustellen. Frauen und 
Mädchen dürfen sich nicht in 

Parks und Sporthallen aufhalten. 
Seit der Machtübernahme ist 

ihnen Sport ohnehin untersagt. 
Außerdem sind Mädchen und 

Frauen grundsätzlich vom 
Besuch weiterführender 

Schulen und Universitäten 
 ausgeschlossen. Amnesty 
 International hat den  UN-

Sicherheitsrat aufgefordert, 
 umgehend zu handeln. 
Zwar hat das Gremium 

die Einschränkungen der 
Frauenrechte verurteilt. Das 

genügt aus Sicht von  Amnesty 
jedoch nicht: »Es ist dringend 

notwendig, dass der 
UN-Sicherheitsrat dem 

Niedergang der Rechte von 
Frauen und Mädchen in diesem 

Land Einhalt gebietet«, sagte 
Yamini Mishra, die Amnesty- 

Regionaldirektorin für Südasien. 
Im Bild: Eine Händlerin verkauft 

in Mazar-i-Sharif Produkte für 
Frauen und Mädchen, 

Januar 2023. 
Foto: Atif Aryan / AFP / Getty Images

PANORAMA
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RANDALIERENDE RECHTSEXTREME IN BRASILIEN UNTER ANKLAGE 
Tausende Unterstützer*innen des im Herbst 2022 abgewählten Präsidenten Jair Bolsonaro 
haben am 8. Januar 2023 Regierungs- und Gerichtsgebäude in der brasilianischen 
 Hauptstadt Brasília gestürmt, Dokumente vernichtet und Einrichtungen verwüstet.  
Die Demonstrant*innen drangen in das Parlamentsgebäude, den Sitz des Obersten 
 Gerichtshofs sowie den Präsidentenpalast ein (im Bild: beschädigtes Mobiliar vor dem 
Präsidentenpalast). Sie griffen auch Sicherheitskräfte und  Journalist*innen an, die über die 
Vorfälle berichten wollten. Versuche, die Ausrüstung von Medienschaffenden zu zerstören 
oder an sich zu reißen, stellen eine schwerwiegende Verletzung der Pressefreiheit dar. 
Die Ausschreitungen kamen nicht unerwartet, sie waren von rechtsextremen Gruppen 
zuvor angekündigt worden. Knapp 2.000 Menschen wurden vorübergehend festgenom-
men, einige wurden bereits angeklagt, viele erwartet noch eine Anklage wegen Bildung 
einer kriminellen Vereinigung und Beschädigung von öffentlichem Eigentum. Zudem ist 
das Verhalten der Sicherheitskräfte in Brasília in die Kritik geraten.  Videos zeigen, dass 
einige Sicherheitskräfte nicht gegen die Randalierer*innen vorgingen.  
Foto: Ueslei Marcelino / Reuters
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MASSENPROTESTE UND AUSNAHMEZUSTAND IN PERU 
Die peruanische Staatsanwaltschaft hat im Januar Ermittlungen gegen Präsidentin  
Dina  Boluarte und mehrere Regierungsmitglieder eingeleitet. Untersucht werden sollen 
 mutmaßliche Verbrechen des Völkermords, der vorsätzlichen Tötung und schwerer 
 Körperverletzung im Zusammenhang mit den jüngsten Unruhen. Die Proteste waren 
 ausgebrochen, nachdem der ehemalige Präsident Pedro Castillo am 7. Dezember 2022  
die Auflösung des Nationalkongresses ankündigt hatte und daraufhin abgesetzt und 
 inhaftiert worden war. Unterstützer*innen Castillos fordern seither Boluartes Rücktritt  
und Neuwahlen. Die Regierung rief wegen der anhaltenden Proteste den Notstand in der 
Hauptstadt Lima und drei weiteren Regionen im Süden des Landes aus und schränkte 
Grundrechte wie die Versammlungs- und Reisefreiheit ein. Erika Guevara-Rosas, Amerika-
Expertin bei Amnesty International, sagte: »48 Todesfälle durch staatliche Repression, elf 
Tote bei Straßenblockaden, ein getöteter Polizist sowie Hunderte von Verletzten zeigen, 
dass die peruanischen Behörden den exzessiven und tödlichen Einsatz von Gewalt 
 zulassen.« Im Bild: Polizeieinsatz in Lima, Januar 2023. 
Foto: Sebastian Castaneda / Reuters
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FINNLAND 
Das finnische Parlament hat Anfang Februar ein 
Gesetz verabschiedet, das Erwachsenen das 
Recht auf eine Änderung des Geschlechtsein-
trags durch Selbsterklärung gewährt. Bisher 
mussten trans Menschen eine ärztliche Beschei-
nigung über ihre Sterilität vorlegen, was einen 
Verstoß gegen die Europäische Menschen-
rechtskonvention darstellt. »Mit der Verabschie-
dung dieses Gesetzes hat Finnland einen wichti-
gen Schritt getan, um die Rechte von trans 
Menschen zu schützen«, sagte Matti Pihlaja-
maa, zuständig für LGBTI-Rechte bei Amnesty in 
Finnland. Beim Briefmarathon im Jahr 2017 hat-
ten 347.000 Unterstützer*innen von Amnesty 
die finnischen Behörden aufgefordert, die 
 rechtliche Anerkennung des Geschlechts zu 
 reformieren.

JEMEN 
Am 7. Dezember haben die De-facto-Behörden 
der Huthi den Journalisten Younis Abdelsalam 
aus der Haft entlassen. Er war seit dem 4. Au-
gust 2021 in Sanaa ohne Anklage oder Gerichts-
verfahren inhaftiert, weil er friedlich Kritik an 
den Behörden geübt hatte. Nach seiner Fest-
nahme war er mehrere Wochen lang »ver-
schwunden« und musste anschließend 80 Tage 
lang in Einzelhaft und ohne Kontakt zur Außen-
welt verbringen. Sicherheitskräfte hatten Abdel-
salam während seiner Inhaftierung misshandelt 
und ihm eine angemessene medizinische Ver-
sorgung verweigert. Sein Bruder dankte Amnes-
ty und den vielen Menschen, die die Freilassung 
von Younis Abdelsalam gefordert hatten.

ÄGYPTEN 
Der Menschenrechtsanwalt und ehemalige Par-
lamentarier Zyad el-Elaimy ist am 24. Oktober 
2022 nach 40 Monaten willkürlicher Haft freige-
kommen. Er hatte sich seit Juli 2019 in Untersu-
chungshaft befunden, ohne die Rechtmäßigkeit 
seiner Inhaftierung prüfen lassen zu können. 
Die Behörden hatten ihm ohne Beweise die 
»Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereini-
gung« und die »Verbreitung von Falschnachrich-
ten« zur Last gelegt. Alle Beschuldigungen be-
zogen sich auf friedliche Meinungsäußerungen. 
Obwohl Zyad el-Elaimy unter Bluthochdruck, 
 einer Asthma- und einer Diabetes-Erkrankung 
leidet, wurde ihm in der Haft eine medizinische 
Versorgung verwehrt. Amnesty International 
hatte sich mit einer Eilaktion für den gewalt -
losen politischen Gefangenen eingesetzt.

SAUDI-ARABIEN 
Der pensionierte palästinensische Politiker und 
Arzt Mohammed al-Khudari ist im Oktober 
2022 aus dem Gefängnis entlassen worden – 
sieben Monate nach Verbüßung seiner Haftzeit. 
Die saudi-arabischen Behörden hatten ihn und 
seinen Sohn Hani al-Khudari im April 2019 will-
kürlich inhaftiert. Am 8. März 2020 waren beide 
Männer im Rahmen eines Massenverfahrens 
gegen 68 Personen vor dem Sonderstrafgericht 
angeklagt, »einer terroristischen Gruppe« bei-
getreten zu sein, womit offenbar die palästi-
nensische Hamas gemeint war. In der Haft war 
Mohammed al-Khudari zahlreichen Menschen-
rechtsverletzungen ausgesetzt. Sein Sohn Hani 
al-Khudari ist weiterhin inhaftiert.

EINSATZ MIT ERFOLG 
 
Weltweit beteiligen sich Tausende  Menschen an den  
»Urgent Actions«, den »Briefen gegen das Vergessen« und  
an Unterschriften aktionen von Amnesty  International. Dass dieser 
 Einsatz Folter verhindert, die Freilassung  Gefangener bewirkt und 
Menschen vor  unfairen Prozessen schützt, zeigt unsere Weltkarte.  
Siehe auch: www.amnesty.de/erfolge
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PHILIPPINEN 
Ein Gericht hat am 18. Januar 2023 die philip -
pinische Journalistin und Friedensnobelpreis -
trägerin Maria Ressa vom Vorwurf der Steuer-
hinterziehung freigesprochen. Ressa und ihre 
Website Rappler hatten in der Vergangenheit 
regelmäßig kritisch über den ehemaligen Präsi-
denten Rodrigo Duterte und seine Regierung 
berichtet. Die philippinischen Behörden waren 
deshalb seit 2018 mit mehreren Strafverfahren 
gegen sie vorgegangen. Der Direktor der philip-
pinischen Amnesty-Sektion, Butch Olano, sagte: 
»Amnesty begrüßt die Entscheidung, die Ankla-
ge fallen zu lassen und fordert die Behörden 
auf, weitere gegen Maria Ressa erhobenen Vor-
würfe ebenfalls fallen zu lassen, damit sie ihre 
Arbeit ungehindert fortsetzen kann.«

HONGKONG 
Der Radiomoderator Edmund Wan ist seit dem 
18. November 2022 wieder frei. Er war zwei Jah-
re zuvor festgenommen worden, weil er die 
 chinesische Regierung öffentlich kritisiert und 
eine Spendenaktion für junge Menschen aus 
Hongkong initiiert hatte. Bis zu seiner Festnah-
me hatte Wan vier Programme für einen unab-
hängigen Internetradiosender in Hongkong 
 moderiert. Im Oktober 2022 war er wegen 
 Aufwiegelung und Geldwäsche zu 32 Monaten 
Haft verurteilt worden. Auf Anweisung des Ge-
richts muss Edmund Wan trotz seiner Freilas-
sung die gesammelten Spenden der Regierung 
übergeben. Er dankte allen, die sich während 
seiner Inhaftierung für ihn eingesetzt haben.

BRIEFE GEGEN  
DAS VERGESSEN – UPDATES 
Mit den Briefen gegen das Vergessen (siehe Seite 80) 
können sich alle gegen Unrecht stark machen – allein 
zu Hause oder gemeinsam mit anderen. In jedem 
 Amnesty Journal rufen wir dazu auf, an Regierungen 
oder andere  Verantwortliche zu schreiben und sich für 
Betroffene von Menschenrechtsverletzungen einzu-
setzen. Was aus ihnen geworden ist, erfahren Sie hier. 

 
 

TÜRKEI 
Das türkische Kassationsgericht hat 
am 22. November 2022 die absurden 
»Terrorismus«-Schuldsprüche gegen 
führende Vertreter*innen von Am-
nesty International aufgehoben. Dies 
ist ein wichtiger Teilerfolg. Doch die 
politisch motivierte Verfolgung ist 
 damit noch nicht zu Ende: Das Verfah-
ren gegen Taner Kılıç, den Amnesty-
Ehrenvorsitzenden in der Türkei, wur-
de wegen »unvollständiger Ermittlun-
gen« an das erstinstanzliche Gericht 
zurückverwiesen. Am 8. März 2023 
muss er sich erneut vor einem Straf-
gericht in Istanbul verantworten. 
 
Der Ehrenvorsitzende Kılıç wurde im 
Juni 2017 inhaftiert. Die Behörden 
 bezichtigen ihn, Mitglied einer terro-
ristischen Organisation zu sein – ein 
vollkommen haltloser Vorwurf. Am 
5. Juli 2017 wurden dann zehn weitere 
Menschenrechtler*innen festgenom-
men, die in der Nähe von Istanbul an 
einer Fortbildung teilnahmen. Unter 
ihnen waren auch die Direktorin der 
türkischen Amnesty-Sektion, İdil Eser, 
der Rechtswissenschaftler Günal 
 Kurşun, die Mitbegründerin der 
 türkischen Amnesty-Sektion, Özlem 
Dalkıran, sowie der deutsche Men-
schenrechtstrainer Peter Steudtner. 
Auch gegen sie wurden völlig absurde 
Anklagen wegen Mitgliedschaft in ei-
ner terroristischen Organisation erho-
ben. Nach massiven internationalen 
Protesten kamen die zehn im Oktober 
2017 vorerst frei. Kılıç wurde erst am 
15. August 2018 aus der Untersu-
chungshaft entlassen. 
(Januar 2018)

Peter Steudtner

Özlem Dalkıran

İdil Eser

Taner Kılıç
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Seit dem Tod von Jina Mahsa Amini demonstrieren 
 überall im Iran Tausende gegen die politische und  

geistliche Führung des Landes. Geheimdienst, Polizei 
und Milizen gehen hart gegen Demonstrierende vor, 

Hunderte Menschen sind zu Tode gekommen. 
Abschottung, Zensur und Internetsperren sorgen dafür,  

dass die mediale Berichterstattung nachgelassen hat.  
Nicht so der Widerstand: Auf den nächsten Seiten  

stellen wir zentrale Gesichter, Motive und Aktionen  
der Protestbewegung vor.

Aufstand im Iran

Wütende Geste gegen die geistliche Führung. 
Frauen protestieren in Teheran, Oktober 2022. 
Foto: SalamPix / abaca / pa AMNESTY JOURNAL | 02/2023 11



E inige Sätze von Sarina Esmailzadeh 
werden in Erinnerung bleiben: »Wir 
brauchen Glück, Genuss, eine moti-

vierte Stimmung und viel Energie. Und 
wir brauchen Freiheit.« Denn Freiheit, so 
führte die Jugendliche weiter aus, werde 
den iranischen Frauen in vielen Berei-
chen vorenthalten. Das bekannteste Bei-
spiel sei die Zwangsverschleierung. Dass 
nur Männer ins Fußballstadion dürften, 
sei ein weiteres Beispiel, beklagte die jun-
ge Frau, die selbst Fußballfan war. Und sie 
betonte: »Die iranische Jugend ist nicht 
mehr dieselbe Ju-

Geheimdienst- und Sicherheitskräfte 
bedrohten ihre Familie anschließend 
massiv und schüchterten sie ein. Sie 
zwangen ihre Mutter, gegenüber einer 
staatlichen Nachrichtenagentur eine 
 Stellungnahme abzugeben, in der sie  
die offizielle Version der Todesursache 
wiedergeben musste, wonach ihre Toch-
ter durch einen Sprung vom Dach eines 
Gebäudes Suizid begangen habe. 

Zunächst hatten die Behörden noch 
behauptet, Sarina Esmailzadeh sei von 
 einem Gebäude gestoßen worden. Die 
staatliche Nachrichtenagentur Mizan 
schrieb kurz darauf, die junge Frau sei 
selbst gesprungen und habe Suizid be-
gangen. Nicht nur ihre Familie wurde 
 unter Druck gesetzt, diese Version zu ver-
breiten, auch auf ihre Mitschülerinnen 
wurde Zwang ausgeübt. Später bearbeite-
ten Unbekannte im Nachhinein Insta-
gram-Posts von Sarina Esmailzadeh und 
fügten neue Inhalte hinzu, die von Suizid 
handelten. Das alles zeigt, wie extrem 
stümperhaft der iranische Staat versuch-
te, den Mord zu verschleiern und zu ver-
tuschen. 

Sarina Esmailzadeh hatte sich an 
den Protesten seit Herbst 2022 betei-

ligt. Videos auf ihrem YouTube-Ka-
nal zeigen, wie sie ihren Alltag ver-
brachte und was ihr wichtig war. 
Sie war eine junge Frau, die das 
Leben genoss. Sie war fröhlich, 

lachte viel und laut. In einem 
 Video singt sie den Song »Take Me 

to Church« des Popstars Hozier sehr 
energisch mit. Er handelt von gleich-

geschlechtlicher Liebe und kritisiert 
 Religionen, die sich moralisch überlegen 
fühlen und behaupten, im Besitz der 
Wahrheit zu sein. ◆

gend wie vor 20 Jahren. Sie weiß, was in 
der Welt los ist.« All diese Sätze wurden 
zum Glück auf Videos und in Online-Bei-
trägen festgehalten, bevor Sarina Esmail-
zadeh am 23. September 2022 ermordet 
wurde.  

Sie war gerade einmal 16 Jahre alt, als 
Schläger sie in der Stadt Karadsch im Nor-
den Irans im Auftrag der Regierung bru-
tal töteten – sie schlugen ihr mit Schlag-
stöcken den Schädel ein. Als man Sarina 
Esmailzadeh ins Krankenhaus brachte, 
konnten die Ärzt*innen nur noch den Tod 

feststellen.  

AUFSTAND IM IRAN 
PORTRÄTS

Sarina Esmailzadeh
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Der Staat versuchte 
extrem stümperhaft, den 

Mord an Esmailzadeh  
zu vertuschen.

Gesichter des 
 
Seit September demonstrieren im Iran Tausende Menschen für 
der Regierung. Mina Khani stellt vier Aktivistinnen vor.         



A tena Daemi ist eine der bekanntes-
ten Frauen in der iranischen Pro-
testbewegung. Mit ihrer enormen 

Reichweite in den Online-Netzwerken 
verstärkt sie die Stimme der Protestieren-
den. Allein im Netzwerk Twitter folgen 
ihr mehr als 225.000 Menschen. Dass sie 
als Akteurin und Multiplikatorin am Pro-
test mitwirken kann, ist keine Selbstver-
ständlichkeit. Erst seit Januar 2022 ist 
 Daemi wieder in Freiheit – nach langen 
Jahren im Gefängnis. 

Daemi wurde erstmals im Jahr 2014 
festgenommen und kam direkt in Einzel-
haft. Sie hatte sich für Kinderrechte, Frau-
enrechte und gegen die Todesstrafe ein-
gesetzt. Und sie unterstützte Demons -
trant*innen, die sich mit der kurdischen 
Stadt Kobane im Norden Syriens solidari-
sierten, als diese im Jahr 2014 von der be-
waffneten Gruppe Islamischer Staat (IS) 
angegriffen wurde. 

Es kam zur Anklage und die Anklage-
punkte waren zahlreich: »Versammlung 
und Verschwörung gegen die nationale 
Sicherheit«, »Verbreitung von Propagan-
da gegen das System«, »Beleidigung der 
Gründer der Islamischen Republik Iran 
und des Religionsführers« und »Zurück-
haltung von Beweisen«. Im Jahr 2015 wur-
de Daemi zunächst zu einer Haftstrafe 
von 14 Jahren verurteilt, die später auf 
 sieben Jahre verkürzt wurde.  

Die Aktivistin hatte Mahnwachen für 
politische Gefangene vor dem berüchtig-
ten Evin-Gefängnis in Teheran organi-
siert. Später musste sie dort selbst viele 
Jahre verbringen. Doch sogar hinter Git-
tern kämpfte sie weiter und ließ mehrere 
Briefe aus der Haftanstalt schmuggeln, 
die viel dazu beitrugen, dass die iranische 
und internationale Öffentlichkeit über 
die brutalen und menschenunwürdigen 
Haftbedingungen in diesem Gefängnis 
informiert wurden.  

In einem Brief, der sich auf die Hin-
richtung dreier kurdischer Gefangener 
im Jahr 2018 bezog, schrieb sie: »Die Mör-
der und Verbrecher sind frei, und viele 
 zivile Aktivist*innen sind im Gefängnis. 

Darin schrieb sie: »Khuzestan hat kein 
Wasser, Khuzestan hat Staub, (…) Khuzestan 
hat Landminen, Kriegsschutt, Khuzestan 
hat Diskriminierung. (…) In Khuzestan op-
fert man Leben, um Wasser zu bekommen. 
Der Staat nimmt das Leben weg, um Was-
ser zu geben. (…) Allgemeine Diskriminie-
rung und Unterdrückung sind die heraus-
ragenden Merkmale dieses Staates.« 

Amnesty International setzte sich 
seit Beginn ihrer Inhaftierung für Atena 
Daemi ein, unter anderem beim Brief -
marathon 2018. Egal, ob sie gerade im 
 Gefängnis ist oder nicht: Daemi ist stets 
eine starke und laute Stimme der Revolu-
tion der Frauen im Iran. ◆

Ich wurde erneut verurteilt, weil ich Zani-
ar, Luqman und Ramin unterstützt und 
einen Gedenkgottesdienst abgehalten 
habe. Was kann ehrenvoller sein, als er-
neut zu einer Gefängnisstrafe verurteilt 
zu werden, weil man (…) Menschenleben 
verteidigt hat?« 

Die Behörden verlegten sie im Jahr 
2018 in ein Gefängnis im Norden des 
 Landes. Ihre Familie musste fortan einen 
langen Weg fahren, um sie zu besuchen. 
Und selbst von dort mischte sich Daemi 
weiter in die politische Auseinanderset-
zung ein. Als es im Jahr 2021 in der Pro-
vinz Khuzestan zu sogenannten Wasser-
protesten der Bevölkerung kam, in deren 
Verlauf Sicherheitskräfte mehrere Protes-
tierende töteten, ließ sie wieder einen 
Brief aus dem Gefängnis schmuggeln.  AMNESTY JOURNAL | 02/2023 13

Protests 
Freiheitsrechte und gegen die harte Repression  
Mit Zeichnungen von Sarah Kilcoyne

Atena Daemi 
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D ie iranische Feministin ist seit ei-
nigen Monaten auf der Flucht*. Im 
Iran gehörte Ghazaleh Motamed 

zu den bekanntesten Aktivistinnen der 
#MeToo-Bewegung. Die Kritik der Kos-
tümbildnerin richtete sich dabei ins-
besondere an die Kunst- und Kultur-
szene. 

Die 42-Jährige zählte zu den mehr 
als 800 Frauen, die im April 2022 ein 
Statement gegen sexualisierte Gewalt 
in der iranischen Filmszene veröffent-
lichten. Darin heißt es: »Jede Person 
mit Macht und Ansehen im irani-
schen Filmbetrieb nutzt ihre Position, 
um Frauen zu schikanieren, zu bedro-
hen, zu beleidigen, zu demütigen und 
anzugreifen.« Frauen erlebten körper-
liche Gewalt, Nötigung, erzwungene 
sexuelle Handlungen, unerwünsch-
ten Körperkontakt, verbale sexuelle 
Belästigung und Drohungen. Dies 
alles geschehe, ohne dass die Täter 
Verantwortung für diese Fälle von 
sexualisierter Gewalt überneh-
men müssten. 

Nach der Veröffentlichung 
wurde Ghazaleh Motamed zu-
sammen mit vier anderen Frau-
en in ein Komitee der Unter-
zeichner*innen gewählt, das den 
genannten und weiteren Fällen 
von sexualisierter Gewalt in der 
Kunst- und Kulturszene nachge-
hen wollte. Auch sollten Verhand-
lungen mit der Gewerkschaft der 
Filmschaffenden darüber geführt wer-
den, wie solche Taten in einer Art Proto-
koll festgehalten werden könnten. Ziel 
war es, sexualisierte Gewalt gründlich zu 
untersuchen und zu dokumentieren, um 
ein Fundament für juristische Schritte zu 
schaffen. 

Dieses Protokoll sei jedoch nie zustan-
de gekommen, weil es verhindert worden 
sei, berichtet Ghazaleh Motamed. »Aber 
wir haben nie aufgegeben. Der Einfluss 
feministischer Aktivitäten auf die Gesell-
schaft ist in der derzeitigen Revolution, 
die unter dem Motto ‚Frau, Leben, Frei-
heit‘ steht, deutlich zu sehen. Wir kämp-
fen weiter, um unsere Ziele zu erreichen.« 
Dazu zähle auch das Protokoll: »Wir wer-
den immer wieder darauf zurückkom-
men, und wir werden es in der iranischen 
Kinoszene durchsetzen.« 

Die sexualisierte Gewalt im Iran sei 
systemisch, sagt Ghazaleh Motamed. Die 

Behörden hätten ihr und ihren 
Mitstreiter*innen viele Steine in 
den Weg gelegt. Zunächst erteilte man ein 
Reiseverbot, später folgten zahlreiche Vor-
ladungen. Feministische Arbeit ist harte 
Arbeit in einem Land, das keine Freiheit 
und Gerechtigkeit für Frauen und LGBTI-
Personen kennt. 

Trotz harter Erfahrungen bereut es 
Ghazaleh Motamed nicht, alles versucht 
zu haben, um das Leben der Frauen zu 
verbessern und für deren Rechte zu 
kämpfen. Als der Druck vonseiten der Po-
lizei und der Milizen zunahm, sah sie sich 
jedoch gezwungen, das Land zu verlassen. 

»Sie haben bei 
Verhören anderer Aktivistinnen 

immer wieder meinen Namen erwähnt. 
Sie wollen jedes Netzwerk von Frauen 
und Feminist*innen zerstören«, sagt die 
Aktivistin. »Doch sie erreichen damit das 
Gegenteil. Es entstehen mehr feministi-
sche Netzwerke. Und es wird weiterge-
kämpft.« Für Ghazaleh Motamed sind die 
vergangenen Monate deshalb »eine femi-
nistische Revolution«. ◆ 

 
* Zum Schutz von Ghazaleh Motamed nennen 
wir ihren Aufenthaltsort nicht. 

Ghazaleh Motamed



E s war Mitte Juli im Jahr 2022, als 
sich Sepideh Rashno in Teheran im 
Bus auf den Weg zur Arbeit machte. 

Dort traf die 28-jährige Schriftstellerin 
und Lektorin auf Rayeheh Rabiee, und 
diese Begegnung sorgte dafür, dass Rash-
no am Ende des Tages nicht am Arbeits-
platz, sondern im Gefängnis landete. Bei-
de Frauen gerieten aneinander und nah-
men den Vorfall mit dem Handy auf, die 
Filme wurden weltweit bekannt.  

In beiden Handyvideos ist zu sehen, 
dass Sepideh Rashno im Bus kein Kopf-
tuch trug und Rabiee vollverschleiert war. 

Rabiee forderte Rashno auf, das Kopftuch 
aufzusetzen. Diese antwortete: »Geh mal 
hier raus! Werft sie raus!« Andere Frauen 
im Bus versuchten, Sepideh Rashno zu 
schützen. Sie wollten offensichtlich ver-
hindern, dass sie gefilmt wird. Während 
Sepideh Rashno ankündigte, ihr Video 
»an die ganze Welt« zu schicken, erwider-
te Rabiee: »Ich werde dich bei den Revolu-
tionsgarden anzeigen.« 

Sepideh Rashno wurde kurz darauf 
 inhaftiert und der »Versammlung und 
Verschwörung gegen die nationale Sicher-
heit« sowie der »Propaganda gegen die 

Sepideh Rashno

AMNESTY JOURNAL | 02/2023 15

 Islamische Republik« angeklagt. Wider-
stand gegen den Schleierzwang kann im 
Iran mit einer Strafe von bis zu zehn 
 Jahren Jahren Haft geahndet werden. 
 Rabiees Video wurde vor Gericht als Be-
weismaterial zugelassen. 

Ende Juli strahlten regierungsnahe 
Medien einen Film mit einem erzwunge-
nen »Geständnis« Rashnos aus. In ihrem 
Gesicht waren deutlich Verletzungen er-
kennbar, sie sprach nur sehr kurz und sah 
dabei völlig erschöpft aus. Hinter ihr war 
ein blauer Vorhang im Bild, der in den 
vergangenen Jahren häufig bei erzwun-
genen Geständnissen von Feminist*in-

nen, Menschenrechtaktivist*innen 
und Journalist*innen zu sehen war.  

In Online-Netzwerken und irani-
schen Exilmedien war die Empö-
rung über die Misshandlung Rash-
nos groß. Auch im Iran wuchs be-
reits damals die Wut auf die Behör-
den und die Revolutionsgarden 
wegen ihres brutalen Vorgehens 
 gegen Frauen – Monate bevor Jina 
Mahsa Amini wegen eines Versto-
ßes gegen den Schleierzwang er-

mordet wurde und zahlreiche Frau-
en und verbündete Männer massen-

haft gegen die Verschleierung, die Re-
pression und die Unfreiheit im Land 

protestierten.  
Bereits im Fall von Sepideh Rash-

no hatte der Staat nicht mehr zu bie-
ten als ein erzwungenes »Geständ-

nis« und eine Politik der Angst. Die 
iranischen Frauen sollten die Verlet-

zungen im Gesicht Rashnos auf jeden 
Fall sehen. Die Botschaft war klar: Wer 
sich der Verschleierung widersetzt, wird 
inhaftiert und gefoltert. 

Sepideh Rashno wurde inzwischen 
gegen eine sehr hohe Kaution von um-
gerechnet mehr als 27.000 Euro freige-
lassen. Sie steht nach wie vor unter 
Anklage. Rashno hat sich seither nur 

einmal geäußert und sich bei der irani-
schen Gesellschaft für die Solidarität be-
dankt. ◆

Im Fall Rashno hatte 
der Iran  nicht mehr 

zu bieten als eine 
Politik der Angst.



AUFSTAND IM IRAN 
GEFANGENE UND  
TODESSTRAFE
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I
m August 2021 erreichten schockie-
rende Videoclips die Öffentlichkeit. 
Es handelte sich um Bilder von 
Überwachungskameras, die autori-
tären Regierungen üblicherweise 

dazu dienen, ihre Bürger auszuspähen, 
um politischen Protest im Keim zu ersti-
cken. Doch diese Aufnahmen deckten 
Menschenrechtsverletzungen auf: Einer 
iranischen Hackergruppe war es gelun-
gen, in das Kontrollsystem des berüchtig-
ten Evin-Gefängnisses am Stadtrand von 
Teheran einzudringen. Die geleakten Auf-
nahmen belegen, mit welcher Brutalität 
die Gefangenen dort behandelt werden: 
Man sieht, wie ein älterer Gefangener, der 
zusammengebrochen ist, durch das Ge-
fängnis geschleift wird, wie mehrere Wär-
ter einen Mann verprügeln, wie ein leblo-
ser Mann einfach auf dem Boden liegen-
gelassen wird, während die Wärter dane-
benstehen, und wie ein Mann in einem 
Duschraum versucht, sich mit Glasscher-
ben die Pulsadern aufzuschneiden.  

Die schockierenden Bilder seien nur 
»die Spitze des Eisbergs der Folterepide-
mie im Iran«, sagt Heba Morayef, Nahost-
Expertin von Amnesty International. Die 
Videoclips bestätigten das, was viele Ge-
fangene über die Haftbedingungen aus-
gesagt hätten. Der Chef des iranischen 

Strafvollzugs, Mohammed Mehdi Haj 
 Mohammadi, entschuldigte sich zwar für 
das »inakzeptable Verhalten« der Wärter, 
über weitere Konsequenzen wurde jedoch 
nichts bekannt. 

Am 15. Oktober 2022, während der 
jüngsten Protestwelle im Iran, gelangten 
Videos an die Öffentlichkeit, die zeigten, 
dass im Evin-Gefängnis ein Großfeuer 
ausgebrochen war. Nach offiziellen Anga-
ben wurden dabei acht Personen getötet 
und mehr als 60 verletzt. Die Behörden 
behaupteten, das Feuer sei durch einen 
Streit unter Gefangenen verursacht wor-
den. Belege, die Amnesty zusammenge-
tragen hat, legen jedoch nahe, dass das 
Feuer dazu dienen sollte, das brutale Vor-
gehen gegen Inhaftierte zu verschleiern. 
Häftlinge im Gebäude 8, in dem überwie-
gend politische Gefangene untergebracht 
sind, berichteten, dass gegen 20 Uhr 
Schüsse und Schreie im benachbarten Ge-
bäude 7 zu hören waren. Als sie in Panik 
ihren Trakt verlassen wollten, wurden sie 
vom Gefängnispersonal unter Einsatz von 
Tränengas, Schlagstöcken und Schüssen 
daran gehindert. Erst eineinhalb Stunden 
später machten erste Berichte über ein 
Feuer die Runde, das offenbar im Werk-
stattgebäude ausgebrochen war, zu dem 
die Gefangenen zu diesem Zeitpunkt kei-
nen Zugang hatten.  

Amnesty dokumentierte die Zustände 
in iranischen Gefängnissen bereits nach 
den Protesten im November 2019 in ei-
nem Bericht mit dem Titel: »Die Mensch-

Das Gegenstück 
zur Isolationshaft 

sind überfüllte 
Zellen.

Das Evin-Gefängnis als Symbol im Gesicht. 
Demonstrantin in London, November 2022. 

Foto: Thomas Krych / Zuma Press Wire / pa

Doppelt 
bestraft 
 
Im Iran werden Oppositionelle in unfairen Gerichtsverfahren 
zu hohen Haftstrafen verurteilt. Die Haftbedingungen wirken 
wie eine zusätzliche Bestrafung. Von Dieter Karg



lichkeit mit Füßen treten« (»Trampling 
humanity«). Genau die gleichen Schilde-
rungen erreichen die Organisation seit 
dem Ausbruch der aktuellen Proteste im 
Herbst 2022. Personen »verschwinden« 
direkt nach ihrer Festnahme. Sie werden 
mit verbundenen Augen in geheime 
Haftzentren gebracht und müssen länge-
re Zeit in Isolationshaft verbringen, ohne 
jeglichen Kontakt zur Außenwelt. Ange-
hörige und Rechtsbeistände suchen oft 
wochenlang verzweifelt nach ihnen, er-
halten jedoch keine Auskunft über ihren 
Aufenthaltsort. Stattdessen werden sie ge-
warnt, mit anderen darüber zu sprechen 
oder den Fall an die Öffentlichkeit zu 
bringen. 

Unmittelbar nach der Inhaftierung 
beginnen meist Folter oder andere Miss-
handlungen, um die Inhaftierten zu be-
strafen, zu erniedrigen und zu »Geständ-
nissen« zu zwingen. Schläge, auch mit 
 einer Peitsche, und Aufhängen an den 
Gliedmaßen sind dabei die häufigsten 
Formen. In vielen Fällen werden auch 
Elektroschocks, Erstickungstechniken wie 
»Waterboarding«, sexualisierte Gewalt 
oder Scheinhinrichtungen angewendet. 
Hinzu kommen verschiedene Formen 
psychischer Folter wie Beleidigungen und 
Obszönitäten, die Androhung einer Ver-
gewaltigung oder einer Hinrichtung. Man 
droht den Inhaftierten außerdem an, 
nahe Verwandte zu inhaftieren, zu foltern 
oder zu töten, und schüchtert die Familien-
angehörigen ein und drangsaliert sie. 

Medizinische Behandlung verweigert 
Auch die Unterbringung selbst erniedrigt 
die Gefangenen. Das Gegenstück zur Iso-
lationshaft sind überfüllte Zellen, vor al-
lem nach größeren Verhaftungswellen. 
Die Inhaftierten müssen dann ohne Bett 

gung zurückzuführen sind. Die Kranken-
stationen der Gefängnisse bieten nur eine 
sehr eingeschränkte medizinische Versor-
gung. Dennoch lehnten die Gefängnisbe-
hörden oder das ärztliche Personal eine 
Untersuchung oder Behandlung außer-
halb des Gefängnisses vielfach ab, sodass 
sich der Zustand der Inhaftierten gravie-
rend verschlechterte – manchmal bis hin 
zum Tod. 

Die schlechte ärztliche Versorgung 
zeigte sich auch während der Corona-Pan-
demie: In den Gefängnissen kam es zu 
größeren Ausbrüchen, weil Inhaftierte 
nicht geimpft und Infizierte nicht isoliert 
wurden. Geleakte Briefe an das Gesund-
heitsministerium belegen, dass selbst Ge-
fängnisleitungen wiederholt feststellten, 
dass sie nicht über genügend Schutzaus-
rüstung, Desinfektionsmittel und medizi-
nische Geräte verfügten und dass viele 
Häftlinge ein geschwächtes Immunsys-
tem hätten. Eine Antwort erhielten sie 
nicht. Im Jahr 2020 protestierten Gefan-
gene in mindestens acht Haftanstalten 
mit Hungerstreiks oder angezündeten 
Mülltonnen gegen die Mängel. Als die 
 Behörden mit Tränengas und scharfer 
Munition gegen die Protestierenden vor-
gingen, wurden mindestens 35 Menschen 
getötet und Hunderte verletzt. 

Ein Gefangener, der bei den Protesten 
2019 festgenommen wurde, berichtete, 
man habe ihm im Verhör gesagt: »Wenn 
du stirbst, dann stirbst du wie ein Hund. 
Es ist uns nicht wichtig, ob du lebst oder 
stirbst.« Eine Aussage, die symptomatisch 
ist für die Haltung der Behörden gegen -
über Inhaftierten. ◆ 

 
Dieter Karg ist Sprecher der Länderkoordina-
tionsgruppe Iran von Amnesty International in 
Deutschland.

und Matratze auf dem kalten Boden 
schlafen. In den Zellen brennt oft Tag 
und Nacht grelles Licht. Gefangene kla-
gen auch über Schädlingsbefall und 
 penetranten Gestank wegen defekter 
 sanitärer Anlagen. Das Essen ist häufig 
unzureichend und kaum genießbar.  

Die schlechten Haftbedingungen sind 
eine zusätzliche Bestrafung und werden 
auch bewusst so eingesetzt, wenn Gefan-
gene sich zum Beispiel nicht fügen oder 
protestieren. Ihnen wird außerdem die 
Kommunikation mit ihren Familienan -
gehörigen verweigert, oder man verlegt 
sie in ein Gefängnis, das so weit vom 

Wohnort ihrer Angehörigen entfernt 
liegt, dass Besuche nur schwer möglich 
sind. Friedlich Protestierende werden oft 
zusammen mit Gewalttätern inhaftiert, 
von denen sie bedroht oder angegriffen 
werden. 

Auf einen weiteren Aspekt hat Amnes-
ty im April 2022 in dem Bericht »Im War-
tezimmer des Todes« (»In Death’s Waiting 
Room«) hingewiesen: Die Gefängnisbe-
hörden verweigern Inhaftierten eine not-
wendige medizinische Behandlung, so-
wohl bei Verletzungen, die während der 
Festnahme oder aufgrund von Folter ent-
standen, als auch bei Vorerkrankungen. 
Amnesty untersuchte 96 Todesfälle in 
Haft im Zeitraum von 2010 bis März 2022, 
die auf mangelnde medizinische Versor-
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Um Demonstrierende abzuschrecken und weite-
re Proteste zu verhindern, haben Regierung und 
Justiz im Iran zum ultimativen Mittel gegriffen: 
Sie haben Todesurteile verhängt und auch schon 
vollstreckt. Amnesty International hat 31 Fälle 
 dokumentiert. Derzeit (Stand Mitte Februar) 
droht mindestens 14 Menschen die Todesstrafe, 
vier (Mohsen Shekari, Majidreza Rahnavard, 
 Mohammad Mehdi Karami und Seyed Moham-
mad Hosseini) wurden bereits  hingerichtet. Laut 
 anderen Menschenrechts organisationen sollen 
es bereits 44 Fälle sein. 
Der Iran ist – nach China – das Land mit den 
meisten Hinrichtungen. Früher wurden sie 

meist wegen Drogendelikten vollstreckt. Nach 
einer Gesetzesreform im Jahr 2017 sank deren 
Zahl – wie auch die der Hinrichtungen insge-
samt – auf etwa 250 pro Jahr. Seitdem hat sie 
sich laut Berichten von Menschenrechtsorgani-
sationen mehr als verdoppelt: 2022 wurden 
mehr als 550 Menschen hingerichtet. Bezüglich 
der Verurteilung und Hinrichtung von Jugend-
lichen steht der Iran weltweit nahezu allein da. 
Das Land verstößt damit eklatant gegen inter-
nationales Recht. Denn die Todesstrafe soll, 
wenn überhaupt, nur für schwerste Vergehen 
wie Mord verhängt werden. Für die Verurtei-
lung von Demonstrierenden greifen die Behör-
den auf zwei Begriffe des islamischen Rechts zu-
rück: »Kampf gegen Gott« und »Verdorbenheit 
auf Erden«. Beide sind höchst schwammige 

»Vergehen«, unter die nahezu alles gefasst 
 werden kann, was mit Protest zu tun hat. Unter 
»Kampf gegen Gott« wird jede Art von Protest 
gegen die Regierung als Statthalter der gött-
lichen Ordnung verstanden wie zum Beispiel 
das Abfeuern von Schüssen in die Luft, Straßen-
blockaden, das Anzünden von Mülltonnen und 
tätliche Angriffe gegen Sicherheitskräfte ohne 
Tötungsabsicht. Hinzu kommt, dass in unfairen 
Prozessen unscharfe Videos als Beweismittel 
verwendet werden, auf denen die Täter*innen 
nicht zu identifizieren sind. Auch unter Folter 
erzwungene »Geständnisse« dienen als Be-
weise. Rechtsbeiständen wurde mehrfach die 
Prozessteilnahme oder die Akteneinsicht ver-
wehrt. ◆ 

Dieter Karg

TODESSTRAFE GEGEN DEMONSTRIERENDE

»Es ist uns nicht wichtig, 
ob du lebst oder stirbst.« 
Aussage eines Verhörers
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M
ohsen Shekari, Majidre-
za Rahnavard, Moham-
mad Mehdi Karami, 
Seyed Mohammad Hos-
seini. Vier Namen, vier 

ausgelöschte Leben. Vier von Hunderten, 
die getötet wurden. Diese vier aber wur-
den hingerichtet. 

Im System der Islamischen Republik 
nimmt die Todesstrafe eine strategische 
Rolle ein. Todesstrafen und Hinrichtun-
gen sind nicht nur ein menschenrechts-
verachtendes Instrument der Strafvoll-
streckung, sie sind zugleich brutale Werk-
zeuge der politischen Unterdrückung. Die 
Hinrichtungen von Protestierenden und 
die Todesurteile, die nach Scheinprozes-
sen, erzwungenen »Geständnissen« und 
in atemberaubender Geschwindigkeit er-
folgen, sollen nur eines bewirken: Angst 
schüren und die seit September 2022 an-
dauernden Proteste zum Erliegen brin-
gen.  

Schon im Zusammenhang mit der 
brutalen Niederschlagung der landeswei-
ten Proteste im November 2019 kam Am-
nesty International zu dem Schluss, dass 
die iranischen Behörden die Todesstrafe 
systematisch als Instrument der Unter-
drückung anwandten. Und bereits im Juni 
1989 sprach Amnesty mit Blick auf die 

bereits in der Vergangenheit, und auch in 
Zukunft wird die politische Führung im-
mer wieder darauf zurückgreifen, wenn 
sie denn die Möglichkeit dazu hat.  

Anstatt aber vor Trauer und Wut ge-
lähmt zu sein, wandeln die Protestieren-
den ihre Emotionen um: »Tötet ihr einen, 
kommen 1.000 nach«, lautet ein bekann-
ter Slogan der Bewegung. Und als am 9. Ja-
nuar bekannt wurde, dass Mohammad 
Ghobadlou und Mohammad Boroughani 
die Hinrichtung drohte, zog eine große 
Menschenmenge vor das Gefängnis Go-
hardasht nordwestlich von Teheran und 
skandierte: »Wenn ihr hinrichtet, dann 
wird es weitere Aufstände geben.« 

Das Todesurteil Boroughanis wurde 
am 11. Januar ausgesetzt – ein großer Er-
folg für die mutigen Menschen im Iran. 
Mohammad Ghobadlou jedoch droht 
weiterhin die Hinrichtung. Auch an ihm 
soll nach dem Willen der politischen 
 Führung ein Exempel statuiert werden. 
Es gilt also weiter hinzusehen und laut 
zu sein: Für Ghobadlou und für unzählige 
politische Gefangene, denen die Todes-
strafe droht, nur weil sie von ihren 
 Menschenrechten auf freie Meinungs -
äußerung und Protest Gebrauch gemacht 
haben. ◆ 

 
Jetzt aktiv werden:  
 
Katja Müller-Fahlbusch  
ist Amnesty-Referentin  
für den Nahen Osten.

außergerichtlichen Massenhinrichtun-
gen von 1988 von »politischen Hinrich-
tungen«. 

Solche Hinrichtungen verstoßen ge-
gen das Völkerrecht. Völkerrechtlich ist 
die Todesstrafe zwar nicht grundsätzlich 
verboten, sie darf aber nur für die schwer-
wiegendsten Straftaten und nur nach ei-
nem ordnungsgemäßen Verfahren ver-
hängt werden. Beides trifft in der Islami-
schen Republik in aller Regel nicht zu.  

Die Protestierenden sind nach islami-
schem Recht zweier Delikte angeklagt, auf 
die die Todesstrafe steht: »Kampf gegen 
Gott« oder »Verdorbenheit auf Erden«. 
Amnesty International kritisiert diese 
 vagen Begriffe seit Langem. Denn darun-
ter können jegliche Handlungen gefasst 
werden, die gegen das politische System 
gerichtet sind (siehe auch Seite 18).  

Todesurteil ausgesetzt 
So erging das Todesurteil gegen Mohsen 
Shekari wegen »Kampf gegen Gott«. Ihm 
wurde vorgeworfen, am 25. September 
2022 einen Milizionär mit einem Messer 
verletzt und eine Straße blockiert zu ha-
ben, damit Sicherheitskräfte nicht durch-
kommen. Sein Scheinprozess fand am 
1. November statt und beruhte unter an-
derem auf einem mutmaßlich durch Fol-
ter erpressten »Geständnis«. Weniger als 
fünf Wochen später, am 8. Dezember, 
wurde Mohsen Shekari im Morgengrauen 
hingerichtet.  

Die Trauer und die Wut der Iraner*in-
nen lassen sich von außen kaum erfas-
sen. Zumal sie genau wissen, dass die 
Hinrichtungen Methode haben. Es gab sie 

AUFSTAND IM IRAN 
PROTEST UND TODESSTRAFE

Morde mit 
Methode 
 
Hinrichtungen als Instrument der Unterdrückung:  
Die Todesstrafe hat im Iran eine systemerhaltende Funktion.  
Ein Kommentar von Katja Müller-Fahlbusch

»Tötet ihr einen, 
kommen 1.000 nach.« 

Slogan der 
Protestbewegung
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Widerstand  
aus Tradition 
 
Unter den Aufständischen im Iran sind sehr viele Kurd*innen.  
Polizei, Milizen und Militär gehen deshalb in den kurdischen  
Gebieten besonders hart gegen Protestierende vor. Von Hêlîn Dirik

AUFSTAND IM IRAN 
PROTESTE IN DEN REGIONEN

A
ls Geburtsorte der derzeiti-
gen Protestwelle gelten die 
Provinz Kurdistan und ande-
re kurdische Gebiete im Iran. 
Ein Grund dafür ist, dass die 

22-jährige Jina Mahsa Amini, die am 
16. September 2022 in Polizeigewahrsam 
starb, Kurdin war. Bei ihrer Beisetzung in 
ihrer kurdischen Heimatstadt Saqqez pro-
testierten Tausende Menschen gegen die 
Regierung und ihre Repressionsorgane. 
Von dort aus verbreitete sich der Auf-
stand im ganzen Land und entwickelte 
sich unter dem Slogan »Jin Jiyan Azadî« 
(Frau, Leben, Freiheit) zu einer Revolu-
tion. Überall wehren sich seither Frauen 
gegen die Zwangsverschleierung und 
staatliche Gewalt. Und dabei blieb es 
nicht: In allen 31 Provinzen des streng is-
lamischen und überwiegend schiitisch 
geprägten Landes wurde in den vergange-
nen Monaten zum Sturz der politischen 
und religiösen Führung aufgerufen. 

Radikale Forderungen nach einem 
Systemwandel kommen insbesondere 
aus den kurdischen Gebieten des Landes, 
von Kurd*innen selbst als Rojhilat (Osten) 
bezeichnet. Kurd*innen sind im Iran 
schon lange politisch organisiert. Sie 
 wurden bereits während des Schah-Regi-
mes, vor der Entstehung der Islamischen 

Verschleppungen kurdischer Protestie-
render die Runde, Informationen über ih-
ren Verbleib gibt es nicht. 

Die staatliche Gewalt eskaliert be-
sonders dort, wo die Bevölkerung mas-
senhaft auf die Straßen geht und Errun-
genschaften erzielt. So besetzten Protes-
tierende zum Beispiel im kurdischen 
 Bukan im November das Rathaus und 
mehrere Regierungsgebäude. Die Regie-
rung reagierte darauf mit einer Truppen-
verstärkung in kurdischen Städten und 
tödlichen Schüssen auf Protestierende. In 
der Stadt Javanrud nahm die Repression 
nach Gedenkprotesten für ermordete 
Protestierende am 31. Dezember deutlich 
zu. In den beiden folgenden Wochen wur-
den nach Angaben der Menschenrechts-
organisation Hengaw mindestens 40 
Kurd*innen aus Javanrud verschleppt. 

Angriffe auch außerhalb Irans 
Die Gewalt der iranischen Sicherheits-
kräfte gegen Kurd*innen beschränkt sich 
nicht nur auf das Inland. Am 24. Septem-
ber begannen die iranischen Revolutions-
garden Stützpunkte kurdisch-iranischer 
Exilparteien im Nordirak zu bombardie-
ren. Dabei wurde auch eine Siedlung von 
Geflüchteten in Koya angegriffen. 

Die iranische Regierung warf den 
 kurdischen Parteien vor, die Aufstände 
angestiftet zu haben. Seit Jahrzehnten 
stellen die Behörden jegliche kurdische 

Republik 1979, unterdrückt und leisteten 
dagegen Widerstand. Die iranischen Be-
hörden  waren sich des Potenzials dieser 
Wider stands tradition sehr wohl bewusst, 
als sie versuchten, eine öffentliche Beiset-
zungszeremonie für Jina Mahsa Amini 
und damit auch Massenproteste zu ver-
hindern. 

Doch konnte die Regierung den Be-
ginn der »Jina-Revolution« nicht aufhal-
ten. Die kurdischen Gebiete und die Re-
gion Belutschistan im Südosten (siehe 
Kasten), wo viel Armut herrscht und die 
Mehrheit der Bevölkerung der sunniti-
schen Minderheit angehört, sind nun 
Zentren des Aufstands. In Rojhilat wehrt 
sich die Bevölkerung seit Monaten ent-
schlossen gegen die Sicherheitskräfte. Auf 
den Straßen sind Parolen zu hören wie: 
»Kurdistan wird das Grab der Faschisten 
sein«. Jede Woche gibt es Streiks, und in 
vielen Stadtteilen bilden sich revolutionä-
re Jugendgruppen. 

Die Regierung geht mit exzessiver 
 Gewalt gegen die Proteste vor. Nach An -
gaben des Kurdistan Human Rights Net-
work töteten die Sicherheitskräfte seit 
September 2022 mindestens 120 Kurd*in-
nen. Unter den Menschen, denen die Hin-
richtung droht, weil sie sich an Protesten 
beteiligten, sind sehr viele Kurd*innen. 
Der 22-jährige Kurde Mehdi Karami wur-
de bereits hingerichtet (siehe Seiten 18 
und 19). Täglich machen Berichte über 
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Organisierung als terroristische und se-
paratistische Verschwörung dar. Kurd*in-
nen werden regelmäßig aufgrund solcher 
Anschuldigungen inhaftiert und hin -
gerichtet. Die jüngste Behauptung des 
hochrangigen Klerikers Ahmad Khatami, 
Kurdisch sei »die offizielle Sprache der 
Hölle«, unterstreicht die antikurdische 
Haltung der politischen und geistlichen 
Führung im Iran. 

Kurdische Parteien werteten die An-
griffe in Nordirak als ein Manöver, um zu 
verhindern, dass sich der Aufstand aus-
breitet. Zudem wolle die Regierung davon 
ablenken, dass er sich nicht auf die kurdi-
schen Gebiete beschränkt, sondern große 
Teile der Bevölkerung umfasst. Sanaz*, 

eine kurdische Aktivistin aus Saqqaz, er-
klärt: »Das Regime hat Angst davor, dass 
andere Teile des Landes sich ein Beispiel 
an Kurdistan nehmen. Denn Kurdistan 
war schon immer eine Quelle revolutio-
närer Ideen.« 

Der Slogan »Jin Jiyan Azadî« etwa, der 
zum zentralen Slogan des Aufstands ge-
worden ist, stammt aus der kurdischen 

Bewegung, die seit mehr als 40 Jahren ge-
gen die Unterdrückung der Kurd*innen in 
den Staaten Syrien, Irak, Türkei und Iran 
kämpft. Bekanntheit erlangte die Parole 
durch die Frauenrevolution in Rojava im 
Norden Syriens, wo die Frauenverteidi-
gungseinheiten YPJ erfolgreich gegen die 
bewaffnete Gruppe Islamischer Staat (IS) 
kämpften. 

Dass diese Parole nun auch in der Re-
volution im Iran eine bedeutende Rolle 
spielt, verdeutlicht den grenzübergreifen-
den Charakter der Kämpfe und Ideen von 
Kurd*innen in verschiedenen Staaten, die 
sich gegenseitig beeinflussen. Auf die Fra-
ge nach Perspektiven für die Zukunft des 
Iran antwortet Sanaz: »Direkte Demokra-
tie durch ein Rätesystem ist der einzig 
sichtbare Ausblick.« Die aus dem kurdi-
schen Kirmaşan stammende Aktivistin 
Sana* betont die Notwendigkeit eines 
grundlegenden sozialen Wandels: »Die 
Grausamkeit geht nicht nur vom Regime 
aus. Frauen müssen sich zum Beispiel 
auch gegen ihre Ehemänner oder Väter 
wehren. Es wird noch ein langer Kampf – 
und wir alle müssen zu Freiheitskämp-
fer*innen werden.« ◆ 

 
* Die Namen wurden zum Schutz der Personen 
abgekürzt.

Barrikade im kurdisch geprägten  
Mahabad, Dezember 2022. 

Foto: Middle East Images / laif

»Kurdistan war schon 
immer eine Quelle 

revolutionärer Ideen.« 
Sanaz, Kurdin

Auch in Sistan-Belutschistan finden große De-
monstrationen gegen die Regierung statt. Dafür 
gibt es mehrere Gründe. Die Provinz im Osten, 
an der Grenze zu Afghanistan, zählt zu den 
ärmsten Regionen des Irans. Die Mehrheit der 
Bevölkerung gehört der ethnischen Minderheit 
der Belutschen an, die überwiegend Sunniten 
sind. Diese Glaubensrichtung wird im Iran, wo 
der schiitische Islam Staatsreligion ist, zwar ge-
duldet, aber benachteiligt. Hinzu kommt, dass 
es in Sistan-Belutschistan separatistische Kämp-
fer*innen gibt. Die Staatsmacht sieht daher na-
hezu jeden Protest als Unterstützung des Terro-
rismus an. Amnesty International hat ermittelt, 

dass etwa ein Viertel der Personen, die im er-
sten Halbjahr 2022 im Iran hingerichtet wurden, 
Belutsch*innen waren, obwohl deren Bevölke-
rungsanteil bei nur fünf Prozent liegt. 
Die jüngsten Proteste begannen, nachdem ein 
15-jähriges Mädchen im September 2022 mut-
maßlich durch einen Polizeikommandanten ver-
gewaltigt worden war. Der 30. September ging 
als »blutiger Freitag« in die iranische Geschichte 
ein. In der Provinzhauptstadt Zahedan töteten 
Sicherheitskräfte durch gezielte Schüsse min-
destens 66 Demonstrierende, darunter zehn 
Minderjährige. Der jüngste Getötete, Javad 
Pousheh, war elf Jahre alt. ◆

EIN ZENTRUM DER PROTESTE: DIE PROVINZ SISTAN-BELUTSCHISTAN



Musste fliehen, um nicht selbst in Haft 
zu kommen: Shole Pakravan.

Schlaflose Nächte 
 
Nachdem die junge Iranerin Reyhaneh Jabbari trotz internationaler Proteste 2014  
hingerichtet wurde, wurde ihre Mutter Shole Pakravan zur Aktivistin. Sie fordert seither  
die Abschaffung der Todesstrafe in ihrer Heimat – inzwischen von Berlin aus.  
Die Hinrichtungen von Teilnehmenden der aktuellen Proteste im Iran konfrontieren  
sie erneut mit ihrem Schmerz. Von Parastu Sherafatian (Text) und Sarah Eick (Foto)

AUFSTAND IM IRAN 
KAMPF GEGEN REPRESSION

22 AMNESTY JOURNAL | 02/2023



AMNESTY JOURNAL | 02/2023 23

M
itten in der Nacht stan-
den plötzlich Männer 
in der Wohnung. Ihre 
Tochter stand fertig an-
gezogen vor ihr, und 

Shole Pakravan bemerkte erst in diesem 
Moment, dass es Polizisten waren, die 
Reyhaneh abführen wollten. Einige Stun-
den zuvor war die 19-Jährige aufgewühlt 
nach Hause gekommen und hatte von ei-
nem Autounfall berichtet, den sie gehabt 
habe. Shole beschwichtige sie und war be-
ruhigt bei dem Gedanken, dass niemand 
verletzt worden war. Nun sagten die Poli-
zisten, ihre Tochter habe eine Person mit 
dem Auto erfasst und Fahrerflucht began-
gen. »Ich schimpfte mit Reyhaneh und 
fragte sie, wie sie es übers Herz gebracht 
hatte, den Menschen auf der Straße lie-
gen zu lassen. Die Absurdität dieses Mo-
ments war mir in jener Nacht noch nicht 
bewusst«, erzählt Shole Pakravan. Sie 
spricht gefasst, es hilft, dass sie diese 
 Geschichte schon oft erzählt hat, nur in 
ihren Augen sieht man die Trauer. 

Shole Pakravan war damals, 2007, in 
die Irre geführt worden. Reyhaneh wurde 
nach der Festnahme nicht der Fahrer-
flucht beschuldigt, sondern des Mordes 
an Morteza Abdolali Sarbandi, einem 
 früheren Mitarbeiter des iranischen Ge-
heimdienstes. Nach jahrelanger Recher-
che weiß Shole Pakravan heute, dass Sar -
bandi ihre Tochter, eine Informatik- und 
Innenarchitekturstudentin, unter dem 
Vorwand, sein Büro neu einrichten zu 
wollen, in eine leerstehende Wohnung 
 gelockt hatte. Dort versuchte er, sie zu 
vergewaltigen. Reyhaneh wehrte sich. 
Nach einer Auseinandersetzung, bei der 
sie Sarbandi in Notwehr verletzte, schaff-
te Reyhaneh es, aus der Wohnung zu flie-
hen und einen Krankenwagen zu rufen.  

Shole Pakravan ahnte damals nicht, 
dass jene Nacht, in der ihre Tochter abge-
führt wurde, die erste von unzähligen 
schlaflosen Nächten sein würde. Es folg-
ten sieben Jahre, in denen die Mutter un-
ermüdlich für die Freiheit ihrer Tochter 
kämpfte. Sie beendete ihre Karriere als 
Schauspielerin und bewegte sich fortan 
in einer ganz anderen Welt. Sie lernte 
Frauen aus allen Schichten der iranischen 
Gesellschaft kennen. Sie alle hatten Ange-
hörige, die inhaftiert waren. Zuvor waren 
die Verurteilten nur Zahlen, über die sie 
in Zeitungen las. Nun bekamen die Per -
sonen Namen und Lebensgeschichten. 
Während Reyhanehs Zeit im Gefängnis 
setzten sich Mutter und Tochter auch für 
Mitinhaftierte ein.  

»Der Kampf für Reyhanehs Freilassung 

hat mir – leider, muss ich sagen – gezeigt, 
wie die iranischen Behörden ticken und 
welche aus der Not geborenen Mittel man 
ergreift, um nicht komplett machtlos ge-
gen die Ungerechtigkeiten der Justiz zu 
sein«, erzählt Shole Pakravan.  

Zwei Jahre nach ihrer Festnahme wur-
de Reyhaneh in einem unfairen Prozess 
zum Tode verurteilt. Je mehr die verzwei-
felte Mutter mit den Schicksalen anderer 
zum Tode Verurteilter in Berührung kam, 
desto stärker war sie davon überzeugt, 
dass es keine Rechtfertigung für die To-
desstrafe gibt. »Hinrichtungen fügen 
nicht nur den Betroffenen Leid zu. Sie 
traumatisieren auch die Personen, die 
diese ausführen. Auf allen Ebenen bedeu-
tet die Todesstrafe endlosen Schmerz«, 
sagt Shole Pakravan heute mit Nach-
druck. 

Zweimal stand ihre Tochter kurz vor 
der Hinrichtung. Doch ihre Mutter und 
ihre Unterstützer*innen konnten diese 
verhindern, vorerst. Am 25. Oktober 2014 
wurde Reyhaneh gehängt – trotz weltwei-
ter Proteste und der unermüdlichen Ver-
suche ihrer Angehörigen, die Hinrichtung 
zu verhindern. Sie war 26 Jahre alt.  

Netzwerk von Müttern 
Shole Pakravan blieb zunächst im Iran. 
Sie schloss sich einem Netzwerk von 
 Müttern an, die ihre Kinder auf dieselbe 
Weise verloren hatten. Gemeinsam halfen 
sie mehreren inhaftierten Frauen. Die 
 Aktivistinnen reisten überall dorthin, wo 
sie von bevorstehenden Hinrichtungen 
erfahren hatten. Manchmal konnten sie 
eine Hinrichtung verhindern, manchmal 
unterstützten sie freigelassene Frauen bei 
ihrem Weg zurück in das Leben außer-
halb des Gefängnisses.  

Irgendwann musste Shole Pakravan 
befürchten, selbst inhaftiert zu werden, 
wenn sie sich weiterhin öffentlich gegen 
die Todesstrafe im Iran aussprach oder 
über die Hinrichtung ihrer Tochter rede-
te. Also verließ sie 2017 mit ihren zwei 
verbliebenen Töchtern ihre Heimat und 
lebt seither in Berlin. Ihr Ehemann konn-
te den Iran bis heute nicht verlassen, die 
Behörden haben seinen Reisepass einbe-
halten. 

Auch in Deutschland hat Shole Pakra-
van ein Netzwerk gefunden, mit dem sie 
sich gegen die Todesstrafe im Iran ein-
setzt. Reyhaneh hatte vor ihrer Hinrich-
tung in einem Brief letzte Wünsche for-
muliert. Die Mutter fühlt sich vor allem 
der Bitte »Gebe mich dem Wind frei« 
 verpflichtet. Dazu gehört für sie, die 
 Geschichte ihrer Reyhaneh am Leben zu 

erhalten, weiterzutragen und dafür zu 
sorgen, dass es keine Menschen mehr 
gibt, die ein solches Leid erfahren müs-
sen. 2019 zog die frühere Schauspielerin 
mit einem Theaterstück durch Deutsch-
land und erzählte von Müttern, die ihre 
Kinder auf dieselbe Weise verloren hat-
ten. Nun hat sie die Geschichte ihrer 
Tochter auch in einem Buch geschildert.  

Seit dem Beginn der aktuellen Pro -
testbewegung im Iran schläft sie wieder 
schlecht. Die Schicksale der zum Tode 
 verurteilten Menschen halten sie wach. 
Insbesondere die Hinrichtung von Maji-
dreza Rahnavard versetzte Shole Pakra-
van in Trauer: »Als ich das Foto von Maji-
dreza und seiner Mutter bei ihrem letzten 
Besuch sah, kamen mir sofort die Tränen. 
Ähnlich wie bei Reyhanehs Hinrichtungs-
termin wusste ich damals nicht, dass dies 
mein letzter Besuch sein würde. Ich hatte 
mich sogar gefreut, meine Tochter end-
lich mal wieder umarmen zu können und 
ahnte nichts von der geplanten Hinrich-
tung. Man hatte mir nichts erzählt, damit 
ich kaum Zeit haben würde, etwas dage-
gen zu unternehmen. Genauso ist es Ma-
jidrezas Mutter ergangen. Sie lächelt ihn 
auf dem Foto mit der Liebe einer Mutter 
an, die Hoffnung hat, dass ihr Sohn am 
nächsten Morgen noch am Leben sein 
würde.« 

Mit jeder Hinrichtung im Iran wird 
Shole Pakravan an ihre Tochter erinnert. 
Also geht sie zu den Solidaritätsdemons -
trationen in Berlin, spricht manchmal 
dort und erzählt von ihrer Tochter, in der 
Hoffnung, dass der Ausruf »Frau, Leben, 
Freiheit« Wirklichkeit wird. Dann könn-
ten sie und ihre Töchter auch wieder zu-
rück in den Iran gehen. ◆ 

 
Diesen Artikel können Sie sich in unserer Tablet-
App vorlesen lassen:  www.amnesty.de/app 
 

Shole Pakravan (mit Steffi Nieder-
zoll): Wie man ein Schmetterling 
wird – das kurze, mutige Leben 
meiner Tochter Reyhaneh Jabbari. 
Piper, München 2023, 272 Seiten, 
24 Euro

»Auf allen Ebenen 
bedeutet die Todesstrafe 

endlosen Schmerz.« 
Shole Pakravan
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I
hre genaue Zahl ist nicht bekannt. 
Doch sind es nicht wenige Sport-
ler*innen, die im Iran gegen die po-
litische und geistliche Führung pro-
testieren und dabei riskieren, ver-

folgt und inhaftiert oder sogar zum Tode 
verurteilt und hingerichtet zu werden.  

Wie zum Beispiel Mohammad Mehdi 
Karami, einer der besten Karate-Sportler 
des Landes. Weil er an Demonstrationen 
teilnahm, wurde er Anfang Januar hin -
gerichtet (siehe auch Seiten 18 und 19). 
Amnesty International kritisierte, der 
Prozess  gegen ihn habe nicht im Entfern-
testen  einem ordentlichen Gerichtsver-
fahren entsprochen. Karami wurde am 
7. Januar gehängt, er wurde 22 Jahre alt. 

Gemeinsam mit ihm wurde Seyed 
Mohammad Hosseini hingerichtet. Der 
39-jährige Kickboxer und Jugendtrainer 
hatte ebenfalls an Demonstrationen 
 teilgenommen. Die Justiz warf beiden 
»Verdorbenheit auf Erden« vor. 

Vermisst wird die Bergsteigerin und 
Sportstudio-Betreiberin Marjan Jangjou, 
die im November 2022 an Straßenprotes-
ten teilgenommen hatte. Seit sie in ihrem 
Haus festgenommen wurde, gibt es keine 
Informationen über ihren Verbleib. Ihre 
Freund*innen und Angehörigen befürch-
ten, dass die 31-Jährige getötet wurde. Der 
26-jährige Bodybuilder Sahand Nourmo-
hammad-Zadeh wurde im November 
wegen »Kampf gegen Gott« zum Tode 

halb Jahrzehnte lang beibehalten, dann 
riskierte die Regierung eine Öffnung. 1993 
wurde ein TV-Kanal speziell für Sport 
 eingerichtet. Gegen den Widerstand der 
Hardliner wurden Spiele der Fußball-WM 
1994 übertragen, die in den USA stattfand. 
Und erstmals gab es »Islamspiele der 
Frauen«, wozu auch der Mädchen- und 
Frauensport teilweise wieder zugelassen 
wurde – allerdings nur in bestimmten 
Sportarten und abgeschirmt von der 
 Öffentlichkeit. Außerdem muss ten die 
Sportler*innen den Hidschab  tragen. 

Beibehalten wurde auch die Regelung, 
wonach Frauen keine Männerfußballspie-
le sehen dürfen. Immer wieder protes-
tierten Frauen vor Stadien oder gelangten 
als Männer verkleidet auf die Tribünen. 
Die frühere iranische Vizepräsidentin für 
Frauen und Familie Shahindocht Mola-
verdi wurde im Dezember 2020 zu 30 Mo-
naten Haft verurteilt, weil sie es gewagt 
hatte, sich gegen Zwangsverschleierung 
und für den Zutritt von Frauen bei Sport-
veranstaltungen auszusprechen. 

Die Mullahs glaubten und glauben 
zum Teil immer noch, sie könnten die 
 befreiende Kraft kontrollieren, die vom 

verurteilt. Im Dezember wurde das Urteil 
überraschend aufgehoben und eine neue 
Verhandlung angesetzt.  

Exempel statuieren  
an Prominenten  
Die Nichtregierungsorganisation Human 
Rights Activists in Iran mit Sitz in den 
USA schätzt, dass in den vergangenen 
Monaten 36 Sportler*innen inhaftiert 
wurden. Nina Navid, Iran-Expertin der 
britischen Sektion von Amnesty Interna-
tional, sagt: »Es war abzusehen, dass die 
iranischen Behörden versuchen, ein 
Exempel an prominenten Sportler*innen 
zu statuieren.« 

Die Idee des Sports steht im Wider-
spruch zu den Geboten, mit denen die 
 Islamische Republik die Menschen trak-
tiert. Gleichheit und Weltoffenheit ge -
hören dazu, wenn Menschen sich im 
 Wettkampf messen. Die politische und 
geistliche Führung hatte direkt nach der 
Machtübernahme 1979 eine harsche 
Sportpolitik eingeführt: Frauen- und 
 Mädchensport wurde verboten, der Män-
nersport musste sich dem Militär, den 
 Sicherheitskräften und den Ministerien 
unterordnen. Diese Politik wurde einein-

AUFSTAND IM IRAN 
ATHLET*INNEN

Einmal gegen  
die Mullahs 
gewinnen 
 
An den Protesten im Iran sind viele Sportler*innen beteiligt.  
Andere nutzen ihre Prominenz, um sich zu solidarisieren.  
Doch die Regierung schlägt zurück. Von Martin Krauss

Gleichheit und 
Weltoffenheit gehören 

dazu, wenn man sich im 
Wettkampf misst.
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Sport ausgehen kann. Als bei der Fußball-
WM 1998 in Frankreich die iranische Elf 
die USA mit 2:1 besiegte, schien ihnen 
das wie ein göttlicher Befehl, sich nun 
des gesamten Sports zu bemächtigen. 
Athleten wurden zu internationalen Wett-
kämpfen geschickt, wo sie sich weigern 
sollten, gegen Israelis anzutreten, Sport -
lerinnen mussten ihre Wettkämpfe mit 
Kopfbedeckung bestreiten. Man kann all 
dies als eine Kampfansage der Regierung 
gegen die Liberalität des Sports verstehen. 
Eine Ansage, die sich rächen sollte. 

Hymne nicht mitgesungen 
Die aktuellen Proteste richten sich nicht 
zuletzt gegen die Kopftuchpflicht. Die 
Sportkletterin Elnaz Rekabi wurde weltbe-
rühmt, weil sie im Oktober 2022 bei den 
Asienmeisterschaften in Südkorea ohne 
Hidschab am Wettkampf teilnahm. Seit 
ihrer Rückkehr in den Iran steht sie Be-
richten zufolge unter Hausarrest. Die 
Schachgroßmeisterin Sara Khadem setzte 
sich im Dezember 2022 bei der Schnell-
schach-WM in Kasachstan ohne Kopftuch 
ans Brett. Sie nahm Warnungen vor einer 
Rückkehr ernst und lebt nun in Spanien. 

Auch ihre Kollegin Atousa Pourkashiyan 
trat beim Schach ohne Hidschab an. Sie 
besitzt neben der iranischen die Staats-
bürgerschaft der USA, wo sie nun auch 
lebt. Die Bogenschützin Parmida Ghase-
mi ging ohne Kopftuch zur Siegerehrung, 
das Video war in Online-Netzwerken zu 
sehen. Übelste Beschimpfungen folgten. 

Auch männliche Athleten nutzen 
 ihren Sport, um gegen die Regierung zu 
protestieren – etwa, indem sie sich wei-
gern, die Nationalhymne zu singen. Die 
iranischen Nationalteams im Volleyball, 
Wasserball und Beachsoccer gewannen 
wichtige Turniere, ignorierten aber die 
Hymne der Islamischen Republik. Der 
 Beachsoccer-Spieler Saeed Piramoon deu-
tete im November nach einem Tor mit ei-
ner Handbewegung an, die eigenen Haare 
abschneiden zu wollen – eine Geste, die 
als Solidaritätsbekundung mit den irani-
schen Frauen verstanden wurde. Sein 
Sportverband kündigte eine Strafe an. 

Die größte Aufmerksamkeit erhielten 
die Fußballer. Vor der Weltmeisterschaft 
2022 in Katar waren sie noch vom Staats-
präsidenten empfangen worden, was ih-
nen Kritik aus der iranischen Demokra-

tiebewegung einbrachte. Aber beim Tur-
nier selbst blieben sie stumm, als vor dem 
Spiel gegen England die Nationalhymne 
gespielt wurde. Und als Sardar Azmoun, 
der als Profi in Deutschland unter Vertrag 
steht, ein Tor erzielte, weigerte er sich zu 
jubeln. Prominente Ex-Fußballer wie Ali 
Daei und Ali Karimi lehnten es ab, für 
den Iran nach Katar zu reisen. Auch diese 
stillen Proteste werden viel beachtet und 
lösen bei den politischen und geistlichen 
Autoritäten Furcht aus. 

Wie sehr das Regime die Freiheit 
fürchtet, für die der Sport steht, offenbar-
te Sportminister Hamid Sajjadi, als er im 
Januar mit der absurden These vor das 
iranische Parlament trat, Großbritannien 
habe geplant, die iranischen Fußballer 
dazu zu bewegen, während des WM-Spiels 
zum gegnerischen Team überzulaufen. 
Weil die iranischen Behörden so sehr da-
mit beschäftigt gewesen seien, diese Atta-
cke abzuwehren, habe das Team bei der 
WM so erfolglos gespielt und sei schon in 
der Vorrunde ausgeschieden. ◆

Ohne Kopfbedeckung: 
Die Kletterin Elnaz Rekabi bei einem 

Wettkampf in Seoul, Oktober 2022. 
Foto: Rhea Kang / AP / pa
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»Eine noch nie 
dagewesene 
Protestbeteiligung 
im ganzen Land« 
 
Wie bewertet Amnesty International die Situation im Iran? Wie gelangt die 
Organisation an aktuelle und verlässliche Informationen? Und was müsste  
gegen die weit verbreitete Straflosigkeit getan werden? Die Amnesty-Expertin  
Nassim Papayianni über viele junge Menschen, starke Frauen und  
unzensierte Kommunikation.

AUFSTAND IM IRAN 
AMNESTY INTERNATIONAL

Interview: Carl Melchers 
 

Was ist bei den aktuellen Protesten 
anders als bei früheren Protestbewe-
gungen?  

Es nehmen mehr junge Menschen teil, 
auch Kinder, insgesamt viele Menschen 
unter 18 Jahren. Außerdem stehen die 
Rechte der Frauen im Vordergrund. Die 
Zwangsverschleierungsgesetze, die es der 
»Sittenpolizei« ermöglichten, Jina Mahsa 
Amini willkürlich festzunehmen, waren 
der Auslöser. Die Sprechchöre »Frau, Le-
ben, Freiheit« zeigen, wie zentral der 
Kampf für die Rechte von Frauen ist. Und 
wir erleben eine nie dagewesene Protest-
beteiligung im ganzen Land, unabhängig 
von der ethnischen oder religiösen Zuge-
hörigkeit der Demonstrierenden. Für ein 
so vielfältiges Land wie den Iran ist das 
von großer Bedeutung. 

Was genau fordern die Demonstrie-
renden? 

belästigen und anzugreifen. Solange die-
se Gesetze und Vorschriften nicht abge-
schafft sind, kann dieselbe Gewalt, die 
zum Tod von Jina Mahsa Amini führte, 
gegen Millionen von Frauen und Mäd-
chen systematisch fortgesetzt werden.  

Für welche verfolgten Frauen setzt 
sich Amnesty schon länger ein? 

Amnesty setzt sich seit einigen Jahren 
für Frauenrechtsaktivistinnen ein, die zu 
Unrecht inhaftiert wurden, weil sie sich 
gegen die Schleierpflicht im Iran wand-
ten, darunter Yasaman Aryani, Saba Kor-
dafshari, Monireh Arabshahi und Nasrin 
Sotoudeh. 

Im Iran werden die Medien, das Inter-
net und Teile der elektronischen 
Kommunikation zensiert. Wie 

Sie wollen ein Ende der weit verbreiteten 
Unterdrückung. Die institutionalisierte 
Ungleichheit soll enden. Im Kern fordern 
sie grundlegende Menschenrechte – ins-
besondere für Frauen. Denn die Zwangs-
verschleierungsgesetze verletzen eine 
ganze Reihe ihrer Rechte, darunter das 
Recht auf Gleichheit, den Schutz der Pri-
vatsphäre sowie die Meinungs- und Glau-
bensfreiheit. Außerdem erniedrigen sie 
Frauen und Mädchen und berauben sie 
ihrer Würde, ihrer körperlichen Autono-
mie und ihres Selbstwerts. Frauen und 
Mädchen können willkürlich festgenom-
men und inhaftiert werden, und ihnen 
kann der Zugang zu öffentlichen Einrich-
tungen wie Krankenhäusern, Schulen, Be-
hörden und sogar zu Flughäfen verwei-
gert werden, wenn sie ihr Haar nicht be-
decken. Die »Sittenpolizei« überwacht die 
gesamte weibliche Bevölkerung, aber die 
Überwachung des weiblichen Körpers ist 
nicht auf den Staat beschränkt. Diskrimi-
nierende und entwürdigende Gesetze er-
möglichen es auch Privatpersonen, Frau-
en und Mädchen in der Öffentlichkeit zu 

»Im Kern fordern die 
Demonstrierenden 

grundlegende 
Menschenrechte.«
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kommt Amnesty an glaubwürdige 
 Informationen? 

Wir recherchieren für unsere Berichte 
und Kampagnen aus der Distanz, weil wir 
nie im Iran arbeiten durften. Einige von 
uns haben jahrelange Erfahrung mit die-
ser Arbeitsweise. Wir verwenden online 
veröffentlichtes audiovisuelles Beweis-
material, das von unserem Digital Verifi-
cation Corps überprüft wird. Wir stützen 
uns auch auf Erklärungen, die Rechtsbei-
stände oder Angehörige von Betroffenen 
in der Öffentlichkeit abgeben, zum Bei-
spiel auf Twitter. Auch die Behörden ge-
ben Erklärungen ab. Und wir können in 
vielen Fällen Aussagen von Augen zeug*in -
nen oder Betroffenen einholen. Wir bie-
ten auf unseren Kanälen in Online-Netz-
werken auf Persisch an, dass man sich 
vertraulich an uns wenden kann, wenn 
man beispielsweise Augenzeug*in eines 
Vorfalls ist. Dazu bieten wir eine Telefon-

Hotline-Nummer für WhatsApp, Signal 
und Telegram an. 

Reagieren Menschen auf diese 
 Aufrufe? 

Ja, wir erhalten zahlreiche Nachrichten 
von Menschen im Iran. Wir arbeiten auch 
eng mit Menschenrechtsverteidiger*in-
nen und Journalist*innen zusammen, die 
nicht im Iran leben. 

Wie beurteilt Amnesty die vielen 
 Todesurteile? 

Amnesty kritisiert scharf, dass die Behör-
den die Todesstrafe einsetzen. Es handelt 
sich um einen verzweifelten Versuch, an 
der Macht zu bleiben und der Öffentlich-
keit Angst einzujagen.  

Was weiß Amnesty über die zahlrei-
chen Demonstrierenden, die bei Pro-
testen getötet wurden? 

Wir haben die Namen und Angaben von 
Hunderten Menschen erfasst, die von Si-
cherheitskräften getötet wurden, darun-

ter mindestens 44 Kinder. Von der Gewalt 
sind ethnische Minderheiten unverhält-
nismäßig stark betroffen. So setzen Si-
cherheitskräfte verstärkt scharfe Muni-
tion ein, um Proteste in den Provinzen zu 
zerstreuen, in denen mehrheitlich Kur -
d*in nen und Belutsch*innen leben. Mehr 
als die Hälfte der dokumentierten Tötun-
gen entfallen auf diese beiden Gruppen, 
und Kinder aus der Minderheit der Be-
lutsch*innen und Kurd*innen machen 
etwa 63 Prozent aller Kinder aus, die bei 
den aktuellen Protesten getötet wurden. 
Wir haben dokumentiert, dass die Sicher-
heitskräfte vorsätzlich und rechtswidrig 
Gewalt gegen Demonstrant*innen und 
Umstehende einsetzen, einschließlich 
scharfer Munition. Ende September 2022 
wurde ein Dokument geleakt, aus dem 
hervorging, dass das höchste militärische 
Gremium die Kommandeure der Streit-
kräfte in allen Provinzen angewiesen hat, 
»gnadenlos gegen Demonstranten vorzu-
gehen«. Das Dokument enthüllte den 
Plan der Behörden, die Proteste systema-
tisch niederzuschlagen. Wir haben Be-
weise dafür vorgelegt, dass die Behörden 
das reguläre Militär, die Revolutionsgar-
den, die Bereitschaftspolizei sowie Sicher-
heitskräfte in Zivil bei der Niederschla-
gung der Proteste eingesetzt haben. 

Was fordert Amnesty, um der weitver-
breiteten Straflosigkeit zu begegnen? 

Amnesty fordert, dass all diese Kräfte zur 
Rechenschaft gezogen werden müssen. 
Mittlerweile ist eine UN-Ermittlungsmis-
sion eingerichtet worden, die auf der 
Grundlage von internationalem Recht 
 arbeitet. Die Mitarbeiter*innen dieser 
Mission können Beweise sammeln, um 
auch mutmaßliche Vorbereiter von Men-
schenrechtsverletzungen zur Rechen-
schaft ziehen zu können. Amnesty fordert 
außerdem, dass gegen alle Verantwort-
lichen strafrechtlich ermittelt wird, bei 
denen der begründete Verdacht besteht, 
dass sie an völkerrechtlichen Verbrechen 
und anderen schweren Menschenrechts-
verletzungen beteiligt sind. ◆

Demonstration nach der  
Ermordung Jina Mahsa Aminis.  
Teheran, September 2022. 
Foto: IranWire / Middle East Images / laif

Nassim Papayianni arbeitet 
im Iran-Team von Amnesty 

International in London. Sie 
ist seit 2011 für Amnesty 
tätig, leitet Kampagnen 

und recherchiert zu vielen 
Menschenrechtsthemen  

im Iran.  
Foto: privat



D
ie Aussicht sorgte weltweit 
für Schlagzeilen: Vor der 
Skyline von New York, auf 
Roosevelt Island, »blickt« 
Ende November plötzlich 

ein überdimensionales Auge von einer 
Freitreppe. Es ist in Schwarz-Weiß auf 
zwei Dutzend Stufen aufgemalt, meter-
lang die Wimpernreihe und der schwarze 
Lidstrich. Das Augenweiß rund um Pupil-
le und Iris ist kreisförmig mit Kalligrafie 
geschmückt, Gedichtzitate auf Farsi. Be-
sonders die Luftaufnahmen sind spekta-
kulär, denn aus der Vogelperspektive ist 

»Enthüllung«, so der Titel dieser ersten 
Fotoserien, mit denen Neshat schon da-
mals die Rolle des Schleiers hinterfragte. 
Auch Jina Mahsa Amini, deren Tod in Te-
heran Mitte September 2022 Auslöser der 
aktuellen Proteste war, soll bei ihrer Fest-
nahme laut Sittenpolizei nicht ausrei-
chend verhüllt gewesen sein. »Eine un-
schuldige junge Frau hat ihr Leben verlo-
ren – nur wegen ein paar Haaren«, sagt 
Shirin Neshat. Die Künstlerin zeigte sich 
von Beginn an mit den jungen Demon-
strierenden solidarisch. Im Okto ber auch 
in Berlin, mit einer »Intervention« an der 
Fassade der Neuen Nationalgalerie. 

1957 geboren, wuchs Shirin Neshat 
noch zu Zeiten des Schahs von Persien 

auch das Hauptquartier der Vereinten 
 Nationen zu erkennen, direkt am gegen-
überliegenden Ufer des East River. An die 
UN richtet sich die Forderung der Protest-
aktion: »Eyes on Iran!« Zehn Künstler*in-
nen zeigten dafür bis Januar auf Roose-
velt Island ihre Werke. Das riesige Auge 
war eine Installation von Shirin Neshat. 

Die Weltgemeinschaft könne das bru-
tale Vorgehen der Mullahs gegen das ira-
nische Volk nicht weiter hinnehmen, for-
dert die iranische Exilkünstlerin. Die Fo-
tografin und Filmemacherin setzt sich 
seit Jahrzehnten für Demokratie und 
Frauenrechte in ihrer alten Heimat ein. 
Das Auge ist ihr eigenes, zu Beginn der 
1990er selbst fotografiert. »Unveiling«, 28 AMNESTY JOURNAL | 02/2023

Zorn und Schönheit 
 
Sie ist Fotografin, Filmemacherin und hat bei den Salzburger Festspielen inszeniert:  
Multitalent Shirin Neshat ist die bekannteste iranische Exilkünstlerin. Seit Jahrzehnten  
setzt sie sich für Frauenrechte und Demokratie in ihrer alten Heimat ein.  
Mit starken Bildern. Von Cornelia Wegerhoff

AUFSTAND IM IRAN 
KRITISCHE KUNST

»Eyes on Iran!« Werk von Shirin Neshat, November 2022.  Foto: Eugene Gologursky / Getty Images 



auf, in einem weltoffenen, liberalen El-
ternhaus. 1979, im Jahr der islamischen 
Revolution, ermöglichte ihr der Vater, ein 
angesehener Arzt, ein Kunststudium in 
den USA. Erst 1990, ein Jahr nach dem 
Tod des Revolutionsführers Ajatollah 
Chomeini, kehrte sie zurück. Es blieb bei 
wenigen Besuchen. Der radikale Wandel 
im Iran seit der Machtübernahme der 
Mullahs schockierte sie. 

Ikonisch ist Shirin Neshats Selbstpor-
trät 1993: Im schwarzen Tschador posiert 
sie für die Fotoserie »Women of Allah« 
mit einem Gewehrlauf vor dem Gesicht. 
Der weibliche Körper sei im Iran zum 
»Schlachtfeld der männlichen Rhetorik 
geworden, politisch, ideologisch und reli-
giös«, erklärt sie ihr Werk. Aber der schö-
ne weibliche Körper bleibe eine »Quelle 
der Kraft«. Mit den paradox-provokativen 
Fotos gelang Neshat der internationale 
Durchbruch. Es folgten Videoarbeiten, 
dann Filme. Ihre verschiedenen Auszeich-
nungen belegen Shirin Neshats Multita-
lent. 1999 erhielt die Künstlerin, die mitt-
lerweile die US-Staatsbürgerschaft ange-
nommen hatte, den Goldenen Löwen bei 
der Kunst-Biennale in Venedig. 2009 wur-
de sie dort bei den Filmfestspielen mit 
dem Silbernen Löwen für die beste Regie 
geehrt. Ihr Spielfilm »Women without 
Men« ist ein Drama rund um iranische 
Frauen zur Zeit des Militärputsches 1953. 

Oper und surrealer Roadtrip 

Shirin Neshat, eine schmale Person mit 
leiser Stimme, schont sich nicht im Exil. 
Und gleichzeitig blickt sie mit einer Art 
Stolz auf alle, die geblieben sind: »Die 
Frauen im Iran, die ein so tragisches, 
schweres Leben erdulden müssen, sind 
dadurch gleichzeitig zu den stärksten und 

mutigsten Menschen auf der Erde gewor-
den«, sagt sie im persönlichen Gespräch. 

2017 und 2022 inszenierte Shirin Ne -
shat bei den Salzburger Festspielen die 
Verdi-Oper »Aida« mit der ihr eigenen 
 visuellen Ästhetik. Unterdrückung und 
Gewalt waren auch dort ihr Thema. Ihr 
 aktueller Film »Land of Dreams«, besetzt 
mit Stars wie Matt Dillon und Isabella 
Rossellini, funktioniert optisch ähnlich, 
überrascht aber auch mit Humor. Der 
surreale Roadtrip durch die USA ist eine 
Satire. Der Zensus einer fiktiven Regie-
rung dokumentiert den Inhalt von Träu-
men, um auch diese zu kontrollieren. Der 
Hintergrund ist ernst: Sie habe nicht ver-
gessen, sagt Shirin Neshat, wie es sich an-
fühle, wenn ein reales autoritäres Regime 
versuche, seine Bürger*innen vollständig 
zu überwachen. 

Seit Ende Januar zeigt die New Yorker 
Gladstone Gallery die Ausstellung »The 
Fury«, in der Neshat an frühere Schwarz-
Weiß-Fotografien anknüpft. Zu sehen sind 
zum Beispiel fünf Frauen im Ganzkörper-
Porträt, alle verschieden, alle nackt. Sie 
sind entspannt, fühlen sich wohl in ihrer 
Haut. »Der Körper ist schön, unabhängig 
vom Alter, der Kleidergröße, dem Ge-
schlecht«, sagt Shirin Neshat. Sie könne 
keine künstlerische Arbeit erstellen, bei 
der diese Schönheit und die Würde des 
Menschen nicht im Fokus stünden. 

Aber die Schau heißt nicht umsonst 
»The Fury«: Auf anderen Fotos bringen 
die Porträtierten Schmerz, Angst und Ver-
zweiflung zum Ausdruck. »Stellvertretend 
für die Tausende von Frauen, die aus poli-
tischen Gründen in den iranischen Ge-
fängnissen sind und waren«, erklärt die 
65-Jährige. Viele erholten sich mental nie 
wieder von diesem Trauma und begingen 

nach ihrer Freilassung Suizid. Ausstel-
lungsbesucher*innen können mithilfe 
 einer Videoinstallation die fiktionale Ge-
fühlsreise  einer jungen iranischen Frau 
miterleben, die im Gefängnis gefoltert 
und vergewaltigt wurde. Lange versucht 
sie, ihre Wut zu verdrängen, bis sie aus ihr 
herausbricht. 

Die Arbeiten für »The Fury« entstan-
den im Juni 2022, drei Monate vor Beginn 
der Massenproteste im Iran. Eine bittere 
Ironie, stellt Neshat fest. Die Wirklichkeit 
habe sämtliche Vorstellungen überholt: 
Seit Beginn der Proteste im September 
wurden mehr als 20.000 Menschen in-
haftiert, mehr als 500 getötet. »Wunder-
bare, mutige politische Aktivisten« seien 
hingerichtet worden, sagt Shirin Neshat, 
einzig und allein um den Rest der Bevöl-
kerung davon abzuhalten, ebenfalls auf 
die Straße zu gehen. Besonders paradox 
sei, dass die vermeintlich frommen Mul-
lahs die brutalste Gewalt verübten. 

»Wir befinden uns jetzt in einer 
schwierigen Phase«, stellt die Künstlerin 
fest. Die Euphorie der ersten Monate sei 
gedämpft durch tiefe Trauer. Viele Irane-
r*innen fühlten sich hilflos, wie paraly-
siert. Aber der Protest sei nicht vorbei, es 
gebe auch andere Formen, Streik zum 
Beispiel. Die Iraner*innen müssten jetzt 
zusammenstehen. »Viele sagen: Legt eure 
Differenzen zur Seite«, berichtet Neshat. 
Das Hauptziel sei doch, »diese schreckli-
che Regierung zu beseitigen und dann 
eine Form der Demokratie zu finden«. 

Einige Fotografien in »The Fury« hat 
die Exilkünstlerin wieder mit handgemal-
ter Kalligrafie ergänzt. Es sind Zitate aus 
den Gedichten der 1967 verstorbenen 
 iranischen Dichterin Forugh Farrochzad. 
Bereits deren Worte beschrieben einst das 
Dilemma der iranischen Frauen: »Mein 
Körper ist der Schrei der Schönheit«, 
heißt es einerseits. Aber auch: »So oft 
kam der Frühling, aber ich blühte nicht 
auf.« Shirin Neshat hat diese traurige 
 Erkenntnis in schön geschwungenen 
 Lettern auf die Brust einer iranischen 
Frau geschrieben. ◆ 
 
Shirin Neshat: »The Fury«, noch bis 4. März 
2023 in der Gladstone Gallery, New York.
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Dichtung, die auf der Haut ist und unter die Haut geht. 
Shirin Neshats Kalligrafie auf der Brust einer Iranerin. 

Foto: Shirin Neshat / Courtesy of the artist and Gladstone Gallery

»Wir befinden uns 
 jetzt in einer 

schwierigen Phase.« 
Shirin Neshat





Seit dem gewaltvollen Tod von Jina Mahsa Amini am 16. September
sind in allen Teilen des Irans täglich tausende Menschen auf die 
Straße gegangen. Der zentrale Slogan der Protestbewegung: Frau. 
Leben. Freiheit. Die „Sicherheitsbehörden“ gehen mit brutaler Gewalt 
gegen die Demonstrierenden vor. Hunderte wurden getötet. Tausende 
sind inhaftiert worden – allein weil sie ihr Menschenrecht auf fried-
lichen Protest ausgeübt haben. Vier Todesurteile sind bereits vollstreckt 
worden, weitere Hinrichtungen drohen.

Setz dich zusammen mit uns für die mutigen Menschen im Iran ein. 
Fordere ein Ende der Gewalt, das Fallen lassen aller Anklagen gegen 
friedlich Demonstrierende und die Aufhebung der Todesurteile. 

Die iranischen Behörden müssen endlich grundlegende Menschen-
rechte achten!

 Jetzt handeln: amnesty.de/jina



POLITIK & GESELLSCHAFT 
LANDGRABBING

Zurück 
zu den 

Wurzeln 
 

Weltweit kaufen Investor*innen Millionen  
Hektar fruchtbaren Bodens auf und zerstören  

damit die Lebensgrundlage der ansässigen  
Bevölkerung. Doch es regt sich auch  

Widerstand gegen den Landraub.  
Von Annette Jensen
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V
iele Menschen im Senegal 
sind inzwischen sehr auf-
merksam. Entdecken sie Hin-
weise, dass jemand große 
 Flächen Land kaufen will, 

 informieren sie das Netzwerk von ENDA 
Pronat. Verdichten sich die Zeichen, orga-
nisieren sie Protestmärsche unter dem 
Motto: »Hände weg von unserer Erde«. 
Die Organisation ENDA Pronat ist in die-
ser Form wohl einmalig. »Bei uns arbei-
ten Soziologen, Juristen, Bauern und 
Agrarexperten eng zusammen«, sagt die 
Koordinatorin der Organisation Mariam 
Sow. Oberstes Ziel ist es, eine Wende in 
Richtung einer naturverträglichen Land-
wirtschaft voranzutreiben und der Be -
völkerung die Chance zu eröffnen, über 
Ernährungsweise und Lebensmittelpro-
duktion selbst zu bestimmen. 

Mehr als die Hälfte der senegalesi-
schen Bevölkerung arbeitet in der Land-
wirtschaft – und doch muss das Land ei-
nen Großteil der Grundnahrungsmittel 
wie Weizen und Reis importieren. In den 
1970er Jahren setzte die Regierung auf die 
»grüne Revolution« und förderte den Erd-
nussexport. Die Bäuerinnen und Bauern 
wurden gedrängt, Hochertragssaatgut 
einzusetzen. Subventionierte Chemika-
lien gab es im Doppelpack dazu. Die Fol-
gen waren fatal: Viele Familienbetriebe 
verschuldeten sich. 

Dass Boden Eigentum sein kann, war 
im vorkolonialen Senegal unvorstellbar. 
Die Flächen wurden von den Dorfältesten 
verteilt und nach Gewohnheitsrecht be-
wirtschaftet. Seit 1964 gilt Land als »Na-
tionaldomäne«. Die Kommunen sollen es 
zeitlich befristet an ortsansässige Perso-
nen vergeben – so das Gesetz. Dennoch 
haben sich inzwischen internationale In-
vestor*innen in der Landwirtschaft breit 
gemacht. Während die Einheimischen 
vielfach keine Dokumente über das zuge-
teilte Land vorweisen können, bringen 
ausländische Interessent*innen hochbe-
zahlten juristischen Beistand mit. Mal 
setzen sie die Gemeindevertretungen un-
ter Druck, mal holen sie sie mit ins Boot. 
Bereits vor zehn Jahren war knapp ein 
Sechstel der landwirtschaftlichen Flächen 
Senegals in ausländischer Hand. 

2017 sprach die Regierung der marok-
kanischen Firma Afri Partners 100 Qua-
dratkilometer fruchtbarer Äcker im Nor-
den des Landes zu – auf Kosten der dort 
lebenden 36.000 Bäuerinnen und Bau-
ern. Ihre Rechte auf Wohnen, Nahrung 
und Selbstbestimmung wurden schlicht 
übergangen. ENDA Pronat organisierte 
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Standortgerechter Anbau: 
Ein Landwirt in Neneficha,  

im Südosten Senegals,  
sät Fonio-Hirse aus.  

Foto: Andy Hall / Guardian / eyevine / laif



gewaltfreien Widerstand. Der Oberste Ge-
richtshof erklärte die Landvergabe an Afri 
Partners schließlich für ungültig, sodass 
die heimische Bevölkerung bleiben konn-
te. Auch zwei weitere Prozesse wurden 
mithilfe von ENDA Pronat gewonnen, 
und einige Landverkäufe konnten bereits 
im Vorfeld verhindert werden. Die Orga-
nisation deckte zudem mehrere Fälle von 
Geldwäsche und enge Verbindungen zwi-
schen Politiker*innen und Investor*innen 
auf. 

Die erste Bodenrechtskommission, die 
Senegals Regierung vor einigen Jahren 
einberufen hatte, war noch ganz auf die 
Interessen großer Investor*innen zuge-
schnitten. Nachdem bei Protesten mehre-
re Menschen starben, sah sich Präsident 
Macky Sall gezwungen, eine neue Kom-
mission zu berufen, zu der er auch ENDA 
Pronat einlud. Außerdem ergab eine Be-
fragung der Bevölkerung, dass die große 
Mehrheit im Land die Nationaldomäne 
beibehalten will und den Verkauf land-
wirtschaftlicher Flächen an internationa-
le Investor*innen ablehnt. Tatsächlich ste-
hen nun zentrale Positionen von ENDA 
Pronat im Schlussdokument der Boden-
kommission – fast gleichzeitig erließ die 
Regierung jedoch ein Dekret zur Einrich-
tung von Sonderwirtschaftszonen, in 
 denen der Verkauf von Land weiterhin 
möglich ist. 

ENDA Pronat berät nicht nur zu Land-
rechtsfragen, sondern auch zu Anbaume-
thoden – und immer sind die Menschen 
vor Ort in die Aktionen und Forschung 
eingebunden. Sie bringen ihr traditionel-
les Wissen ein und dokumentieren den 
Status quo, wer vor Ort welchen Zugang 
zu den natürlichen Ressourcen hat. Auf 

diesem Weg sind vielfältige Netzwerke 
und Kooperationen entstanden, die von 
der Dorfebene bis zur Weltbühne reichen. 
»Unsere Methode ist es, Partner zu über-
zeugen und die Bevölkerung an Bord zu 
holen«, sagt Mariam Sow. Dass die Welt -
ernährungsorganisation (FAO) die Agrar -
ökologie – eine Landwirtschaft, die sich in 
die natürlichen Stoffkreisläufe einfügt 
und auf Kunstdünger und Pestizide ver-
zichtet – inzwischen als ein zentrales In-
strument zur Ernährungssicherheit an-
sieht, ist auch ein Verdienst von ENDA 
Pronat. Deren wissenschaftliche Abtei-
lung gründete bereits in den 1970er Jah-
ren die internationale Organisation 
ENDA Tiers Monde, die mittlerweile 24 
Mitgliedsorganisationen in elf afrikani-
schen,  lateinamerikanischen und asiati-
schen Ländern hat. Sie kritisiert die wirt-
schaftlichen Zustände im globalen Süden 
als Folge der Kolonialzeit.  

Abhängig von Importen 
Die starke Abhängigkeit vieler Länder des 
globalen Südens von Lebensmittelimpor-
ten wurde nicht zuletzt durch den Ukrai-
ne-Krieg deutlich. Senegals Präsident 
reiste bereits im Frühjahr 2022 nach Mos-
kau, denn das Land importiert mehr als 
die Hälfte der benötigten Weizenmengen 
aus Russland. Weltweit haben Agrarkon-
zerne Land aufgekauft, um darauf vor 
 allem Tierfutter, Energiepflanzen und 
 Lebensmittel für den Export zu produ -
zieren. So nehmen Länder des globalen 
Nordens viel mehr Agrarflächen in An-
spruch, als im Inland vorhanden sind. 
Für Deutschland sind das nach Angaben 
der Organisation WWF etwa 5,5 Millionen 
Hektar jenseits der eigenen Grenzen. 

Aber auch der Fleischkonsum in China, 
der sich binnen 30 Jahren vervierfacht 
hat, trägt zum Landgrabbing bei. 

In Lateinamerika wurden bereits riesi-
ge Urwaldflächen gerodet, um Soja anzu-
bauen, das die Futtertröge von Hühnern, 
Schweinen und Rindern füllt und zum 
Teil zu Biodiesel verarbeitet wird. »Das 
Problem des Landgrabbings betrifft eine 
Vielzahl von Menschenrechten. Dazu ge-
hört das Recht indigener Bevölkerungs-
gruppen auf freie, vorherige und infor-
mierte Zustimmung zu Projekten, die sie 
betreffen, das Recht auf Wohnen und das 
Recht auf eine saubere Umwelt«, sagt Bea 
Streicher, Expertin für Wirtschaft und 
Menschenrechte von Amnesty Internatio-
nal Deutschland. Ehemalige Kleinbäue-
rinnen und -bauern müssen entweder auf 
den Plantagen arbeiten oder in die Städte 
ziehen. Die meisten der offiziell 828 Milli-
onen Hungernden weltweit leben heute 
in ländlichen Regionen. 

Dabei ließe sich das Menschenrecht 
auf Nahrung weltweit umsetzen – wenn 
anders produziert würde. Die Eat-Lancet-
Kommission unter dem Vorsitz des Kli-
mawissenschaftlers Johan Rockström hat 
2019 einen »Speiseplan für Mensch und 
Erde« vorgelegt. Darin stellen 37 interna-
tionale Wissenschaftler*innen unter-
schiedlicher Disziplinen fest, dass auch 
eine bis zur Jahrhundertmitte weiter 
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Landgrabbing – der neue Kolonialismus
Seit der Finanz- und Wirtschaftskrise 
2008/09 sind landwirtschaftliche Flä-
chen äußerst begehrt. Anders als Finanz-
produkte ist Boden nicht vermehrbar. 
Vermögende sehen darin eine sichere 
 Anlagemöglichkeit, weil Nahrungsmittel 
immer gebraucht werden. Sie sind längst 
zum Spekulationsobjekt geworden. Als 
die Preise für Reis, Mais und Weizen 2008 
in die Höhe schossen, beflügelte das auch 
die Fantasie von Investor*innen. So wur-
den in den vergangenen Jahren weltweit 
Millionen Hektar Land an reiche Men-
schen und multinationale Unternehmen 

verkauft, auf denen nun vor allem ge-
winnbringende Pflanzen für den Export, 
sogenannte Cash Crops, und Biotreibstof-
fe angebaut werden. 

Die Bodenpreise sind vielerorts so 
stark gestiegen, dass Selbstversorger*in-
nen und Kleinbäuerinnen und -bauern 
nicht mithalten können und ihre Exis-
tenzgrundlage verlieren. Doch findet das 
Landgrabbing längst nicht mehr nur im 
globalen Süden statt. So haben sich zum 
Beispiel in Brandenburg die Pacht- und 
Kaufpreise innerhalb von zehn Jahren 
verdreifacht. Viele kleinere landwirt-
schaftliche Betriebe mussten bereits auf-
geben. Derweil erwarben Mitglieder der 
Familie Aldi, die zu den reichsten Fami-

lien Deutschlands zählt, Zehntausende 
Hektar Ackerland in Ostdeutschland, und 
auch der Bremer Bau- und Immobilien-
unternehmer Kurt Zech lässt auf riesigen 
Flächen Mais für Biosprit anbauen. 

Am stärksten ist der Konzentrations-
prozess beim Landbesitz in Lateinameri-
ka, wie eine Studie von Oxfam belegt. In 
Kolumbien besitzen 0,4 Prozent der Ei-
gentümer*innen 67 Prozent des produkti-
ven Lands, während 85 Prozent der Klein-
bäuerinnen und -bauern sich mit vier 
Prozent der Flächen begnügen müssen. 
In Chile und Paraguay sieht es nicht viel 
anders aus. Den größten Ansturm neuer 
Investor*innen hat derzeit Afrika zu ver-
kraften, wie die Plattform »Land Matrix« 

Das Menschenrecht auf 
Nahrung ließe sich 

umsetzen, wenn anders 
produziert würde.
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wachsende Menschheit ernährt werden 
könnte, ohne den Planeten weiter zu rui-
nieren, wenn es nur noch 14 Gramm rotes 
Fleisch und 29 Gramm Geflügel pro Per-
son und Tag gäbe. Gegenwärtig liegt der 
Durchschnittskonsum in Deutschland 
bei 115 Gramm Schweine- und Rindfleisch 
und bei 35 Gramm Huhn, Gans oder Ente 
pro Tag. Auch der Konsum anderer tieri-
scher Produkte wie Milch und Eier müss -

te deutlich reduziert werden. Dafür kä-
men mehr Hülsenfrüchte, Nüsse und 
 Gemüse auf den Tisch. 

Bereits 2008 wurde der Weltagrarbe-
richt veröffentlicht, den 400 internatio-
nale Wissenschaftler*innen im Auftrag 
von Weltbank und FAO erarbeitet hatten. 
Er belegt, dass eine kleinteilige, vielfälti-
ge, regional angepasste Landwirtschaft 
viel umweltfreundlicher ist und produkti-

ver sein kann als Monokulturen, die auf 
extrem viel Kunstdünger und Pestizide 
angewiesen sind. Die Agrarkonzerne Bay-
er, Monsanto und BASF, die zunächst an 
dem Bericht mitgearbeitet hatten, zogen 
sich zurück, als sich das Ergebnis abzeich-
nete. 58 Länder unterzeichneten den 
Weltagrarbericht. Deutschland, die USA, 
Kanada, Australien und Russland sind 
nicht darunter. ◆

aufzeigt, die Informationen über große 
Landverkäufe transparent macht 
(https://landmatrix.org/).  

Kritiker*innen sehen darin eine neue 
Welle der Kolonialisierung. Bereits vor 
500 Jahren führte Europas Gier nach Zu-
cker zu sozial-ökologischen Katastrophen 
für Millionen Menschen in Amerika und 
Afrika. Die ersten Plantagen entstanden 
in Brasilien, wo bereits um 1600 jährlich 
10.000 Tonnen Zucker für den Export 
produziert wurden. Wenig später wurden 
auf Barbados sämtliche Bäume gefällt, 
um Platz für Zuckerrohr und den Brenn-
stoff für die Zuckermühlen zu schaffen. 
Die Arbeit verrichteten vor allem Skla -
v*innen aus Afrika, weil ein Großteil der 
ursprünglichen Bevölkerung Seuchen 
zum Opfer gefallen war, die Europäer*in-
nen eingeschleppt hatten. Nachdem die 

eignete sich die britische Verwaltung An-
fang des 20. Jahrhunderts das fruchtbare 
Land an und verkaufte es an europäische 
Siedler*innen. Die traditionellen Agro-
forstsysteme wurden vernichtet, der An-
bau von Sorghum in Kombination mit 
vielfältigen anderen Nahrungspflanzen 
wurde durch Mais-, Weizen- und Kaffee-
kulturen ersetzt. Die Erträge waren vor al-
lem für den Export nach Großbritannien 
bestimmt. Mit der Umstrukturierung 
ging die Behauptung einher, die traditio-
nellen Anbaumethoden seien rückstän-
dig und unproduktiv im Vergleich zur in-
dustrialisierten Landwirtschaft. An dieser 
falschen Erzählung hat sich bis heute 
nichts geändert. ◆

Böden auf Barbados erodierten, verlager-
te sich die Zuckerherstellung auf andere 
karibische Inseln, insbesondere nach Ja-
maika, und seit dem 19. Jahrhundert nach 
Kuba. Überall ging der Prozess mit Ent-
waldung, Austrocknung und einem mas-
siven Verlust fruchtbaren Ackerlands ein-
her. Vor der Ankunft der Europäer*innen 
hatten in Lateinamerika mehrere Hoch-
kulturen eine zum Teil hochproduktive 
Landwirtschaft betrieben. In Zentralme-
xiko konnten Bäuerinnen und Bauern 
mit ihrer Gartenkultur 15 Menschen pro 
Hektar ernähren. Im heutigen Deutsch-
land sind es nur vier bis fünf Menschen – 
was auf den hohen Konsum tierischer 
Produkte zurückzuführen ist.  

Auch in anderen Erdteilen zerstörten 
die Kolonialherren die Selbstversorgung 
der heimischen Bevölkerung. In Kenia 

Aufgrund der Klimakrise benötigen Hirten  
wie hier im Senegal immer größere Flächen, 
um ihre Tiere ernähren zu können.  
Foto: Andy Hall / Guardian / eyevine / laif



In den vergangenen Jahrzehnten fand in 
der Agrarindustrie ein starker Konzentra-
tionsprozess statt. Wenige Konzerne tei-
len sich den Markt für Pestizide, Saatgut, 
Dünger und Landmaschinen. Vier Firmen 
produzieren heute zwei Drittel der welt-
weiten Agrochemikalien, darunter Bayer 
und BASF. Beim Saatgut gehört Bayer zu 
den großen Drei. 

In jahrtausendelanger Arbeit züchte-
ten Landwirt*innen immer neue Nutz-
pflanzen und entwickelten Sorten, die an 
die jeweiligen Umweltbedingungen ange-
passt waren. Der Tausch von Samen war 
selbstverständlicher Teil der Landwirt-
schaft. Erst im 19. Jahrhundert wurde 
Saatgut zur Handelsware. Inzwischen 
sind 75 Prozent der einst existierenden 
7.000 Gemüsearten unwiederbringlich 
verloren. Außerhalb von Nischen werden 
nur noch etwa 200 Nahrungspflanzen an-
gebaut, wobei neun Kulturen dominieren: 
Zuckerrohr, Mais, Reis, Weizen, Kartof-
feln, Sojabohnen, Ölpalmen, Zuckerrüben 
und Maniok. Zum Einsatz kommen fast 
nur noch wenige Hochertragssorten. 

Noch Ende der 1960er Jahre waren 99 
Prozent der Gemüsesorten samenfest, 
konnten sich also selbst vermehren. 30 
Jahre später traf das nur noch auf 20 Pro-
zent zu. Die große Masse sind heute Hy-
bridsorten, die zwar hohe Erträge brin-
gen, aus deren Samen aber keine oder 
nur mickrige Pflanzen wachsen. So wur-
den Landwirt*innen abhängig von der 
Agrarindustrie. Nur ein kleiner Teil alter 
Sorten wird in Saatgutbanken aufbewahrt.  

Während früher die Pflanzensorten an 
die jeweiligen natürlichen Bedingungen 
angepasst waren, wird jetzt durch Dün-
ger, Bewässerung und Agrochemikalien 
versucht, die jeweilige Umgebung an den 
Bedarf der Hochertragssorten anzupas-
sen. Ab Mitte der 1990er Jahre entstand 
mit gentechnisch veränderten Pflanzen 
ein neues Geschäftsmodell, bei dem Pes-
tizide und patentiertes Saatgut gemein-
sam verkauft werden. Der Pflanzenkiller 
Glyphosat vernichtet alle Gewächse außer 
genmanipuliertem Mais, Reis, Soja und 
Raps. Die Weltgesundheitsorganisation 
stuft Glyphosat als »wahrscheinlich 
krebserregend« ein, sein Einsatz verletzt 
somit das Recht auf Gesundheit. 

In Indien soll es vor der Kolonialisie-
rung etwa 400.000 verschiedene Reissor-
ten gegeben haben – inzwischen wachsen 
auf 75 Prozent der Flächen zehn Sorten. 
Dieser genetischen Verarmung will die 
indische Organisation Navdanya ent-

gegenwirken. Das große Netzwerk aus lo-
kalen Gemeinschaften sichert traditionel-
le Nutzpflanzen mit dem Ziel, die Unab-
hängigkeit von Kleinproduzierenden zu 
bewahren und lokale Märkte zu stärken. 
Etwa die Hälfte der Bevölkerung des Sub-
kontinents lebt zumindest zum Teil von 
selbst angebauten Lebensmitteln. 

Navdanya betreibt 122 gemeinschaftli-
che Saatgutbanken in 18 indischen Bun-
desstaaten und unterrichtet traditionelle 
Anbaumethoden. Gegründet wurde die 
Organisation von Vandana Shiva, die mit 
dem Alternativen Nobelpreis ausgezeich-
net wurde und als eine der schärfsten Kri-
tikerinnen der globalen Agrarindustrie 
gilt. Seit Jahren weist sie darauf hin, dass 
die großen Saatgutfirmen viele indische 
Bäuerinnen und Bauern in eine ausweg-
lose Schuldenfalle und letztlich in den 
Tod getrieben haben. Jedes Jahr nehmen 
sich Tausende Landwirt*innen in Indien 
das Leben. 

Auch das internationale Bündnis La 
Via Campesina (Der bäuerliche Weg) en-
gagiert sich für eine Umgestaltung des 
Agrarsystems hin zu Ernährungssouverä-
nität und -sicherheit. Die inzwischen 200 
Millionen Mitglieder sind Kleinland -
wirt*in nen, Landarbeiter*innen, Landlose 
und Indigene aus 81 Ländern. Sie fordern 
den Vorrang von Selbstversorgung und 
regionalem Handel vor der Orientierung 
am Weltmarkt. ◆

Inzwischen sind 75 
Prozent der einst 

existierenden 7.000 
Gemüsearten verloren.
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Agrarindustrie –  
Pestizide und Saatgut für den Markt

Gegen genetische Verarmung. 
Auf diesem Feld sichert die indische  

Organisation Navdanya traditionelle  
Nutzpflanzen, um die Unabhängigkeit  
von Kleinproduzierenden zu wahren.  

Foto: Kathrin Harms / laif
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»Vor allem die besonders fruchtbaren Bö-
den sind im Visier der Ausländer*innen. 
Für die heimische Bevölkerung bedeutet 
das, dass sie nur Zugang zu wenig ertrag -
reichen Böden hat. Die Klimakrise ver-
schärft diese Lage noch zusätzlich«, sagt 
Kristina Hatas, Klimaexpertin von Am-
nesty International. Obwohl sich großflä-
chige Agrarstrukturen ausbreiten, bewirt-
schaften auch heute noch 85 Prozent der 
Bäuerinnen und Bauern weltweit weniger 
als zwei Hektar. Doch immer häufiger 
wird ihre Ernte durch Dürre, Stürme oder 
Überflutungen zerstört. Existenziell ge-

den etwa zwei Kilogramm CO2 freige-
setzt. Bei Düngung mit Kompost und Mist 
entstehen diese Probleme nicht. 

Die Produktion von Fleisch und ande-
ren tierischen Produkten ist ein weiterer 
zentraler Faktor der Klimaerwärmung. 
Die Abholzung von Wäldern zugunsten 
von Äckern und Weiden setzt große Men-
gen Kohlenstoff frei. Hinzu kommen die 
Methanemissionen aus den Mägen von 
Wiederkäuern, sofern sie mit Kraftfutter 
versorgt werden. Dem Amnesty-Bericht 
»Stop burning our rights« zufolge sind 
Argentinien, Australien, Brasilien, die EU, 
Kanada, Neuseeland und die USA für 43 
Prozent der klimaschädlichen Gase durch 
tierische Nahrungsmittel verantwortlich, 
obwohl sie nur 15 Prozent der Weltbevöl-
kerung beherbergen. ◆

fährdet sind Produzent*innen, die ohne-
hin in großer Armut leben. »Sehr ver-
wundbar sind auch jene, die sich auf Rat 
von Regierungen, Konzernen oder Stif-
tungen auf einzelne Hauptprodukte spe-
zialisieren und Hybridsaatgutsorten ein-
setzen, die anfälliger sind bei Dürre und 
Hitze«, schreibt die NGO Oxfam. 

Die heutige Landwirtschaft ist glei -
chermaßen Verursacher und Opfer der 
Erderhitzung. In einem 2019 veröffent-
lichten Sonderbericht ging der Weltklima-
rat davon aus, dass Landnutzung, Land- 
und Forstwirtschaft für 23 Prozent der 
Treibhausgase verantwortlich sind. Durch 
tiefes Pflügen und schwere Maschinen 
entweicht der im Boden gebundene Koh-
lenstoff in die Atmosphäre. Der Einsatz 
von synthetischem Dünger verschärft das 
Problem, weil er mit hohem Energieauf-
wand aus fossilen Brennstoffen herge-
stellt wird. Pro Kilo Chemiedünger wer-

Landwirtschaft –  
Verursacher und Opfer der Erderhitzung

Palmöl ist das meist produzierte Pflan-
zenöl weltweit. Es steckt in der Hälfte der 
Supermarktprodukte: Margarine, Fertig-
pizza, Gebäck, Tierfutter, Hautcreme und 
Waschmittel. Auch als Biotreibstoff wird 
das geschmeidige Fett verwendet. Palmöl 
ist geschmacksneutral, geruchs- und farb-
los, lange haltbar – und sehr billig. Wo in 
Indonesien früher Urwälder standen, er-
strecken sich heute riesige Palmölplanta-
gen. Die Arbeitsbedingungen dort sind 
katastrophal. Nach Angaben der Organi-
sation FIAN sind 70 Prozent der Beschäf-
tigten Gelegenheitsarbeiter*innen und 
damit keinen Anspruch auf gesetzlich 
verankerte Arbeitsrechte wie Mindest-
lohn, menschenwürdige Arbeitszeiten, 
Krankenversicherung und Mutterschutz. 
Auch das Recht auf Versammlungs- und 
Gewerkschaftsfreiheit gilt in der Praxis 
nicht. Viele Landarbeiter*innen leiden 
unter Krankheiten infolge des Umgangs 
mit Pestiziden. Hinzu kommen hohe Ak-
kordanforderungen. »Um die Vorgaben 
zu erreichen, müssen andere Familienan-
gehörige ebenfalls mitarbeiten, darunter 
auch Kinder«, kritisiert Esther Hoffmann, 

arbeiter*innen. Deren Verhandlungsposi-
tion ist äußerst schwach, denn auf dem 
Land suchen viele Arbeit. Wie hoch die 
Zahl der ausgebeuteten, äußerst prekär 
lebenden Landarbeiter*innen weltweit ist, 
ist unbekannt. Die Internationale Arbeits-
organisation (ILO) schätzte ihre Zahl be-
reits vor zehn Jahren auf 300 bis 500 
Millionen. Inzwischen sind es mit Sicher-
heit deutlich mehr. ◆

Indonesien-Expertin von Amnesty Inter-
national Deutschland. 

Viele Kleinbäuer*innen oder Selbst-
versorger*innen, die früher noch ihre 
Existenz sichern konnten, müssen sich 
heute als Tagelöhner*innen auf den Fel-
dern von Großgrundbesitzern verdingen, 
die für den Weltmarkt produzieren. Auch 
die weiter praktizierenden kleinen Land-
wirtschaftsbetriebe beschäftigen Saison-

Arbeitsbedingungen –  
Ausbeutung für billige Produkte

Existenziell gefährdet 
sind Landwirt*innen,  

die ohnehin  
in Armut leben.

Gefährliche Monokultur: 
Auf Palmölplantagen wie dieser in  

der indonesischen Provinz Riau leiden  
die  Arbeiter*innen unter dem Einsatz 

 gesundheitsschädlicher Pestizide.  
Foto: Willy Kurniawan / Reuters



I
ndonesien liefert der Weltwirtschaft 
wichtige Rohstoffe, darunter auch 
Gold für Schmuck, die Industrie 
und Geldanlagen. Auf der Hanno-
ver-Messe im April ist der Rohstoff -

lieferant wie bereits vor zwei Jahren 
 erneut umworbenes Partnerland. Die 
 Bedingungen der Rohstoffgewinnung in 
Indonesien sind indes häufig alles andere 
als nachhaltig und menschenrechtlich 
verträglich.  

Im Jahr 2020 erfuhr Amnesty, dass in 
dem von Indigenen besiedelten und kon-
fliktbeladenen Bezirk Intan Jaya eine 
Goldmine geplant ist. Mit geschätzten 8,1 
Millionen Unzen Gold wäre sie eine der 
größten Minen des Landes. Das Golderz-
vorkommen, bekannt als Wabu Block, 
liegt im äußersten Osten von Indonesien 
in der Provinz Papua. Das Gebiet ist zu 94 
Prozent mit Wald bedeckt und als Sied-
lungsgebiet der indigenen Moni recht-
lich anerkannt. Derzeit läuft das Geneh-
migungsverfahren der Zentralregierung 
für das Abbauvorhaben. Den Auftrag für 
die Entwicklung soll das staatseigene 
Bergbauunternehmen PT Antam erhal-
ten.  

Der Bezirk Intan Jaya ist seit Oktober 
2019 ein Brennpunkt der Gewalt in den 
Provinzen Papua und West-Papua. Da-
mals töteten Mitglieder einer bewaffne-
ten Unabhängigkeitsgruppe drei Motor-
radtaxifahrer, die sie als Spione bezichtig-
ten. Seitdem hat der Staat stark aufgerüs-
tet. Zwei bereits bestehende Posten indo-
nesischer Sicherheitskräfte in dem Bezirk 
wurden um 15 weitere ergänzt. Die Sicher-

heitskräfte bekämpfen die Unabhängig-
keitsbewegung mit exzessiver Gewalt 
und machen auch vor rechtswidrigen 
 Tötungen nicht Halt. Die strafrechtliche 
Verfolgung dieser Verbrechen versandet 
regelmäßig, weil der politische Wille der 
Behörden fehlt.  

Rechtswidrige Tötungen 
Seit 2019 dokumentierte Amnesty in In-
tan Jaya zwölf mutmaßlich rechtswidrige 
Tötungen sowie starke Einschränkungen 
der Bewegungsfreiheit und Privatsphäre 
der Bevölkerung. So wurden bei  einer 
Razzia im Distrikt Sugapa im April 2020 
die Brüder Apianus und Luter Zanambani 
festgenommen. Sie starben bei den da -
rauffolgenden Verhören. Ihre Tötung soll 
zwar vor einem Militärgericht verhandelt 
werden. Aufgrund der Erfahrung mit 
intransparenten Verfahren dieser Art 
 befürchtet Amnesty jedoch Freisprüche 
oder Disziplinarstrafen, die der Schwere 
der Verbrechen nicht angemessen sind. 

Mehrere bereits existierende Projekte 
zur Rohstoffgewinnung schädigen die 
Interessen und Lebensgrundlagen der 
 lokalen Gemeinschaften und verschärfen 
die bestehenden Konflikte. Reisebeschrän-
kungen für Journalist*innen und Men-
schenrechtsverteidiger*innen isolieren 
die beiden Provinzen. Ein Kreislauf von 
Gewalt und Misstrauen ist das Ergebnis. 
»Die Menschen in Intan Jaya leben unter 
einem zunehmend harten und gewalttä-
tigen Sicherheitsapparat, der viele Aspek-
te ihres täglichen Lebens kontrolliert, 
und nun ist ihre Lebensgrundlage durch 
dieses schlecht durchdachte Projekt be-
droht«, sagt Usman Hamid, Geschäfts-
führer von Amnesty International Indo-

nesien. »Der Wabu Block könnte das Re-
zept für eine Katastrophe sein.« 

Hunderte Menschen haben aufgrund 
des Militärvorgehens zeitweilig oder dau-
erhaft ihre Heimatdörfer in Intan Jaya 
verlassen. Angehörige der örtlichen Be-
völkerung berichteten Amnesty über 
 diverse Missstände. So müssen sie die 
 Sicherheitskräfte um Erlaubnis für alltäg-
liche Wege bitten, etwa um zu ihren land-
wirtschaftlichen Flächen zu gelangen 
oder einkaufen zu können. Sicherheits-
kräfte haben Bewohner*innen bei Kon-
trollen geschlagen. Auch schränken sie 
den Gebrauch elektronischer Geräte wie 
Mobiltelefone und Kameras ein und neh-
men gelegentlich Männer fest, die sie 
wegen ihrer langen Haare pauschal als 
Unabhängigkeitskämpfer verdächtigen. 

Indigene Papua befürchten, dass der 
geplante Goldabbau zum Verlust von 
Land und Lebensgrundlagen sowie zu 
Umweltverschmutzung führt. »Wenn dort 
Bergbau betrieben wird, haben wir kein 
Land mehr für die Gartenarbeit; und das 
Vieh wird keine frischen Früchte mehr 
 direkt aus dem Wald bekommen«, sagte 
ein Bewohner zu Amnesty. Religiöse und 
politische Persönlichkeiten sowie Initiati-
ven vor Ort sprachen sich bereits im Ok -
tober 2020 bei der Provinzregierung und 
ein Jahr später vor dem Provinzparlament 
Papuas gegen das Vorhaben aus. 
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BERGBAU IN INDONESIEN

»Wenn dort Bergbau 
betrieben wird, haben 

wir kein Land mehr.« 
Anwohner

Rezept für eine 
Katastrophe 
 
Indonesien, wichtiger Goldlieferant, wird auf der Hannover-Messe umworben.  
Ein großes Abbauvorhaben ist in der von Konflikten betroffenen Provinz Papua geplant.  
Amnesty kritisiert die weitere Gefährdung der dort lebenden indigenen Bevölkerung.  
Von Esther Hoffmann



Das internationale wie auch das in -
donesische Recht sichern den indigenen 
Papua ihr angestammtes Land zu. Inter-
nationale Standards zum Schutz indige-
ner Völker verpflichten die indonesische 
Regierung, die freie, vorherige und infor-
mierte Zustimmung der Papua einzu -
holen, die von der Mine betroffen sein 
könnten. Der erste Schritt besteht nach 
Ansicht von Amnesty nun darin, festzu-

Die Autorin ist Mitglied der Amnesty-Koordina-
tionsgruppe Indonesien. 
 

Den Bericht von Amnesty 
 Indonesien zum  Abbauvorhaben 

finden Sie hier:  
 

Eine Petition von Amnesty 
 Indonesien zur Mine gibt  

es hier: 

stellen, ob eine wirksame Konsultation in 
einem Klima der Gewalt und Einschüch-
terung überhaupt durchführbar ist. In der 
Zwischenzeit sollte Indonesien das Vorha-
ben auf Eis legen. Und die Bundesrepu-
blik als wichtiger Wirtschaftspartner 
Indonesiens muss auf der Hannover-Mes-
se darauf hinwirken, dass das Gold nicht 
auf Kosten der Menschenrechte gefördert 
wird. ◆ 

AMNESTY JOURNAL | 02/2023 39

Furchen der Zerstörung. Die indigene  
Bevölkerung protestiert gegen Abbauvorhaben  
wie diese Kupfer- und Goldmine in Papua.  
Foto: Orbital Horizon / Copernicus Sentinel Data / Gallo Images / Getty Images

für die Rüstungs- oder Finanzwirtschaft geben, 
schwache Branchenstandards oder unzulängli-
che Zertifizierungen dürfen verbindliche Sorg-
faltspflichten nicht ersetzen. Die Umsetzung 
muss transparent sein, Betroffene einbeziehen 
und bei Verstößen Strafen vorsehen. ◆ 
 
Mathias John, Sprecher der Koordinationsgrup-
pe Wirtschaft, Rüstung und Menschenrechte 
von Amnesty Deutschland

 sollen die Staaten diese Sorgfalt verbindlich 
 regeln. Die Pflichten gelten in der ganzen Wert-
schöpfungskette – vom Rohstoff über die Lie-
ferketten bis zum Vertrieb. Das deutsche Liefer-
kettengesetz greift da leider zu kurz. Daher 
muss das geplante EU-Lieferkettengesetz aus 
Amnesty-Sicht bessere Regeln für menschen-
rechtliche, umwelt- und klimabezogene Sorg-
faltspflichten enthalten. Die Versuche von Re-
gierungen, Parteien und Wirtschaft, den EU-
Entwurf zu verwässern, sind zu stoppen: Das 
Gesetz hat für alle Unternehmen und all ihre 
Aktivitäten zu gelten. Es darf keine Ausnahmen 

Goldabbau ist häufig mit Konflikten, Umwelt- 
und Gesundheitsschäden verbunden. »Faires« 
Gold ist ein Nischenprodukt. So zeigt sich auch 
hier der Bedarf für menschenrechtliche Sorg-
faltspflichten von Unternehmen und Banken. 
Den Rahmen bilden die UN-Leitprinzipien 
 Wirtschaft und Menschenrechte von 2011: 
 Danach muss Wirtschaft Menschenrechte 
 achten, menschenrechtliche Risiken erfassen 
und Menschenrechtsverstöße beenden, zudem 
Beschwerdewege und Abhilfe für Betroffene 
 sichern.  
Da Unternehmen selten freiwillig handeln, 

MENSCHENRECHTLICHE SORGFALTSPFLICHTEN DER WIRTSCHAFT



Indigene Proteste. 
Aktivist*innen fordern vor der Zentrale der 

Royal Bank of Canada, dass das Unternehmen 
die Finanzierung der Pipeline GasLink 
 zurückzieht. Toronto, Dezember 2021.  

Foto: Katherine Cheng / Zuma Wire / Imago
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INDIGENE IN KANADA

Erneut betrogen 
 
Wegen des zunehmenden Interesses an Flüssiggas wird der Ausbau von Pipelines in Kanada 
vorangetrieben. Dabei werden die Rechte und Interessen indigener Gemeinschaften verletzt. 
Von Marianne Kersten



W
ir werden niemals auf-
hören, unser Land zu 
verteidigen, so wie es 
unsere Vorfahren seit 
Tausenden von Jahren 

getan haben«, sagen Mitglieder der indi-
genen Gidim’ten, die den Zugang zu ih-
rem traditionellen Hoheitsgebiet bewa-
chen, um ein gewaltsames Vordringen 
von Polizei- und Sicherheitskräften zu 
verhindern.  

Seit mehr als einem Jahrzehnt kämp-
fen die sogenannten Hereditary Chiefs 
der Wet’suwet’en Nation, zu der auch die 
Gidimt’en gehören, in der kanadischen 
Provinz British Columbia gegen ein Pipe-
line-Projekt des kanadischen Unterneh-
mens TC Energy. Bis Ende des Jahres soll 
die 760 Kilometer lange Pipeline Coastal 
GasLink fertig sein, die quer durch ihr 
22.000 Quadratkilometer großes, ökolo-
gisch einzigartiges Gebiet bis zum LNG-
Terminal in Kitimat verläuft. 

Auch in anderen Regionen Kanadas 
wird der Ausbau von Flüssiggas-Pipelines 
vielfach gegen den Widerstand indigener 
Gemeinschaften vorangetrieben. So äu-
ßern Mitglieder der Mi’kmaq Nation er-
hebliche Sicherheitsbedenken angesichts 
des geplanten LNG-Terminals von Pieri-
dae Energy Limited auf ihrem traditionel-
len Territorium.  

Während Deutschland seine Energie-
krise auch mit Flüssiggas aus Kanada 
überwinden will, bedeutet der Pipeline-
Ausbau für die dort lebenden indigenen 
Gemeinschaften, die ohnehin stark unter 
den Folgen der kolonialen Geschichte lei-
den, eine erneute Verletzung ihrer Rechte 
und eine Bedrohung ihrer Kultur, Iden-
tität und Lebensweise. Immer wieder sind 
indigene Gemeinschaften wie die Wet’su-
wet’en gezwungen, in oft jahrelangen 
Prozessen für die Durchsetzung ihrer 
Landrechte zu kämpfen. 

»Die Entscheidung, den Bau der Coas-
tal GasLink Pipeline auf dem Land der 
Wet’suwet’en ohne die freie, vorherige 
und informierte Zustimmung der Heredi-
tary Chiefs zu erlauben, ist eine eklatante 
Verletzung des Rechts der Gemeinschaft 

 Columbia den Abzug aller Polizei- und 
 Sicherheitskräfte aus ihrem Territorium, 
einen sofortigen Baustopp und die Aus-
setzung aller Genehmigungen für den 
Bau der Pipeline. 

Trotz landesweiter und internationa-
ler Proteste und aller Bedenken der He -
reditary Chiefs begann Coastal GasLink 
im September 2022 mit den Bohrungen 
unter dem Wedzin Kwa (Morice River) – 
ein Lachslaichgebiet und eine der letzten 
verbliebenen sauberen Trinkwasserquel-
len in ihrem Territorium. Nach kanadi-
schen Medienberichten verstieß das 
Unternehmen in der Vergangenheit 
wiederholt  gegen die mit der Umweltbe-
hörde von British Columbia vereinbarten 
Auflagen.  

Mit der Genehmigung und Fortset-
zung des Pipelinebaus verletzen die 
 Regierungen von British Columbia und 
Kanada nicht nur die Rechte der Wet’su-
wet’en sondern auch die inzwischen von 
ihren Parlamenten verabschiedeten Ge-
setze zur Umsetzung der UN-Erklärung 
über die Rechte der indigenen Völker. Sie 
ignorieren außerdem die wiederholt ge-
äußerte Sorge des UN-Ausschusses für die 
Beseitigung der Rassendiskriminierung 
über die anhaltende Gewalt, Kriminalisie-
rung, Überwachung und Souveränitäts-
verletzung auf traditionellem Territo-
rium.  

»Warum werden die Wet’suwet’en, die 
indigenen Völker in einem demokrati-
schen Land wie Kanada, das sich auf der 
Weltbühne auf seinen Ruf als respektvol-
les und sicheres Land stützt, mit solcher 
Gewalt angegriffen? Warum sind wir we-
niger ›menschlich‹ und warum müssen 
wir uns gegen solche Übergriffe wehren? 
Warum werden wir auf unserem eigenen, 
nie abgetretenen Land kriminalisiert, 
weil wir die Rechte der Menschen, der In-
digenen schützen und unseren Teil dazu 
beitragen, das Recht auf sauberes Wasser, 
sichere Lebensmittel und unsere Existenz 
zu schützen?«, fragt Na’Moks, Sprecher 
der Wet’suwet’en Hereditary Chiefs. Er 
 betont: »Wir werden uns weiterhin mit al-
len Mitteln gegen diese Pipeline wehren, 
denn es ist unser traditionelles Recht.« ◆ 

 
Die Autorin ist Mitglied der Themenkoordina-
tionsgruppe Menschenrechte und indigene 
 Völker von Amnesty Deutschland.

auf Selbstbestimmung und ein bedauer-
licher Rückschritt auf Kanadas Weg zur 
Versöhnung mit den indigenen Völkern«, 
kritisiert Kitty Nivyabandi, Generalsekre-
tärin der kanadischen Sektion von Am-
nesty International.  

Die nach dem Erbrecht legitimierten 
Chiefs der Wet’suwet’en sind die traditio-
nellen Autoritäten des Landes, auf dem 
sie seit Urzeiten leben und das sie nie-
mals abgetreten haben. Dies hat auch der 
Oberste Gerichtshof Kanadas in einem 
bahnbrechenden Urteil im Jahr 1997 be-
stätigt. Zwar haben 20 der gewählten 
Chiefs der Wet’suwet’en Nutzungsverein-
barungen mit Coastal GasLink unter-
zeichnet. Allerdings sind sie nach dem 
noch aus der Kolonialzeit stammenden 
Verwaltungssystem nur für ihre Reserva-
te entlang der Pipelineroute verantwort-
lich und können nicht über das traditio-
nelle Land der Wet’suwet’en entscheiden, 
das den Hereditary Chiefs untersteht. 

Gewaltsame Polizeieinsätze 
Seit 2019 kam es auf dem traditionellen 
Territorium der Wet’suwet’en zu drei gro-
ßen Razzien durch schwer bewaffnete Po-
lizeikräfte der Royal Canadian Mounted 
Police. Friedlich protestierende Wet’suwe-
t’en und Unterstützer*innen wurden ge-
waltsam von ihrem Land verdrängt, 74 
Personen wurden festgenommen und 
 inhaftiert. Wegen Missachtung einer rich-
terlichen Verfügung aus dem Jahr 2019, 
nach der es untersagt ist, den Zugang zu 
den Baustellen auf ihrem Land zu blockie-
ren, wurden 19 Landverteidiger*innen 
 angeklagt. Fünf von ihnen wurden im 
 Dezember 2022 zu Geldstrafen und ge-
meinnütziger Arbeit verurteilt. 

Im Februar 2021 wandten sich Mitglie-
der der Gidimt’en und Unterstützer*in-
nen in einem Schreiben an die UNO. Da -
rin heißt es: »Die nationale Polizei (…) 
durchbrach Checkpoints, war mit militä-
rischen Angriffswaffen, Hubschraubern 
und Hundeeinheiten ausgerüstet, drang 
zusammen mit Sicherheitskräften von 
Coastal GasLink in Häuser ein und ent-
weihte zeremonielle Räume, (…) blockier-
te sowohl die Bewegung und den Zugang 
von Mitgliedern der Gemeinschaft, der 
Medien und von Beobachter*innen sowie 
die Zufuhr von Lebensmitteln und Medi-
kamenten.« Im Einklang mit der UN-Er-
klärung über die Rechte der indigenen 
Völker (UNDRIP) fordern die Landvertei-
diger*innen von Kanada und British AMNESTY JOURNAL | 02/2023 41

»Wir werden uns 
weiterhin gegen diese 

Pipeline wehren.« 
Hereditary Chief Na’Moks



Z
um Jahresauftakt erhielt Ber-
nardo Caal Xol mal wieder eine 
Vorladung. Im Januar müsse er 
erneut vor Gericht in Cobán er-
scheinen. Der Termin wurde 

zwar verschoben, aber der Druck bleibt. 
»Die Justiz kriminalisiert mich weiter. 
Das ist der Preis für unseren Widerstand 
gegen die Kommerzialisierung der Na-
tur«, sagt der Umweltaktivist und rollt 
 genervt mit den Augen. Der stämmige 
Mann trägt ein gewebtes Hemd in den 
traditionellen Farben der indigenen Maya 
Q’eqchi’, Turnschuhe und eine zweifarbi-
ge Regenjacke.  

Bernardo Caal ist der Sprecher und 
das bekannteste Gesicht der Umweltbe-
wegung »Friedlicher Widerstand von Ca-
habón«, die 2015 in einigen Dörfern rund 
um die Kreisstadt Santa María Cahabón 
gegründet wurde und der mittlerweile 
mehr als 190 Ortschaften in der Region 
angehören. Seit Jahren wehren sich Caal 
und seine Mitstreiter*innen gegen den 
Bau mehrerer Wasserkraftwerke im Nor-
den Guatemalas. Genau das könnte der 
Grund dafür sein, dass die Justiz den 50-
Jährigen nicht in Ruhe lässt.  

»Alles begann, als die ersten schweren 
Baumaschinen mit dem Logo der Grupo 
Cobra auftauchten«, erinnert sich Caal im 
Hotel gegenüber der Kathedrale von Co-
bán. Die Provinzstadt rund 200 Kilometer 

nördlich von Guatemala-Stadt ist das Zen-
trum des Verwaltungsdistrikts Alta Vera -
paz, der für Kaffee und Kardamom be-
kannt ist, aber auch als wasserreichste 
 Region des mittelamerikanischen Landes 
gilt. Dort stieß Bernardo Caal im Jahr 2015 
erstmals auf Informationen zu einem 
Bauvorhaben in seiner Nachbarschaft. 
»Die Dokumente belegten, dass Lizenzen 
für den Bau der Wasserkraftwerke Oxec I 
und Oxec II am Río Cahabón für die Jahre 
2013 und 2015 vergeben worden waren – 
ohne Mitsprache der Bevölkerung von 
Santa María Cahabón«, erzählt er und 
zieht missbilligend die Stirn in Falten. 
Caal war davon direkt betroffen. Er wuchs 
in Sepos Semococh auf, nur ein paar Kilo-
meter von Santa María Cahabón entfernt. 
Zu Beginn der 1990er Jahre war er in sei-
nem Heimatdorf Grundschullehrer ge-
worden und unterrichtete Spanisch und 
seine Muttersprache Maya Q’eqchi’. 
Gleichzeitig engagierte er sich für Um-
weltschutz und setzte sich für Gewerk-
schaftsrechte ein. 

Es sei nur folgerichtig gewesen, dass 
er 2015 zum Sprecher und Koordinator 
des »Friedlichen Widerstands von Caha-

bón« gewählt worden sei, meint Claudia 
Samayoa, die Direktorin der Menschen-
rechtsorganisation Udefegua. »Er ist ein 
Symbol des lokalen Widerstands der Maya 
Q’eqchi’«, sagt sie. Denn er habe mit einer 
einstweiligen Verfügung gegen den Bau 
von Oxec II und einer Klage gegen das für 
Bergbau zuständige Ministerium wegen 
»illegaler Erteilung einer Konzession« für 
ein Novum in der jüngeren Geschichte 
des Landes gesorgt. 

Hinzu kamen die von ihm organisier-
ten Proteste in der Hauptstadt. Hunderte 
Maya Q’eqchi’ fuhren 2015 nach Guate-
mala-Stadt, protestierten vor dem Parla-
ment, dem Präsidentenpalast und der 
spanischen Botschaft. Die Botschaft traf 
es aus gutem Grund, sagt Caal. Die Fir-
mengruppe Grupo Cobra, die die Bauar-
beiten an Oxec I und II leitet, gehört dem 
spanischen Bauunternehmer Florentino 
Pérez, der auch Präsident des weltweit 
 bekannten Fußballclubs Real Madrid ist.  

»Das war illegal, denn der Bau ver-
stößt gegen die ILO-Konvention 169 zum 
Schutz indigener Völker, die sowohl von 
Spanien als auch von Guatemala ratifi-
ziert wurde«, sagt Caal. Das Übereinkom-
men der Internationalen Arbeitsorgani -
sation regelt, dass indigene Völker über 
große Bau- und Fördervorhaben, die ihre 
Lebensbedingungen beeinflussen, vorab 
informiert und um ihre Zustimmung 
 gebeten werden müssen. Beides erfolgte 
bei der Planung von Oxec I und II nicht, 
obwohl der Río Cahabón für die Maya 42 AMNESTY JOURNAL | 02/2023

KORRUPTE POLITIK IN GUATEMALA

»Die Justiz 
kriminalisiert 
mich weiter.« 

Bernardo Caal Xol

Frei und doch  
nicht frei 
 
Bernardo Caal Xol ist Umweltaktivist und legte sich in Guatemala mit der Politik an.  
1.520 Tage saß der indigene Dorflehrer zu Unrecht in einer Zelle. Ein Einzelfall?  
Nein, eher ein typisches Beispiel für die fehlende Unabhängigkeit der Justiz. 
Aus Cobán von Knut Henkel



Q’eqchi’ heilig ist. Für den Rechtsbruch 
war der damalige Bergbauminister Erick 
Archila verantwortlich. Er gehörte zur 
korrupten Regierung des damaligen Prä-
sidenten Otto Pérez Molina. Während 
nach Archila noch immer gefahndet wird, 
wurde Pérez Molina im  Dezember 2022 
zu 16 Jahren Haft wegen Korruption ver-
urteilt. 

Handverlesene Stimmberechtigte 
2015 beantragte Bernardo Caal die Ein-
stellung der Bauarbeiten am Wasserkraft-
werk Oxec II. Für seine Gegner*innen war 
das der Startschuss für eine Diffamie-
rungskampagne, die ihn ins Gefängnis 
brachte. Am 30. Januar 2018 wurde der 
Umweltschützer inhaftiert und im No-
vember 2018 auf Grundlage konstruierter 
Anklagen zu sieben Jahren und vier Mo-
naten Haft verurteilt. Zu Unrecht, wie die 
damalige UN-Sonderberichterstatterin 
für die Rechte indigener Völker in einer 
Erklärung nach einem Besuch im Gefäng-
nis von Cobán 2019 ausführte: »Die Ver-
urteilung von Herrn Caal Xol wegen 
schwerer Freiheitsberaubung und schwe-
ren Diebstahls einer Bohrmaschine, eines 
Werkzeugkastens und eines Glasfaserka-
bels ist unverhältnismäßig und beruht in 
erster Linie auf Zeugenaussagen von An-

vergangenen zwei, drei Jahren verlassen. 
Richter*innen werden bedroht, Staatsan-
wält*innen inhaftiert.« Das Beispiel von 
Bernardo Caal zeige, dass die Justiz will-
fährig sei und sich nach den ökonomi-
schen Interessen der Eliten richte, sagt Sa-
mayoa. Auch beim Wasserkraftwerk Oxec 
II hat die Justiz eine Lösung im Sinne der 
Investoren gefunden: »Zwar ordneten die 
Gerichte die Befragung der indigenen 
 Gemeinde in direkter Nähe an, aber die 
Stimmberechtigten waren handverle-
sen«, kritisiert Bernardo Caal. Oxec I und 
II sind seit ein paar Jahren in Betrieb. 
Vom erzeugten Strom haben die Maya 
Q’eqchi’ nichts. »Wir sitzen meist im Dun-
keln«, kritisiert Bernardo Caal.  

Für ihn geht der Kampf weiter, und 
gleichzeitig arbeitet er an einem Buch 
über die Haft, den Widerstand der Maya 
Q’eqchi’ und deren Geschichte. Es soll 
noch vor der Präsidentschaftswahl im 
Juni 2023 erscheinen. Deswegen schreibt 
er, und schreibt und schreibt – wenn er 
nicht gerade zu einer Gerichtsverhand-
lung nach Cobán muss. ◆ 
 
Siehe auch Seite 80: Briefe gegen das Vergessen

gestellten des Unternehmens«, schrieb 
Victoria Tauli-Corpuz. 

Eine Einschätzung, die auch Amnesty 
International teilte. Die Menschenrechts-
organisation erklärte Bernardo Caal im 
Juli 2020 zum gewaltlosen politischen 
 Gefangenen und setzte sich unter ande-
rem beim Briefmarathon 2021 für ihn 
ein: Mehr als eine halbe Million Briefe an 
die Behörden forderten seine Freilassung. 
Für den im überfüllten Gefängnis von Co-
bán inhaftierten Caal war das »eine wich-
tige moralische Unterstützung«, wie er 
sagt. Im März 2022 wurde er vorzeitig aus 
der Haft entlassen, doch die Justizfarce 
geht weiter. »Es gibt eine zweite Anklage 
aus dem Jahr 2017«, berichtet der Aktivist. 
»Ich werde beschuldigt, vom Staat ein 
Lehrergehalt bezogen zu haben, ohne 
unterrichtet zu haben. Allerdings war ich 
ganz legal für Gewerkschaftsarbeit frei -
gestellt.« Obwohl er dies bereits 2017 vor 
Gericht mit Dokumenten nachgewiesen 
hatte, wurde die Anklage nicht fallen ge-
lassen. »Ich darf nicht unterrichten und 
muss mich erneut vor Gericht verantwor-
ten«, kritisiert er.  

Die Justiz habe ihre Unabhängigkeit 
längst verloren, meint Claudia Samayoa. 
»Mehr als zwei Dutzend Mitarbeiter*in-
nen der Justiz mussten das Land in den AMNESTY JOURNAL | 02/2023 43

Wasserreichste Region Guatemalas: 
Bernardo Caal Xol am Rio Cahabón.  

Foto: James Rodriguez / Amnesty 



GRAPHIC REPORT: UKRAINE
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Ich hatte  
mal ein 
Zuhause
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Mutig: Bürger*innen zeigen  
eine bahrainische Flagge mit  
dem Konterfei des Menschen- 
rechtsverteidigers Abdulhadi  
Al-Khawaja auf einer  
Demonstration in dem  
kleinen Ort Jannusan, 2014.  
Heute werden Proteste  
systematisch unterdrückt.  
Foto: Mohammed Al-Shaikh / AFP / Getty Images
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PROTECT THE PROTEST: BAHRAIN
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»Wenn Diktatoren 
dich hassen,  
weißt du, dass du  
das Richtige tust« 
 
Im Zuge der Massenproteste in den arabischen Ländern gingen 2011 auch im kleinen Golfstaat 
Bahrain Hunderttausende Menschen auf die Straße. Zwölf Jahre später ist von der Bewegung 
kaum etwas übrig. Prominente Menschenrechtsverteidiger wie Abdulhadi Al-Khawaja sitzen 
seit vielen Jahren im Gefängnis, Aktivistinnen wie seine Tochter Zaynab Al-Khawaja mussten 
das Land verlassen. Die 39-Jährige erzählt vom Stolz auf ihren Vater und spricht über  
die  verlorene Hoffnung auf Veränderung in ihrem Heimatland.



Interview: Hannah El-Hitami 
 

Sie sind in Dänemark aufgewachsen 
und zogen mit 17 Jahren zurück nach 
Bahrain. Wie hat sich Ihr Leben an 
diesem Punkt verändert? 

2001 gab es eine Amnestie für politisch 
Verfolgte in Bahrain, da konnten meine 
Eltern und ich zurückgehen. Bis dahin 
hatte ich außerhalb meines Landes ge-
lebt, weit weg von meinen Verwandten. 
Meine Eltern liebten ihre Heimat aber 
sehr, dadurch habe ich mich immer bah-
rainisch gefühlt. Mein allergrößter Traum 
war, eines Tages nach Hause zurückzu-
kehren. Und es war tatsächlich genauso, 
wie ich es mir erhofft hatte. Ich erinnere 
mich daran, wie ich das Land betrat und 
fühlte: Hier gehöre ich hin. Außerhalb 
von Bahrain habe ich das Gefühl, ich exis-
tiere bloß von Kopf bis Fuß. Aber in Bah-
rain fühlt sich mein Dasein größer an. Ich 
habe das Gefühl, dass ich vertikal von tief 
unter der Erde, wo meine Vorfahren be-
graben sind, bis in den Himmel zu den 
Minaretten reiche, und horizontal mit all 
meinen Verwandten und Vorfahren ver-
bunden bin, die meine Sprache und Kul-
tur teilen.  

Wie hat sich das auf Ihr politisches 
Engagement ausgewirkt? 

Da war diese Liebe für mein Land und 
meine Mitbürger*innen, und ich wollte, 
dass es uns besser geht. Als ich damals 
zurückkam, hat sich Bahrain wie ein 
Friedhof angefühlt. Niemand wagte es, 
sich frei zu äußern, das Risiko war einfach 
zu groß. Ich arbeitete anfangs zu den The-
men Folter und Arbeitslosigkeit, dann zu-
nehmend für die Rechte von Arbeitsmi-

grant*innen. Mein Vater gründete das 
Bahrain Centre for Human Rights, wo wir 
Berichte über Armutsursachen und Kor-
ruption anfertigten und Trainings für 
Menschenrechtsarbeit gaben, zum Bei-
spiel zur Dokumentation und Sicherheit 
bei Demonstrationen. 

Ihr Vater Abdulhadi Al-Khawaja ist 
 einer der bekanntesten Menschen-
rechtsaktivisten Bahrains und sitzt 
wegen seines Engagements seit mehr 
als zehn Jahren im Gefängnis. Wie hat 
sein Aktivismus Sie geprägt? 

Meine Eltern sind leidenschaftliche Akti-
vist*innen, doch sie haben uns nie dazu 
aufgefordert mitzumachen. Mein Vater 
machte einfach sein Ding, und wenn ich 
mithelfen wollte, gab er mir eine Aufga-
be. Mit elf Jahren habe ich zum Beispiel 
Steckbriefe politischer Gefangener in 
Bahrain angefertigt und an internationa-
le Organisationen geschickt. Ich denke, 
das ist die beste Art, Menschen zu beein-
flussen: durch Taten und nicht, indem 
man ihnen etwas vorschreibt. Die Leiden-
schaft meiner Eltern für Gerechtigkeit be-
eindruckt mich bis heute. So wurde ich 
erzogen: Das ultimative Glück liegt darin, 
die Welt für andere besser zu machen. 

Wann sind Sie das letzte Mal als 
 Familie zusammengekommen? 

Das letzte Mal, dass die ganze Familie in 
einem Raum war, war 2013. Meine 
Schwester Maryam war nach Bahrain zu-
rückgekommen, weil mein Vater im Hun-
gerstreik war, und wurde am Flughafen 
festgenommen. Sie war im Frauengefäng-
nis, mein Vater im Jaw-Gefängnis, und ich 
war gerade frei, zwischen zwei Inhaftie-
rungen. Die Behörden erlaubten uns ein 

Familientreffen im Jaw-Gefängnis. Wir 
waren so glücklich, zusammen zu sein, 
doch unsere Freude wurde durch die 
 Kameras und Gefängniswärter getrübt, 
die uns beobachteten. Jetzt kommen wir 
übrigen Familienmitglieder nur selten 
zusammen, weil wir in verschiedenen 
Ländern leben. Und wenn wir uns doch 
treffen, bricht die Abwesenheit meines 
Vaters uns das Herz. 

Wie stehen Sie mit ihm in Kontakt? 
Als ich noch in Bahrain und selbst im Ge-
fängnis war, habe ich ständig gefordert, 
meinen Vater anrufen oder besuchen zu 
dürfen. Selten erlaubten sie es mir. Ich 
schrieb ihm damals viele Briefe. Seit ich 
Bahrain vor sieben Jahren verlassen habe, 
habe ich ihm nicht mehr gegenüberge-
standen oder ihn umarmt. Jetzt können 
wir regelmäßig mit ihm telefonieren, oft 
auch per Videocall. Doch die meisten Te-
lefonate sind stressig. Sobald wir anfan-
gen zu telefonieren, ermahnen die Ge-
fängniswärter meinen Vater, dass er über 
dieses oder jenes nicht reden darf. Noch 
bevor die vorgegebene Zeit vorbei ist, 
zwingen sie ihn, aufzulegen. Er fängt 
dann an, mit ihnen zu diskutieren, und 
sie drohen, seine Telefonate zu verbieten. 
Mein Vater lässt sich seine Rechte nicht so 
leicht nehmen und protestiert mit den 
begrenzten Mitteln, die er als Gefangener 
hat, oftmals durch einen Hungerstreik. 
Davor haben wir große Angst, denn es 
geht ihm nach der Folter, mehreren Hun-
gerstreiks und einem Jahrzehnt im Ge-
fängnis ohne adäquate medizinische 
 Versorgung gesundheitlich sehr schlecht. 
Immer wieder müssen wir laut werden, 
damit sie nicht zu weit gehen. Wir wissen 
nicht, wie wir ihn sonst beschützen sol-
len. 

Was sehen Sie, wenn Sie an Ihren 
 Vater denken? 

Sein Lächeln. Am stärksten war sein Lä-
cheln auf einer Demonstration kurz vor 
seiner Festnahme. Die Polizei begann auf 
uns zu schießen. Er wandte ihnen den 
 Rücken zu, breitete seine Arme aus, um 
mich zu schützen und lächelte ganz ru-
hig. Er lächelt immer, wenn wir telefonie-
ren. Nur einmal lächelte er nicht: Das 
war 2011 nach seinem ersten Prozess im 
Militärgericht. Durch die Folter war sein 
Kiefer gebrochen, und er konnte nicht 
 lächeln, doch er signalisierte uns mit 48 AMNESTY JOURNAL | 02/2023

»Wir werden laut. Wir 
wissen nicht, wie wir 

meinen Vater sonst 
beschützen sollen.«

Eine Familie von  
Aktivist*innen: 
Zaynabs Schwester  
Maryam Al-Khawaja  
war in Bahrain inaftiert 
und lebt in Dänemark.  
Die Beraterin für  
Menschenrechte hat  
bereits mehrere Preise  
für ihr Engagement 
erhalten. 
Foto: Jordi Huisman / Amnesty



 einem Daumen hoch, dass alles okay war. 
Manchmal sind wir hoffnungslos, nach 
dieser langen Zeit. Aber sobald er anruft, 
fühlen wir, wie stark und hoffnungsvoll 
er ist. Er betont immer, dass wir stolz auf 
diesen Weg sein sollen, den wir gewählt 
haben, und dass wir es als Segen betrach-
ten sollen, ihn zu gehen. 

Was macht Sie stolz auf Ihren Vater? 
Ich habe gesehen, wie stark er ist, wenn er 
sich gegen die Mächtigsten auflehnt, aber 
auch, wie liebevoll er mit Folterüberle-
benden oder den Familien politischer 
 Gefangener umging. Er hat so viel Erfah-
rung mit Menschenrechten, aber wenn er 
mit Mitstreiter*innen Pläne schmiedet, 
würde er niemals seine Meinung über die 
der anderen stellen. Er gibt Menschen das 
Gefühl, gehört und gesehen zu werden. 
Mein Vater wurde auf so viele Arten ange-
griffen, und jetzt im Gefängnis suchen sie 
immer noch nach Wegen, ihn zu brechen. 
Vor Kurzem wurde er wegen neuer Vor-
würfe verurteilt. Bei den Verfahren durfte 
er nicht einmal anwesend sein. Sie wollen 
ihn dafür bestrafen, dass er sich für die 
Rechte der Gefangenen einsetzt. Doch er 
bleibt wie immer stark. Er sagte mir mal: 
»Wenn Diktatoren und Verbrecher dich 
hassen, weißt du, dass du das Richtige 
tust.«  

Hoffen oder fürchten Sie, dass ihre 
 eigenen Kinder später politisch aktiv 
werden? 

Als Mutter ist das schwer zu beantworten. 
Meine Kinder haben schon viel durchge-
macht. Mein Sohn Hadi war mit mir im 
Gefängnis, als er noch kein Jahr alt war. 
Meine Tochter Jude hat erlebt, dass ihre 
Mutter im Gefängnis war, ihr Großvater, 
ihr Vater, ihr Onkel, ihr Großonkel. Dass 
ein Zuhause angegriffen wird, Türen auf-
gebrochen werden, geliebte Menschen 
mitgenommen werden, war Teil ihrer 
 Realität. Als sie fünf Jahre alt war, wurde 
ich zusammen mit ihrem kleinen Bruder 
festgenommen. An diesem Tag war sie 
sehr stark. Wir öffneten die Haustür, und 
da stand so viel Polizei, vermummt und 
mit Waffen. Jude hielt meine Hand, stand 
ganz aufrecht und sagte: »Ich bringe dich 
zum Auto.« Einerseits will ich, dass meine 
Kinder für sich selbst und andere einste-
hen. Mir wurde beigebracht, bei Unrecht 
nicht zu schweigen oder wegzuschauen, 
und daran glaube ich als Mensch und 

ihre Sorge um meinen Vater, lobten ihn 
und sagten nette Sachen. Doch als wir sie 
baten, sich für ihn einzusetzen, wichen 
sie aus. Am Ende des Meetings baten sie 
uns, keine Fotos zu machen und nicht öf-
fentlich darüber zu sprechen. Die Golf-Re-
gime sollten nicht erfahren, dass sie sich 
mit uns getroffen hatten, weil sie um ihre 
Beziehungen fürchteten. Regierungen im 
Westen reden viel über Menschenrechte 
und Demokratie, aber letztlich geht es 
nur um Geld und Beziehungen. Ich weiß 
aktuell nicht, wie ich helfen kann. Es 
schmerzt mich sehr, dass viele Aktivis -
t*innen, die mehr geleistet und riskiert 
haben als ich, noch immer im Gefängnis 
sind, während ich frei bin. 

Gibt es aktuell noch eine politische 
Bewegung in Bahrain? 

Die Lage ist heute viel schlimmer als 2011. 
Damals wurden Menschen auf der Straße 
und im Gefängnis getötet, aber es gab 
Widerstand. Heute kann man für einen 
Retweet drei Jahre ins Gefängnis kom-
men, von Protesten auf der Straße ganz 
zu schweigen. Es gibt noch wenige Muti-
ge, die sich kritisch äußern, doch die 
meisten Aktivist*innen sind heute im Ge-
fängnis, unter Hausarrest, im Exil oder 
sogar tot. Die Menschen leben in Angst, 
jeden Tag, und ich kann das nachvollzie-
hen. Sie müssen nicht nur gegen das bah-
rainische Regime kämpfen, sondern ge-
gen alle Golf-Monarchien und obendrein 
noch gegen alle westlichen Regierungen, 
die diese unterstützen. ◆

auch als Muslima. Andererseits wünsche 
ich mir als Mutter, die Welt für meine 
Kinder sicherer zu machen, damit sie 
nicht so viel durchmachen müssen, um 
ihre grundlegenden Rechte leben zu kön-
nen. 

In Bahrain drohen Ihnen bis zu 15 
 Jahre Haft. Sie mussten das Land ver-
lassen und leben nun in Dänemark. 
Fühlen Sie sich dort zu Hause? 

Die ehrliche Antwort ist: nein. Schon als 
Kind wurde mir in Dänemark vermittelt, 
dass ich anders bin. Ich habe damals viel 
Rassismus erlebt, wurde als muslimi-
sches, arabisches Mädchen immer als 
unterdrücktes Opfer dargestellt. Dabei 
wurde ich zu Hause als Anführerin erzo-
gen! Ich habe mich von Dänen unter-
drückt und von meiner Familie ermäch-
tigt gefühlt. Andererseits hat uns das Auf-
wachsen in Dänemark natürlich Sicher-
heit gegeben. Und jetzt kann ich hier le-
ben und Zeit mit meinen Kindern ver-
bringen, anstatt Jahre im Gefängnis zu 
sitzen. Ich habe also gemischte Gefühle. 

Können Sie aus dem Ausland poli-
tisch aktiv sein? 

Ich arbeite für eine Menschenrechtsorga-
nisation mit Fokus auf die Golfregion, 
fühle mich aber etwas verloren in der 
internationalen Menschenrechtsarbeit. 
Es scheint manchmal, als könnten Men-
schenrechtsorganisationen ohne die Hilfe 
von Regierungen wenig erreichen. Die 
 Regierungen wiederum reden über Men-
schenrechte, verkaufen aber Waffen an 
Diktatoren. Einmal ging ich mit meiner 
Schwester zu einem Treffen mit Regie-
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»Ich wünsche mir als 
Mutter, die Welt für 

meine Kinder sicherer  
zu machen.« 

Zaynab Al-Khawaja 
hat englische Litera-

tur, Politikwissen-
schaft und Journa-

lismus studiert.  
Sie arbeitet als 

 Koordinatorin für  
den Schutz von 

 Journalist*innen  
beim Gulf Center  

for Human Rights. 
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A
ls sie ihn in das berüchtigte 
Polizeipräsidium von Ku-
wait-City brachten, ahnte 
Hamad Al-Nasser*, was ge-
schehen würde: Man würde 

ihn foltern. Sein einziges Vergehen: Er ge-
hört der Bevölkerungsgruppe der Bidun 
an, die in Kuwait seit Jahrzehnten unter-
drückt wird.  

Dass der Staat Bidun nicht als Staats-
bürger*innen anerkennt, hat gravierende 
Folgen. So bekommt Al-Nasser zum Bei-
spiel keinen Reisepass und kann das Land 
deshalb nicht auf legalem Weg verlassen. 
Weil er nicht einmal eine Geburtsurkun-
de erhält, kann er auch nicht offiziell hei-
raten. »Ich kann weder den Führerschein 
machen noch ein Bankkonto eröffnen«, 
berichtet er. Die Bidun haben keinen Zu-
gang zu höheren Schulen geschweige 
denn zu Universitäten. Sie leben in ärm-
lichen Verhältnissen am Rande der glit-
zernden Metropole Kuwait-City und 
schlagen sich mit informellen Jobs durch, 
etwa im Gemüsehandel oder im Bauge-
werbe. 

Die Bezeichnung Bidun geht auf den 
arabischen Begriff »bedoon jinsiya« 
(ohne Nationalität) zurück. Ursprünglich 
waren die Bidun Beduinen im Norden 
 Kuwaits, an der Grenze zum Irak. Als sich 
Kuwait 1961 von der britischen Kolonial-
macht löste, versäumten es viele von 
 ihnen, sich als Bürger*innen des neuen 
Staates eintragen zu lassen, weil ihnen 
der Zweck nicht klar war oder sie die For-
malitäten nicht verstanden. So blieben sie 
zunächst ohne Staatsbürgerschaft in ih-
rer Heimat, was zunächst kein Problem 
darstellte. 

Das änderte sich am 2. August 1990, 

als Truppen des irakischen Diktators Sad-
dam Hussein in Kuwait einfielen. »Seit-
dem sind der Regierung Menschen mit 
irakischen Wurzeln suspekt«, sagt Hamad 
Al-Nasser. Und dies werde gegen die Bi-
dun verwendet. Er selbst sei in Kuwait 
 geboren – wie sein Vater, sein Großvater 
und sein Urgroßvater. Vor fünf Generatio-
nen sei ein Vorfahr der Familie aus dem 
Gebiet des heutigen Iraks nach Kuwait 
 gekommen. »Das war vor über hundert 
Jahren«, sagt Al-Nasser.  

»I belong« 
Gemäß internationalem Recht gilt als 
staatenlos, wer von keinem Staat als 
Staatsangehöriger angesehen wird. Jedes 
Land hat eigene Gesetze, die regeln, wer 
Anspruch auf die Staatsbürgerschaft hat. 
In den meisten Ländern wird sie mit der 
Geburt erworben, entweder indem Eltern 
sie auf ihre Kinder übertragen oder in-
dem Kinder sie automatisch dort erhal-
ten, wo sie geboren wurden. Staaten nen-
nen unterschiedliche Gründe, um die 
Staatsbürgerschaft zu verweigern oder zu 
entziehen. Rassistische Diskriminierung 
oder Diskriminierung aufgrund ethni-
scher Zugehörigkeit, Religion, Sprache 
oder Geschlecht spielen dabei eine Rolle, 
aber auch Lücken in der Gesetzgebung.  

2014 starteten die Vereinten Nationen 
die Kampagne »I belong«, um das Pro-
blem der Staatenlosigkeit zu bekämpfen. 
Dutzende Nichtregierungsorganisationen 
unterstützen diese Initiative, die das The-
ma weltweit ins öffentliche Bewusstsein 
bringen will. Ihr Erfolg hängt davon ab, 
ob die jeweiligen Regierungen willens 
sind, ihre Gesetze anzupassen.  

In Kuwait ist davon noch nicht viel zu 
spüren. Schätzungsweise 200.000 Bidun 
leben in dem kleinen Emirat am Persi-
schen Golf. Weil sie nirgendwo registriert 

sind, handelt es sich um eine grobe Schät-
zung. Gemessen an den nur etwa 1,3 Milli-
onen Einwohner*innen Kuwaits stellen 
die Bidun rund 15 Prozent der Bevölke-
rung. Offiziell gelten sie als »illegale« 
 Einwohner*innen, faktisch sind sie Bür -
ger*in nen zweiter Klasse.  

Das Land verfügt über acht Prozent 
der weltweiten Ölreserven, was Kuwait 
zum fünftreichsten Land der Erde macht. 
Die Staatsbürger*innen profitieren da-
von: Nicht nur alle Bildungseinrichtun-
gen, vom Kindergarten bis zur Univer-
sität, sind für sie kostenlos, sondern auch 
die Gesundheitsversorgung.  

Die Bidun sind hingegen vom Ge-
sundheitssystem ausgeschlossen. Kran-
kenhäuser lehnen es ab, sie zu behandeln, 
es sei denn, sie können selbst bezahlen. 
Doch das kann sich kaum jemand leisten.  

Immer wieder versucht die Regierung, 
die unliebsame Minderheit loszuwerden, 
indem sie anderen Staaten – dem Sudan, 
den Komoren – Entwicklungshilfe ver-
spricht, sollten diese die Bidun als Staats-
bürger*innen aufnehmen. Nach interna-
tionalem Druck bietet ein Gesetzentwurf 
den Bidun nun sogar Zugang zu staat-
lichen Leistungen an, wenn sie im Gegen-
zug auf die kuwaitische Staatsbürger-
schaft verzichten. Es ist fraglich, ob sich 
viele der Betroffenen darauf einlassen. 
Der Weg zu einem gleichberechtigten 
 Leben in Kuwait liegt für die Bidun 
 jedenfalls in der Ferne. 

Nur ein Versuch 
Für Al-Nasser hat seine Staatenlosigkeit 
fatale Folgen. Er leidet an einer schmerz-
haften Autoimmunkrankheit, die seine 
Wirbelsäule versteift und in seinen Bei-
nen Lähmungserscheinungen auslöst. 
Sein neunjähriger Sohn leidet an einer 
gefährlichen Form von Epilepsie, die 50 AMNESTY JOURNAL | 02/2023

DISKRIMINIERUNG IN KUWAIT

Staatenlos am Golf 
 
Kuwait verweigert den Bidun seit Jahrzehnten die Staatsbürgerschaft und damit auch  
grundlegende Rechte. Dabei lebt diese Bevölkerungsgruppe seit Generationen in dem Emirat. 
Aus Kuwait-City von Frank Odenthal



dringend behandelt werden müsste. Al-
Nasser nahm deshalb Kontakt zu Kliniken 
in Ägypten und der Türkei auf, die ihn 
und seinen Sohn behandeln würden. 
Doch die kuwaitischen Behörden verwei-
gern ihm die Ausreise.  

Vor acht Jahren, sein Sohn war noch 
ein Baby, war er wild entschlossen, im 
Ausland Hilfe zu suchen. Gemeinsam mit 
seinen beiden Brüdern bestach er einen 
Behördenmitarbeiter, der ihm einen Rei-
sepass mit einem Studienvisum für die 
USA ausstellte. Monatelang habe er hart 

 gefoltert und man drohte ihnen, sie für 
20 Jahre in eine Zelle zu sperren, sollten 
sie erneut auffällig werden. Hamad Al-
Nasser dokumentierte die Spuren der Fol-
ter nach seiner Entlassung – gebrochene 
Arme, klaffende Wunden an den Zehen, 
Blutergüsse an den Beinen und auf den 
Fußsohlen. Doch seine Foltervorwürfe 
wurden nie untersucht, er ist schließlich 
nur ein B idun.  

Angst, erneut verhaftet zu werden, hat 
er nicht. »Es geht nicht nur um mich, son-
dern auch um die Zukunft meiner Familie, 
meines Sohnes«, sagt Hamad Al-Nasser, 
»deshalb werde ich nicht schweigen.« ◆ 

 
* Der Name wurde zu seinem Schutz geändert 
und ist der Redaktion bekannt.

gearbeitet, um die Bestechungssumme 
aufzubringen und den Flug zu bezahlen, 
erinnert er sich. »Ich hatte nur diesen 
 einen Versuch. Nochmal hätte ich die 
Summe nicht aufbringen können.« 

Es war der Auftakt zu einer Odyssee, 
die ihn in die USA, nach Kanada und über 
Großbritannien zurück nach Kuwait führ-
te. Anstatt zu studieren, bat er um Asyl, 
doch die jeweiligen Behörden sahen sich 
nicht zuständig, leiteten ihn weiter und 
schoben ihn schließlich nach Kuwait ab. 
Von der medizinischen Notlage Al-Nas-
sers und seines Sohnes zeigten sie sich 
unbeeindruckt; von den Gefahren, die in 
seiner Heimat auf ihn warteten, wollten 
sie nichts wissen. 

Als er 2015 wieder in Kuwait-City ein-
traf, wurde er inhaftiert. Im Gefängnis 
des Polizeipräsidiums traf er auf seine 
Brüder und seinen Vater. Sie wurden AMNESTY JOURNAL | 02/2023 51

»Ich kann noch nicht 
mal ein Bankkonto 

eröffnen.« 
Hamad Al-Nasser*

Schon 2010 lebten viele Bidun in eher 
ärmlichen Verhältnissen am Stadtrand 

der reichen Metropole Kuwait-City. 
Das hat sich bis heute nicht geändert.  
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Interview: Parastu Sherafatian 
 
Wie kamen Sie zu Amnesty? 

Vor meiner Zeit bei Amnesty arbeitete ich 
in verschiedenen Anwaltskanzleien – erst 
in Mali, dann im benachbarten Burkina 
Faso. Als ich im Jahr 2000 nach Mali zu-
rückkehrte, traf ich Saloum Traoré, den 
Direktor von Amnesty Mali, und fragte 
ihn, in welcher Weise ich die Organisation 
unterstützen könne. So kam ich zum The-
ma Todesstrafe, mit dem ich mich seither 
hauptsächlich beschäftige. Ich widme 
mich aber auch anderen Angelegenhei-
ten, mit denen Menschen auf mich und 
Amnesty zukommen.  

Wie stand es um die Todesstrafe in 
Mali, als Sie mit ihrer Arbeit began-
nen? 

Seit 1980 wurden in Mali keine Hinrich-
tungen mehr vollstreckt. Zu Beginn mei-
ner Arbeit galt die Todesstrafe als großes 
Tabu. Amnesty Mali war damals die einzi-
ge Stimme, die öffentlich gegen die To-
desstrafe Stellung bezog. Um das zu än-
dern, reiste ich viel und sprach mit allen 
möglichen Menschen, um sie auf unsere 
Kampagne gegen die Todesstrafe auf-
merksam zu machen. Dank vieler Auftrit-
te und Debatten im Fernsehen, im Radio 
und bei Veranstaltungen brachten wir das 
Thema in die öffentliche Diskussion ein. 

Was hat sich seither verändert?  
Bis heute werden Menschen zum Tode 
verurteilt. Diese Strafen werden jedoch 
immer in lebenslange Haftstrafen umge-
wandelt – auch dank unseres Einsatzes. 
Sobald wir von einem Todesurteil erfah-

ren, setzen wir uns vor Ort, also in Gerich-
ten und Haftanstalten, dafür ein, dass das 
Todesurteil auf keinen Fall vollstreckt 
wird. Dabei hilft der direkte Kontakt zu 
den Inhaftierten und zu den Behörden.  

Warum bleibt der Einsatz gegen die 
Todesstrafe trotzdem wichtig? 

Infolge terroristischer Aktivitäten ist die 
Lage im Land sehr unsicher, und es wer-
den immer wieder Forderungen laut, Ter-
roristen hinzurichten. Bisher haben alle 
Regierungen davon abgesehen. Trotz der 
De-facto-Abschaffung ist die Todesstrafe 
bis heute im Strafgesetzbuch verankert. 
Zukünftige Regierungen könnten Todes-
urteile also wieder vollstrecken. Bislang 
beruht jede Umwandlung einer Todes-
strafe in eine Haftstrafe auf einem Gna-
dengesuch an den jeweiligen Präsidenten. 
Wir fordern eine Reform des Gesetzes 
und möchten die Todesstrafe ein für alle 
Mal abschaffen.  

Welche anderen Themen beschäfti-
gen Amnesty Mali? 

Seit dem Putsch im vergangenen Jahr 
 beobachten wir, dass die derzeitige 
 Übergangsregierung, die Militärjunta, 
für viele willkürliche Festnahmen verant-
wortlich ist und darüber hinaus die Mei-
nungsfreiheit einschränkt. Nachdem die 
französischen Truppen im Jahr 2022 ab-
zogen, ist Mali leider unsicherer gewor-
den. Das betrifft vor allem Frauen, denn 
sie bilden die Mehrheit der Vertriebenen 
im Land und erleben häufig Gewalt.  

Erhalten Sie ausreichend Unterstüt-
zung? 

Wir erfahren vor allem bei Veranstaltun-
gen und Online-Kampagnen viel Zu-
spruch. Doch wir haben nur rund 3.000 
Mitglieder, und nur etwa 100 von ihnen 

unterstützen uns finanziell. Kenntnisse 
über die Menschenrechte sind in Mali lei-
der nicht weit verbreitet. Daher ist einer 
unserer Schwerpunkte Menschenrechts-
bildung. So vermitteln wir zum Beispiel 
in Schulen und Universitäten jungen 
Menschen Kenntnisse über ihre Rechte. 
Das hat einen doppelten Nutzen: Wenn 
sie mit einer Menschenrechtsverletzung 
konfrontiert werden, sollen sie diese 
nicht nur erkennen, sondern auch be-
kämpfen können. ◆
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SPOTLIGHT: 
MALI

»TODESSTRAFE EIN FÜR 
ALLE MAL ABSCHAFFEN« 
 
Mohamed El Bachir Singaré arbeitet für Amnesty International  
in Mali und kämpft seit 20 Jahren für eine Gesetzesreform  
in seinem Land. Im November 2022 nahm der Jurist  
am Weltkongress gegen die Todesstrafe in Berlin teil. 
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Die Menschenrechtslage in Mali hat sich 
in den vergangenen Jahren dramatisch 
verschlechtert. Trotz der Präsenz interna-
tionaler Truppen flohen auch in den ver-
gangenen Monaten Tausende Menschen 
vor Angriffen bewaffneter Gruppen und 
Selbstverteidigungsmilizen. Die UN-Mis-
sion MINUSMA, an der auch mehr als 
1.000 deutsche Soldat*innen beteiligt 
sind, ist seit 2013 im Einsatz, um ein Frie-
densabkommen zu schützen. Aufgrund 
der schwierigen Zusammen arbeit mit der 
Übergangsregierung reduzierten jedoch 
immer mehr Länder ihre Beteiligung an 
der Mission. Deutschland plant den Ab-
zug bis Mai 2024.  

Seitdem das malische Militär im Mai 

2021 zum zweiten Mal innerhalb von 
neun Monaten putschte, werden häufig 
Gräueltaten bekannt, die malische Sol-
dat*innen an der Zivilbevölkerung ver -
üben. Nach MINUSMA-Angaben wurden 
zwischen dem 1. April und 30. Juni 2022 
mindestens 96 Zivilpersonen bei Angrif-
fen der malischen Streitkräfte getötet. In 
Zentralmali gibt es regelmäßig Angriffe 
des Militärs, denen ganze Dörfer oder Ge-
meinden zum Opfer fallen, die angeblich 
bewaffnete Gruppen unterstützten. 

Seit Ende 2021 werden malische Ein-
heiten häufig von russischen Söldnern 
der Wagner-Gruppe begleitet. Die Zahl 
willkürlicher Tötungen, Festnahmen und 
Fälle sexualisierter Gewalt gegen Frauen 
ist seither erheblich gestiegen. Bei der 
bislang verheerendsten Attacke auf Mou-
ra in der Region Mopti im März 2022 wur-
den mehrere hundert Menschen getötet 
(Amnesty Journal 06/2022). Die meisten 
Kriegsverbrechen und gravierenden Men-
schenrechtsverletzungen, die seit 2012 be-
gangen wurden, blieben ungesühnt. Die 
Straflosigkeit stellt ein Hindernis für den 
Friedens- und Versöhnungsprozess dar.  

Die schlechte Sicherheitslage bedeutet 
auch, dass Tausende Kinder in Zentral- 
und Nordmali nicht zur Schule gehen 
können. Mädchen und Frauen werden 
Opfer von Gewalt, weil die Regierung sie 
nicht ausreichend schützt. So kommt es 
trotz eines gesetzlichen Mindestheiratsal-
ters von 16 Jahren zu Zwangsverheiratun-
gen von Mädchen, die jünger sind. Die 
mediale Berichterstattung ist von Selbst-
zensur geprägt. Berichte über Kriegsver-
brechen und Vergehen der Sicherheits-
kräfte werden oft als unwahr abgetan. 
 Rigide Gesetze ermöglichen Gefängnis-
strafen und hohe Geldstrafen für die 
»Verbreitung von Falschnachrichten« 
und die  vermeintliche Diffamierung 
von Regierungsangehörigen. ◆ 

Fabienne Hornfeck 
 
Fabienne Hornfeck ist in der  Amnesty-
Koordinationsgruppe Westafrika aktiv.  
Mehr Infos: amnesty-westafrika.de 
Siehe auch Seite 68

UNGESÜHNTE VERBRECHEN

Die Zahl willkürlicher 
Tötungen, Festnahmen 
und Fälle sexualisierter 

Gewalt gegen Frauen  
ist seit Ende 2021 

erheblich gestiegen.

Häufig an der Seite der malischen Armee zu sehen: russische Söldner.  Foto: French Army / AP / pa



H
offnung ist das, was sie alle 
verführt. Die Hoffnung 
 darauf, ihre Kinder endlich 
vernünftig ernähren zu 
können. Die Hoffnung auf 

Arbeit. Auf ein besseres Leben. Auch bei 
Michael Johnson war das so. »Was sagst 
du denn, wenn deine Kinder vor dir ste-
hen und dich fragen, was es am Abend zu 
essen gibt – und du eigentlich keine ande-
re Antwort hast als ›nichts‹«, fragt John-
son, der rund acht Monate in der Gewalt 
von Menschenhändlern war und immer 
noch unter seinen traumatischen Erleb-
nissen im Ausland leidet. Johnson, der 
nun wieder in Kenia wohnt, heißt eigent-
lich anders, möchte seinen richtigen Na-
men aber nicht gedruckt wissen. 

Bis zum Beginn der Corona-Krise 
konnte der heute 35-Jährige immer wie-
der in einem Hotel aushelfen. Mit dem 
Lockdown, der den Tourismus in Kenia 
über Monate zum Erliegen brachte, verlor 
er jegliches Einkommen. Einen Job im 
Ausland hielt er für seinen letzten Aus-
weg. Im Frühjahr 2022 flog der Kenianer 
mit einem Touristenvisum nach Thailand 
– in der Hoffnung auf eine fair dotierte 

Stelle im Online-Verkauf und Marketing 
eines chinesischen Unternehmens, die 
Anwerber*innen ihm versprochen hatten. 
Doch gleich nach der Landung hätten 
Menschenhändler ihn in Bangkok auf -
gegriffen und nach einer mehrtägigen 
Autofahrt nach Myanmar verschleppt. 
»Die Männer im Auto waren bewaffnet, 
mir war klar, dass ich ihnen ausgeliefert 
bin, deshalb war ich lieber still«, erinnert 
sich der Vater von zwei kleinen Kindern 
an den Beginn seiner mehrmonatigen 
Gefangenschaft. In Myanmar zwangen 
die Kriminellen ihn – und nach seiner 
Schätzung Hunderte weitere afrikanische 
Gefangene – mit Gewalt und unter An-
drohung von Organentnahmen zu 
 Online-Betrug.  

Dass er mit dem Leben davonkam, 
verdankt Johnson nicht zuletzt der kenia-
nischen Botschaft in Thailand, die sich 
für ihn einsetzte. Seit seiner Rückkehr 
nach Kenia im Herbst 2022 wird er von 
der kenianischen Menschenrechtsorgani-
sation Awareness Against Human Traffi-
cking (HAART) betreut. Das umfasst 
psychologische Unterstützung, medizini-
sche Versorgung sowie Hilfe zum Lebens-

unterhalt. Er ist einer von vielen, die nach 
derart traumatischen Erlebnissen auf 
Hilfe angewiesen sind.  

Moderne Sklaverei 
Nach Schätzungen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) lebten 2021 
weltweit 50 Millionen Menschen in Skla-
verei oder sklavereiähnlichen Verhältnis-
sen: in Zwangsarbeit geknechtet oder in 
Kinderehen gefangen. Viele von ihnen 
 geraten durch Menschenhandel in die 
Hände ihrer Peiniger*innen. Nach der 
jüngsten Studie des UN-Büros für Drogen 
und Verbrechensbekämpfung zum The-
ma Menschenhandel wurden allein im 
Jahr 2020 weltweit mehr als 50.000 Fälle 
entdeckt und von 148 Ländern gemeldet. 
Das Autorenteam erwartete für die kom-
menden Jahre eine Zunahme der Fälle, 
weil sich bereits abzeichnete, dass die 
Maßnahmen zur Eindämmung der 
 Pandemie die wirtschaftliche Not vieler 
Menschen weiter verschärfen würden.  

Diese Sorge hat sich laut Winnie Mute-
vu, die für HAART arbeitet, bestätigt. »Vor 
dem Beginn der Corona-Pandemie haben 
wir jährlich etwa 80, höchstens 100 Über-

MENSCHENHANDEL IN OSTAFRIKA

Riskantes Engagement: Winnie Mutevu (links) und Mercy Otieno helfen Überlebenden.

Hoffnung verführt 
 
Die kenianische Menschenrechtsorganisation HAART hilft Überlebenden von 
 Menschenhandel und klärt über die Gefahren auf. Von Bettina Rühl (Text und Fotos)
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lebende unterstützt«, sagt sie. »Aber al-
lein im vergangenen Jahr waren es 160.« 
Die derzeit gut 20 Mitarbeiter*innen der 
Organisation informieren in keniani-
schen Dörfern und Städten über Men-
schenhandel, versuchen bei Behörden 
und politischen Entscheidungsträger*in-
nen das Bewusstsein für das Thema zu 
schärfen. Sie helfen bei der Rückführung 
von Überlebenden und unterstützen sie 
nach der Rückkehr in die Heimat. Ihr Ar-
beitsalltag ist wie ein Fieberthermometer 
für die wirtschaftliche Lage im Land: Neh-
men Not und Arbeitslosigkeit zu, suchen 
die Menschen immer verzweifelter nach 
einem Job, gehen größere Risiken ein, 
werden häufiger Opfer von Menschen-
handel – und HAART hat immer mehr 
Überlebende zu betreuen.  

Wie wenig über das reale Ausmaß des 
Menschenhandels bekannt ist, lässt eine 
Erfahrung aus dem Jahr 2021 ahnen: Die 
kenianische Polizei repostete damals auf 
ihrem Twitter-Kanal einen Hinweis von 
HAART, die Organisation könne Überle-
benden von Menschenhandel bei der Re-
patriierung nach Kenia helfen. »Inner-
halb eines Monats wandten sich 4.000 
Menschen an uns, die irgendwo im Aus-
land feststeckten und uns um Unterstüt-
zung baten«, erzählt Mutevu. Die Hotline 
und Accounts der Organisation waren 

bis heute einen Brautpreis – zum Beispiel 
Rinder, Ziegen oder einen Geldbetrag. Für 
verarmte Familien auf dem Land kann 
das ein starker Anreiz sein, die Tochter 
möglichst bald zu verheiraten, statt sie 
als »zusätzliche Esserin« noch länger im 
Haus zu behalten oder womöglich Schul-
geld für sie bezahlen zu müssen.  

Seit der Gründung von HAART im Jahr 
2010 hat die Organisation viel dafür getan, 
das Bewusstsein für die verschiedenen 
Formen von Menschenhandel zu schär-
fen. Mit einigem Erfolg, meint Otieno. Sie 
glaubt, dass sich auch deshalb mehr Men-
schen mit der Bitte um Hilfe an sie und 
ihre Kolleg*innen wenden. Mittlerweile 
erkennen die Kenianer*innen schneller, 
was Menschenhandel ist – und wissen, 
dass es Organisationen und Regierungs-
stellen gibt, die ihnen womöglich helfen 
können. So, wie es die kenianische Bot-
schaft in Thailand geradezu vorbildlich 
für Johnson getan habe, wie Mutevu sagt. 
Ein Beispiel, das die Mitarbeiter*innen 
von HAART ermutigt, mit ihrer nicht 
 ungefährlichen Arbeit fortzufahren. So 
seien Mitarbeiter*innen bereits bedroht 
worden. Der Gedanke an die eigene Si-
cherheit gehöre zum Alltag, sagt Mutevu. 
Dazu zählten Fragen wie: Wo wäre ein 
zweiter Fluchtweg, wenn ich dieses Haus 
betrete? Welche Information über mich 
braucht mein Gegenüber wirklich, was 
könnte für mich oder die Überlebenden, 
die wir betreuen, gefährlich werden? Mit 
derlei Vorsichtsmaßnahmen sei ihr Risiko 
bislang beherrschbar. ◆

schnell völlig überlastet, HAART musste 
neue Mitarbeiter*innen einstellen, um 
die Hilfegesuche auch nur annehmen zu 
können, geschweige denn, für alle etwas 
tun zu können.  

Risikofaktor Wirtschaftskrise 
Das Team befürchtet, dass Leidens -
geschichten wie die von Johnson noch 
häufiger werden. Denn in Kenia und an-
deren ostafrikanischen Ländern sind die 
Lebenshaltungskosten drastisch gestie-
gen. »Für viele Menschen hier wird es im-
mer schwerer, ihren Lebensunterhalt zu 
bestreiten«, erklärt Mercy Otieno. Die 
Psychologin ist bei HAART für die Unter-
stützung der Überlebenden zuständig. 
Auch sie vermutet, dass sich wegen der 
Wirtschaftskrise immer mehr Menschen 
von kriminellen Anwerber*innen täu-
schen lassen. Die Rekrutierer*innen ar-
beiten für internationale Kartelle, die oft 
von wohlhabenden Geschäftsleuten gelei-
tet werden, »von denen manche sogar 
mit Behörden in Verbindung stehen, die 
in diesem Zusammenhang wichtig sind«, 
sagt Mutevu.  

Die Anwerber*innen versprechen Jobs 
in den Golfstaaten und immer häufiger 
auch in asiatischen Ländern oder den 
USA – Ländern, die arbeitssuchende Keni-
aner*innen noch vor wenigen Jahren 
nicht in Erwägung gezogen hätten. Aber 
Menschenhandel liegt nicht nur vor, 
wenn internationale Kartelle profitieren. 
Auch wenn Eltern ihr Kind verheiraten 
oder zu Verwandten in die Stadt schicken, 
damit es im Haushalt hilft, gilt dies in 
 Kenia als Form von Menschenhandel. 
Häufig erhalten die Eltern der Mädchen AMNESTY JOURNAL | 02/2023 55

Die Anwerber*innen 
versprechen Jobs in  

den Golfstaaten, Asien  
oder den USA.

Traumatisiert: Michael Johnson  
(Name geändert) war acht Monate  

in der Gewalt von Menschenhändlern.
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ANTIRASSISTISCHE BILDUNG

Neu denken 
 

Die Schwarze Akademie will die Expertise nicht-weißer Menschen sichtbar machen.  
Dem Netzwerk haben sich seit 2022 bereits zahlreiche internationale  

Wissenschaftler*innen und Expert*innen angeschlossen.  
Von Elisabeth Wellershaus (Text) und Anne Ackermann (Foto)

Intellektuelle Bereicherung: 
Die Soziologin Nicole Amoussou  

gründete die Schwarze Akademie.



B
ereits kurz nach ihrer An-
kunft in Deutschland verän-
derte sich etwas. In Benin 
hatte Nicole Amoussou So-
ziologie studiert und zum 

Thema Dezentralisierung gearbeitet. Als 
Tochter einer politisch engagierten Mut-
ter hatte sie sich über ihre Arbeit und Ex-
pertise definiert. Doch in Deutschland, 
wo sie ein weiteres Studium absolvieren 
wollte, schien sie zunächst vor allem auf-
zufallen: als Schwarze Frau. »Nach der 
ers ten Euphorie stellte ich fest, dass hier 
nicht alles so rosig war, wie ich es mir er-
hofft hatte«, erzählt Amoussou. Anders 
als in Benin, wo sie die ersten 28 Jahre ih-
res Lebens verbracht hatte, stand sie den 
Zuschreibungen der Europäer*innen nun 
ungeschützt und unmittelbar gegenüber. 

Im Gespräch merkt man ihr kaum an, 
wie sehr die Ausgrenzung sie belastet hat. 
Amoussou beschreibt die 14 Jahre, die sie 
in Deutschland lebt, vor allem als ereig-
nisreich: ein Master in internationalem 
Management, eine Spezialisierung auf 
Datenanalyse, ein kurzer Abstecher in die 
Automobilindustrie, wachsendes Engage-
ment als Bildungsreferentin. Doch das 
Gefühl, nach Jahren immer noch nicht 
ganz in der deutschen Gesellschaft ange-
kommen zu sein, treibt sie bis heute um. 
Bereits vor Jahren begann sie, sich mit 
 anderen Schwarzen Menschen auszutau-
schen, die »spät« in diese Gesellschaft 
 gelangt waren. Die sich ihren Weg durch 
ungewohnte Strukturen bahnen und ras-
sistische Erfahrungen erleiden mussten, 
die um Aufenthaltstitel kämpften oder 
sich dafür rechtfertigen mussten, dass 
sie überhaupt hier waren. Durch den Aus-
tausch mit ihnen lernte Amoussou nicht 
nur, Erfahrungen von Diskriminierung 
und Ausgrenzung zu teilen. Er bestätigte 
auch ihre Erkenntnis, dass ihre intellek-
tuellen Ressourcen hier vielfach über -
sehen wurden.  

Zusammen mit Mitstreiter*innen 
gründete sie den Verein »Meine Welt«, 
der sich schon bald zu einem weitrei-
chenden Netzwerk entwickelte. Zunächst 
kamen vor allem Migrant*innen aus afri-
kanischen Ländern zusammen, später 
stießen auch Interessierte aus Latein -
amerika dazu. Im nächsten Schritt ging 
Amoussou auf Menschen zu, die in Afrika 
lebten. Es entstand die Initiative »A Place 
für Africa«, und innerhalb weniger Jahre 
erstreckte sich die Vernetzung bis auf den 
afrikanischen Kontinent. Damit war der 
Grundstein für eine internationale Platt-
form gelegt, die im vergangenen Jahr in 

trem wichtig, sagt Amoussou. »Wir wol-
len auch zu diesem Thema sensibilisie-
ren, weil der Kolonialismus die Ausein-
andersetzung mit dem Thema Gender 
 regelrecht zerstört hat.« Durch die Über-
nahme christlicher Tabus seien etwa 
nicht-heterosexuelle Praktiken unter-
drückt worden. Viele afrikanische Gesell-
schaften hätten heute starke Vorbehalte 
gegen Queerness, was zu deren Krimina-
lisierung führe.  

Der Schwarzen Akademie geht es auch 
darum, spezifisches vorkoloniales Wissen 
zu bündeln und zur Lösung aktueller Pro-
bleme heranzuziehen. In Westafrika etwa 
haben Menschen bereits vor Hunderten 
von Jahren Strategien entwickelt, um ihre 
Wälder zu schützen. Unter kolonialer Be-
satzung wurden diese jedoch abgeholzt – 
unter anderem, um Straßen zu bauen, die 
das Hinterland mit Häfen verbanden, von 
denen aus koloniale Waren nach Europa 
exportiert wurden.  

Das Sichtbarmachen der Auswirkun-
gen kolonialer Vergangenheiten ruft 
nicht nur positive Reaktionen hervor. 
 Immer wieder sind die Mitglieder der 
Schwarzen Akademie Anfeindungen in 
Online-Netzwerken ausgesetzt. Die Ver-
bundenheit der Mitglieder helfe jedoch, 
sich gegen solche Angriffe zu wappnen, 
sagt Amoussou.  

In Kürze sollen die Namen aller Ex-
pert*innen auf der Webseite der Akade-
mie einzusehen sein, auf einer sogenann-
ten Black List. Dieser Name sei bewusst 
gewählt, erklärt Amoussou, um auf die 
vielen Negativzuschreibungen hinzuwei-
sen, die noch immer mit dem Begriff 
Schwarz und den Vorstellungen von 
Schwarzsein verbunden sind. »Es geht 
um mehr, als um das Teilen von gegen-
wärtigen Ausgrenzungserfahrungen. Es 
geht darum, dass wir Hunderte von Jah-
ren an komplexer und schwerer Erfah-
rung hinter uns und einiges nachzuholen 
haben.« Es sei an der Zeit, die Vielfalt die-
ser Erfahrungen zu vermitteln. ◆ 

 
black-academy.org

die Eröffnung der Schwarzen Akademie 
in Mannheim mündete. 

»Es geht in unserer Arbeit nicht allein 
um die Auseinandersetzung mit Schwarz-
sein«, erzählt Amoussou, doch sei dies 
eine zentrale Erfahrung. Die Mitglieder 
der Schwarzen Akademie versuchen, 
Schnittstellen zwischen ihren unter-
schiedlichen Erlebnissen und Expertisen 
– auf dem Kontinent und in der Diaspora 
– aufzuzeigen, Verbindungen herzustel-
len. Im Mittelpunkt steht dabei das The-
ma gesellschaftliche Teilhabe, um Men-
schen in Deutschland zu vergegenwärti-
gen, dass die Akademie etwas anzubieten 
hat, das hier vielerorts noch fehlt: eine 
dekoloniale Expertise, die in den etablier-
ten Wissensarchiven der Mehrheitsgesell-
schaft bislang kaum präsent ist.  

Ein weiteres wichtiges Thema ist Bil-
dung. »Fast alle, die an der Schwarzen 
Akademie beteiligt sind, haben einen 
 akademischen Hintergrund«, erzählt 
Amoussou. »Und uns ist sehr bewusst, 
dass das unsere Perspektiven durchaus 
einschränkt.« Die Akademie arbeitet des-
halb auch mit Akteur*innen zusammen, 
die andere Bildungserfahrungen haben. 
So steht Amoussou zum Beispiel in Kon-
takt mit einem König in Benin, der über 
tradiertes Wissen über die religiöse Be-
deutung von Objekten verfügt, die sich 
aktuell in deutschen Museen befinden. 
Unter anderem informierte er dazu Kura-
tor*innen aus Benin. Die Reiss-Engelhorn-
Museen in Mannheim unterstützten das 
Projekt. In solchen Fällen leistet die 
Schwarze Akademie Übersetzungsarbeit 
im Wortsinn, da ihre Mitglieder sowohl 
koloniale als auch traditionelle Sprachen 
beherrschen.  

Dekoloniale Perspektive 
Die Aktivitäten der Akademie sind viel -
fältig, und die Vermittlung findet in ganz 
unterschiedlicher Form statt. Sie veran-
staltet Workshops, die sich mit den Le-
bensbedingungen von Frauen in allen 54 
Ländern des afrikanischen Kontinents 
 beschäftigen, beteiligt sich an den inter-
nationalen Wochen gegen Rassismus oder 
organisiert Veranstaltungen zum sensi-
blen Umgang mit Bildern und Sprache. 
Ziel ist dabei stets, neue Erzählweisen 
und Darstellungsformen afrikanischen 
und diasporischen Lebens anzubieten.  

Teil der Auseinandersetzungen um 
Identität ist der intersektionale Diskurs. 
So sei zum Beispiel das Gespräch mit 
queeren Communities in migrantischen 
Netzwerken und Herkunftsländern ex- AMNESTY JOURNAL | 02/2023 57

»Wir haben einiges 
nachzuholen.« 

Akademie-Gründerin 
Nicole Amoussou



WAS TUN?

Sie haben im Auftrag von Michael 
Blume, Antisemitismusbeauftragter 
des Landes Baden-Württemberg, ge-
gen Twitter wegen Verleumdung pro-
zessiert und gewonnen. Was bedeutet 
dieses Urteil für Betroffene von Hass-
rede? 

Die Twitter-Entscheidung für Herrn Blu-
me zeigt erstmals, wie Nutzer im Eilver-
fahren Hunderte von rechtswidrigen, 
kerngleichen Inhalten auch mit Wirkung 
für die Zukunft entfernen lassen können. 
Die Entfernung kerngleicher Inhalte ist 
dabei die Sensation. Früher mussten Op-
fer jeden Kommentar oder Tweet einzeln 
aufspüren und melden. Jetzt liegt die 
Pflicht zum Löschen bei den Plattform -
betreibern, sobald sie Kenntnis von der 
Rechtsverletzung erlangt haben. 

Was ist an der Art, wie der neue Twit-
ter-Eigner Elon Musk Meinungsfrei-
heit interpretiert, problematisch? 

Elon Musk nannte sich selbst Free-
Speech-Absolutist und meinte damit die 
uneingeschränkte Redefreiheit, die auch 

nicht durch die Menschenwürde oder 
Persönlichkeitsrechte beschränkt werden 
dürfe. Nach der Twitter-Übernahme hat 
er aber demonstriert, dass er sehr wohl 
Einschränkungen der Redefreiheit um-
setzt, nämlich dann, wenn User ihn kriti-
sieren, parodieren oder öffentlich zu-
gängliche Positionsdaten seines Privatjets 
teilen.  

Wie geht es gegen Twitter nun weiter? 
Twitters Anwälte haben unmittelbar nach 
der Urteilsverkündung Berufung einge-
legt. Jetzt muss das Oberlandesgericht 
(OLG) Frankfurt als zweite und letzte In-
stanz entscheiden. Wenn sich das OLG der 
sorgfältigen Begründung der Vorinstanz 
anschließt, dürften sich auch andere Ge-
richte so lange an dem Urteil orientieren, 
bis der Gesetzgeber oder der Bundesge-
richtshof neue Regeln aufstellen. Die Ent-
scheidung erwarten wir in den nächsten 
Monaten. 

Welche Gesetzesänderungen bräuchte 
es für einen besseren Schutz vor 
Hassrede? 

Der Gesetzgeber müsste alle Verhaltens-
weisen, die offline verboten sind, auch im 
Online-Bereich verbieten. Wir brauchen 
die Durchsetzung von Bußgeld gegen 
Plattformbetreiber, Vorgehen gegen ano -
nyme Accounts, einen Bußgeldkatalog 
für kleinere Delikte, Schadenersatzregeln 
für Verleumdungsschäden, präventive 
 Polizeiarbeit im Netz und leichteren Zu-
gang zu Rechtsbehelfen für User. Der 
Staat muss endlich Handlungsfähigkeit 
beweisen, wenn er die Hoheit über die 
Verfassung nicht an die Herren Musk und 
Zuckerberg abgeben will. 
 
Interview: Tobias Oellig 
 
Chan-jo Jun ist Medien-
rechtsanwalt. Er hat be-
reits zwei Prozesse gegen 
die Betreiber großer 
 Online-Netzwerke gewon-
nen. Im Fall gegen Twitter 
ging es um Hassrede, gegen Facebook um ein 
Falsch-Zitat.

DENKER FRAGEN: CHAN-JO JUN

Fo
to

: p
ri

va
t

Diamanten sind sowohl Luxusartikel als 
auch Industriematerial. Infolge der pande-
miebedingten Wirtschaftskrise ging der 
weltweite Umsatz mit den teuren Stei-
nen 2020 um 15 Prozent auf 64 Milli-
arden US-Dollar zurück. Für die 
nächsten Jahre wird eine steigen-
de Nachfrage prognostiziert. 
 
Die Förderung von Diamanten 
ist häufig mit Menschenrechts-
verletzungen verbunden. Das 
zeigt das Beispiel einer Mine in Sierra Le-
one. Seit Jahren fördert das Unternehmen 
Meya Mining im Distrikt Kono Diamanten in 
einem geschätzten Gesamtwert von 850 
Millionen US-Dollar. Doch der Abbau des 
Vorkommens hat schwerwiegende Auswir-
kungen für die angrenzenden Gemeinden. 
 
Die Förderung der Diamanten geht mit 
Wasserverschmutzung einher. So wurden 

baus auf die grundlegenden Rechte der 
 betroffenen Menschen besser untersuchen 
und sicherstellen, dass die Leitprinzipien 
der Vereinten Nationen für Wirtschaft und 
Menschenrechte stets umgesetzt werden. 
Außerdem müssen die Betroffenen wirk-
sam Beschwerde einlegen können. 
 
Quellen: Bain and Company, Bank of America/Market Watch, 
Amnesty International 

Foto: Oleksii Biriukov / shutterstock

DAS STECKT DRIN: DIAMANTEN
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in Proben stark erhöhte Ni-
tratkonzentrationen festgestellt, 
die die Gesundheit insbesondere von Säug-
lingen akut bedrohen können. Sprengun-
gen in der Diamantenmine gefährden die in 
der Nähe lebenden Gemeinschaften. Und 
der Abbau zerstört landwirtschaftlich 
 genutzte Flächen. 
 
Amnesty fordert: Die Behörden von Sierra 
Leone und das Bergbauunternehmen müs-
sen die Auswirkungen des Diamantenab-





#UNSCANMYFACE 
Gesichtserkennung im öffentlichen Raum bedroht eine Reihe 
von Menschenrechten: die Privatsphäre, die Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit, das Recht auf Nichtdiskriminierung. 
Derzeit verhandeln EU-Gremien in Brüssel ein neues Gesetz, 
das über den Einsatz dieser Technologie entscheidet. Schicke 
eine E-Mail an die deutschen Abgeordneten im Europaparla-
ment und fordere sie auf, Gesichtserkennung zu verbieten!

KLICKEN FÜR AMNESTY 
 
WWW.AMNESTY.DE/KAMPAGNEN

MALEN NACH ZAHLEN: 
QUEERFEINDLICHKEIT 
 
Die Berliner Behörden haben 456 Übergriffe auf LGBTI-Personen im Jahr 2021 erfasst. Im Jahr zuvor waren es noch 377 gemeldete  
Fälle verbaler oder körperlicher Attacken. Ob die homo- und transfeindliche Hasskriminalität in Berlin gestiegen ist oder aber die  
Meldebereitschaft zugenommen hat, ist nicht eindeutig zu klären. Initiativen und Behörden gehen von einem erheblichen Dunkelfeld  
in diesem Bereich aus, ein Großteil der Fälle wird nicht polizeilich erfasst. Berlin ist derzeit bundesweit das einzige Bundesland,  
das ein Monitoring zu queerfeindlicher Gewalt erstellt.

Quelle: www.lsbti-monitoring.berlin
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BESSER MACHEN: 
MENSCHENRECHTSJOURNALISMUS
Das Amnesty Journal lobt ein Stipendium 
Menschenrechtsjournalismus für Nach-
wuchsreporter*innen aus. Damit möchte 
sich die Redaktion des Journals noch bes-
ser mit Nachwuchsjournalist*innen ver-
netzen. In Zusammenarbeit mit der Re-
porter-Akademie bietet das Amnesty 
Journal einer Person die Möglichkeit, an 
den Meisterklassen »Erzähljournalis -

mus« und »Erzählender Investigativjour-
nalismus« der Akademie in Berlin teilzu-
nehmen. Beide Kurse finden im April 
statt. Dozent*innen sind unter anderem 
die Schriftstellerin Nora Bossong, der 
Schriftsteller und Zeit-Reporter Dmitrij 
Kapitelman, die Spiegel-Redakteurin Ka-
trin Langhans sowie Daniel Müller, Chef-
redakteur des Zeit-Magazins Verbrechen. 

Weitere Informationen:  
https://reporter-akademie.de/stipendien/ 
 
Interessent*innen können sich mit einem 
 menschenrechtsrelevanten Thema hier 
 bewerben: info@reporter-akademie.de

2020: 377 Fälle

2021: 456 Fälle



I
m Mai 2016 schrieb Geraldine Ro-
man Geschichte. Die schlanke Frau 
mit schulterlangem braunem Haar, 
die auf öffentlichen Auftritten stets 
Perlenkette und sorgfältig aufgetra-

genen Lippenstift trug, war ins nationale 
Parlament gewählt worden. Besonders 
daran war aber nicht ihr äußeres Erschei-
nungsbild, sondern ihre Geschlechtsiden-
tität: Mit Roman hatte sich die Provinz 
Bataan für eine Transfrau als künftige 
Volksvertreterin entschieden. 

Als die Philippinen im Frühjahr 2022 
ein neues Parlament wählten, trat Geral-
dine Roman, die sich vehement für 
Gleichstellungspolitik einsetzt, ein zwei-
tes Mal an – und gewann erneut. »Dein 
Geschlecht wird nur dann zu einem The-
ma, wenn du es zu verstecken versuchst«, 
sagte die liberale Politikerin. »Ich bin 
glücklich. Warum sollte ich mich schä-
men?« Längst ist die heute 56-jährige 
 Politikerin zu einer Ikone für queere 
 Personen geworden – nicht nur in den 
Philippinen, sondern weltweit.  

Roman ist bei Weitem nicht die ein -
zige Identifikationsfigur. In dem südost-

asiatischen Land mit seinen 110-Millio-
nen Einwohner*innen gibt es zahlreiche 
Transpersonen, die auf ähnliche Weise 
als Vorbild gelten könnten: Transfrauen 
und -männer sind in den Philippinen als 
Manager*innen einer Bank oder als Jour-
nalist*innen sichtbar oder haben in der 
Forschung Erfolg. Als Geraldine Roman 
das erste Mal ins Parlament einzog, fragte 
daher die Schweizer Zeitung NZZ am 
Sonntag: »Ist die philippinische Gesell-
schaft die Zukunft?« 

Was die Offenheit gegenüber diversen 
Genderidentitäten angeht, wäre es der 
Welt zu wünschen. Aber der Eindruck 
stimmt nur teilweise. Fragt man Brenda 
Alegre, herrscht in den Philippinen in vie-
lerlei Hinsicht Transfeindlichkeit: »Trans-
personen werden leider regelmäßig dis-
kriminiert: auf dem Arbeitsmarkt, in der 
Öffentlichkeit und sogar im Hinblick auf 
ihre körperliche Unversehrtheit.« 

Brenda Alegre ist gebürtige Filipina 
und arbeitet als Sozialpsychologin an der 
University of Hongkong, wo sie zu Gender 
Studies und Transidentitäten in Asien 
lehrt. Selbst Transfrau, berichtet Alegre 
ihren Studierenden häufig von Gewaltat-
tacken gegen Transpersonen. Der bekann-
teste Fall ereignete sich 2014, als ein US-

Soldat die 26-jährige Jennifer Laude er-
würgte. »2020 wurde der Mörder von 
 unserem damaligen Präsidenten Rodrigo 
Duterte sogar begnadigt!« Auch im ver-
gangenen Jahr gab es wieder mindestens 
drei Morde an Transpersonen. In Bezug 
auf die relative Häufigkeit von Morden 
schneiden die Philippinen im internatio-
nalen Vergleich sogar eher schlecht ab. 

Passive Präsidenten 
Ein umfassendes Gleichstellungsgesetz, 
das nicht zuletzt Politikerin Roman vor-
angetrieben hat, konnte trotz mehrerer 
Anläufe nicht verabschiedet werden. »An-
ders als europäische Länder haben wir bis 
heute kein umfassendes Anti-Diskrimi-
nierungsgesetz. Und die katholische Kir-
che ist die wichtigste Gegnerin eines sol-
chen Gesetzes«, sagt Brenda Alegre.  

Rund 90 Prozent der philippinischen 
Bevölkerung sind katholisch – und der 
dominanten Ansicht dieser im Land 
höchst einflussreichen Kirche zufolge ist 
Transsein eine Sünde. So ist das Land auf 
rechtlicher Ebene eher ein Nachzügler. 
Transpersonen genießen weder umfas-
senden rechtlichen Schutz noch können 
sie ihre Identität ohne großen bürokrati-
schen Aufwand offiziell anerkennen las-60 AMNESTY JOURNAL | 02/2023

LGBTI+ IN DEN PHILIPPINEN

Eigene Toleranz 
trifft koloniale 
Queerfeindlichkeit 
 
Die philippinische Gesellschaft begegnet Transpersonen seit jeher mit großer Offenheit.  
Doch der starke Einfluss der katholischen Kirche verhindert ein umfassendes  
Anti-Diskriminierungsgesetz. Von Felix Lill



sen. Der Zensus erfasst bis heute nur zwei 
Geschlechter, sodass es kaum Statistiken 
zu Transpersonen gibt.  

Als im Jahr 2019 ein Gesetz gegen se-
xuelle Belästigung verabschiedet wurde, 
das auch homofeindliche Beleidigungen 
unter Strafe stellt, feierten Menschen-
rechtsaktivist*innen dies als einen kleinen 
und verspäteten Sieg. Zumal dies nicht 
etwa auf Initiative des damals regieren-
den  Populisten Rodrigo Duterte geschah, 
sondern eher trotz dessen Präsidentschaft. 
Duterte, wie auch dessen seit 2022 regie-
render Freund und Nachfolger Ferdinand 
Marcos Junior, haben sich kaum für die 
Rechte von queeren oder trans Personen 
eingesetzt. »Marcos ist der Sohn eines 
Diktators, und seine höchste Priorität ist 
es, den Namen seiner Familie reinzuwa-
schen. Damit das gelingt, braucht er die 
Unterstützung der katholischen Kirche«, 
sagt Brenda Alegre. Zwar habe Marcos Ju-

Den Widerspruch zwischen relativer 
gesellschaftlicher Offen- und gleichzeitig 
rechtlicher Verschlossenheit erklärt sich 
Brenda Alegre durch die koloniale Ver-
gangenheit des Landes. »Traditionell exis-
tieren in den Philippinen mehr als zwei 
Geschlechter. Die Frage männlich oder 
weiblich wurde eher fließend betrachtet. 
Die sehr deutliche rechtliche Diskrimi-
nierung haben die spanischen Kolonial-
herren ab dem 16. Jahrhundert instal-
liert.« 

Dennoch habe es der Kolonialismus 
trotz 400 Jahren Dominanz nicht ge-
schafft, die jahrhundertealte gesellschaft-
liche Toleranz vollends zu zerstören. 
»Transpersonen werden auch heute noch 
oft als ›bakla‹ bezeichnet, was sich unge-
fähr mit ›schwuler Mann‹ übersetzen lie-
ße, eigentlich aber viel mehr umfasst, 
nämlich auch eine Art drittes Ge-
schlecht«, erklärt Alegre. So haben Trans-
personen zwar auch auf den Philippinen 
mit Vorurteilen und Diskriminierung zu 
kämpfen. »Aber immerhin weiß jeder, 
was eine Transperson ist. Jeder hat schon 
eine gesehen.« ◆

nior kurz vor seiner Wahl zum Präsiden-
ten gesagt, er »glaube ehrlich nicht, dass 
LGBT-Themen in den Philippinen polari-
sierend sind. Ich glaube, wir sind da viel 
offener.« Dass er aber ein Anti-Diskrimi-
nierungsgesetz in Angriff nehmen wird, 
glaubt Brenda Alegre trotzdem nicht. 
Marcos Junior werde die katholische Kir-
che nicht gegen sich aufbringen wollen. 
Größere rechtliche Fortschritte erwartet 
die Expertin erst dann, wenn sich die 
Philippinen durch Vorstöße westlicher 
Staaten, an denen sich das Land bis heute 
orientiert, zum Aufholen gedrängt sehen.  

Dass Transpersonen in den Philippi-
nen trotzdem kein Leben im Schatten 
führen müssen, ist umso erstaunlicher. 
Immer wieder machen sie positive 
Schlagzeilen, und nicht nur wenn sie Be-
auty Contests gewinnen. Mit Ice  Seguerra 
gehört ein Transmann zu den beliebtes-
ten Sängern. Die Transfrau Jom Bagulaya 
wurde 2016 in der zentralphilippinischen 
Stadt Tacloban in das lokale Parlament 
gewählt. Früher als in vielen anderen Län-
dern gründete sich in den Philippinen zu-
dem eine LGBT Chamber of Commerce, 
die auch Transpersonen auf dem Arbeits-
markt und bei der Unternehmensgrün-
dung unterstützt. AMNESTY JOURNAL | 02/2023 61

»Traditionell existieren  
in den Philippinen mehr 

als zwei Geschlechter.« 
Brenda Alegre, Dozentin

Ein öffentliches Leben. Erfolgreiche Transpersonen  
wie die Politikerin Geraldine Roman werden akzeptiert.  
Foto: Romeo Ranoco / Reuters
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STREITER FÜR EIN 
BESSERES INDIEN 
 
Nach einem Forschungsaufenthalt in Deutschland  
ist der Menschenrechtsaktivist Harsh Mander nach  
Indien zurückgekehrt. Dort will er sich vor allem gegen 
die Diskriminierung von Muslim*innen einsetzen.  
Von Elias Dehnen 
 

W arum ich nach Indien zurückkehre?« Harsh Mander 
lächelt. »Das fragen mich auch meine Familie, Freun-
de und Anwälte.« Es ist Sommer im Jahr 2022 und der 

indische Menschenrechtsaktivist, Dozent und Autor hat gerade 
seinen Forschungsaufenthalt in der Robert-Bosch-Academy in 
Berlin abgeschlossen. Im Fokus standen die deutsche Erinne-
rungskultur und mögliche Lehren für politische Konflikte in 
 Indien.  Er spricht mit weicher Stimme, gelassen, aber entschie-
den: »Ich will weiter für ein Indien einstehen, das seiner Verfas-
sung gerecht wird.«  

Die vergangenen zwei Jahre waren turbulent für den 67-Jäh-
rigen, der 2022 für den Friedensnobelpreis nominiert war. 
Kaum hatte er im September 2021 das Flugzeug nach Deutsch-
land bestiegen, durchsuchten Sicherheitskräfte seine Wohnung 
und sein Büro im Centre for Equity Studies in Delhi, einem Insti-
tut, das Fragen sozialer Gerechtigkeit erforscht. »Die indische 
Regierung versucht, mich mundtot zu machen, sie wirft mir ab-
surde Verbrechen vor, ohne Beweise vorlegen zu können«, sagt 
der Aktivist. Volksverhetzung, Aufruhr, Geldwäsche – die Liste 
seiner angeblichen Vergehen ist lang.  

Mander war viele Jahre lang auf höchster Ebene im Staats-
dienst tätig, bis er 2002 nach einem Massaker in Gujarat aus 
Protest gegen die Regierung kündigte. Von 2005 bis 2017 war er 
Sonderbeauftragter des Obersten Gerichtshofs. Heute wirft er 
dem Gericht vor, Menschenwürde, Gleichberechtigung und 
 Säkularismus nicht ausreichend zu verteidigen. Seine frühere 
Arbeit bereut er dennoch nicht: »Wir dürfen diese Institutionen 
nicht aufgeben.«  

Der Menschenrechtler sieht sich in der Tradition Mahatma 
Gandhis. Seit der Reform des Staatsbürgerschaftsgesetzes im 
Jahr 2019 müssen viele in Indien lebende Muslim*innen Aus-
weispapiere haben, um ihre Staatsbürgerschaft nachzuweisen, 
während andere Minderheiten diese nicht benötigen. Mander, 
der nicht muslimisch ist, möchte sich bald als Muslim registrie-
ren lassen – aus Solidarität. »Danach werde ich meine Papiere 
nicht vorzeigen und die Strafe dafür öffentlich einfordern«, sagt 

er. Wenn die Behörden Muslim*innen die Staatsbürgerschaft 
verweigerten, dann müssten sie dies auch bei ihm tun: »Die 
 Alternative ist, das ungerechte Gesetz abzuschaffen. Dem Staat 
darf keine dritte Möglichkeit bleiben.«  

Mit dem Amtsantritt von Narendra Modi als Premierminis-
ter begann 2014 eine neue Phase der Unterdrückung von Mus-
lim*innen. Die Regierungspartei Bharatiya Janata Party (BJP) för-
dere den Hindu-Nationalismus und verbreite Hass auf die mus-
limische Minderheit, sagt Mander. Seine Eltern waren Sikhs und 
lebten im Distrikt Rawalpindi, der heute zu Pakistan gehört. Im 
Zuge der Teilung Indiens 1947 wurden sie von Muslim*innen 
 gewaltsam vertrieben und zogen in die indische Stadt Shillong. 
Die Familie Mander hat also selbst Diskriminierung erlebt: »Wir 
haben Gräueltaten erlitten und fühlen nun mit den Muslim*in-
nen wegen des Unrechts, das ihnen heute widerfährt.« Für diese 
Haltung wird Mander auch in der eigenen Familie kritisiert. 

Ein Mittel gegen den Hass seien multiple Identitäten, sagt er: 
»So können wir nicht in Schubladen gesteckt werden, die radika-
le Politiker*innen nutzen, um zu spalten.« So trage  seine Toch-
ter, die sich ebenfalls für Menschenrechte engagiert, einen ara-
bischen Namen: »Viele Leute gehen davon aus, dass sie Musli-
min ist, und meine Tochter korrigiert sie nie.«    

Als im Jahr 2017 mindestens zehn Muslim*innen Lynch -
morden zum Opfer fielen, startete Mander gemeinsam mit 
 anderen Friedensaktivist*innen eine »Caravan of Love«. Auf 
30 Reisen durch ganz Indien besuchten sie Hinterbliebene der 
 Opfer: »Wir ließen sie spüren, dass sie nicht allein sind; dass 
ihre Geschichten gehört werden.« Anschließend berichteten 
 indische Medien vermehrt über die Hassverbrechen. Nach sei-
nem Aufenthalt in Deutschland hat Mander einen Entschluss 
für seine künftige Arbeit in Indien gefasst: »Die Karawane wird 
wiederkommen.« ◆
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Die türkische Rechtsmedizinerin und 
Menschenrechtsverteidigerin Șebnem 
Korur Fincancı wurde am 11. Januar 2023 
von einem Gericht wegen angeblicher 
Propaganda für eine Terrororganisation 
zu zwei Jahren und achteinhalb Monaten 
Haft verurteilt. Fincancı, die Vorsitzende 
der Ärztevereinigung der Türkei ist, hatte 

gas hindeuten, und gefordert, die zustän-
digen internationalen Gremien sollten 
dem Vorwurf nachgehen, die Türkei habe 
bei ihren Angriffen auf PKK-Stellungen 
im Nordirak Chemiewaffen eingesetzt. 

Noch am selben Tag wurde Fincancı in 
Online-Netzwerken der Verunglimpfung 
der Türkei und der Terrorpropaganda be-
schuldigt – unter anderem von Staatsprä-
sident Recep Tayyip Erdoğan. Die Medizi-
nerin konnte am 23. Oktober zunächst 
 unbehelligt in die Türkei zurückreisen, 
wurde jedoch drei Tage später am frühen 
Morgen in ihrer Wohnung in Istanbul 
festgenommen. Bis zu ihrer Verurteilung 
war sie in Untersuchungshaft. Derzeit ist 
sie auf freiem Fuß. Sollte das Urteil im 
 Berufungsverfahren aufrechterhalten 
werden, droht ihr erneut Haft. Amnesty 
International wird sich weiterhin für die 
Rechte und die Freiheit von Șebnem 
 Korur Fincancı einsetzen. Die türkischen 
Behörden gehen auch gegen die Ärzte -
vereinigung des Landes mit absurden 
Vorwürfen vor. Dies könnte dazu führen, 
dass ihr Vorstand abgesetzt oder die Ver-
einigung vollständig geschlossen wird. 
(»Ein großes Gefängnis«,  
Amnesty Journal 01/23)

am 19. Oktober 2022 während eines Auf-
enthalts in Deutschland in einem Inter-
view mit einem Exil-Fernsehsender Video -
aufnahmen von PKK-Kämpfer*nnen im 
Nordirak kommentiert, die mutmaßlich 
unter den Folgen eines Chemiewaffenan-
griffs litten. Sie hatte erklärt, die Sympto-
me würden auf die Wirkung von Nerven-

DRANBLEIBEN

Vorerst in Freiheit: 
Șebnem Korur Fincancı 
im Januar 2023 in Istanbul.  
Foto: Emrah Gurel / AP / pa

ȘEBNEM KORUR FINCANCI  
UND ÄRZTEVEREINIGUNG  
IN DER TÜRKEI UNTER DRUCK

Am 5. Januar 2023 wurden in Addis Abeba 
vier Menschenrechtsverteidiger des 
Äthiopischen Menschenrechtsrats (Ethio-
pian Human Rights Council, EHRCO) fest-
genommen. Sie wollten rechtswidrige 
Zwangsräumungen dokumentieren und 
mit Betroffenen sprechen. Daniel Tesfaye, 
Bizuayehu Wendimu, Bereket Daniel und 
Nahom Hussien wurden zur Polizeiwache 
gebracht und am 6. Januar wegen Men-
schenrechtsarbeit »ohne Genehmigung« 
angeklagt. Man warf ihnen vor, sie hätten 
mit Opfern rechtswidriger Zwangsräu-

EHRCO-MITARBEITER  
IN ÄTHIOPIEN UNTER ANKLAGE

mungen gesprochen, ohne ein Unterstüt-
zungsschreiben des EHRCO vorzeigen zu 
können. Laut äthiopischem Recht ist je-
doch für Menschenrechtsarbeit keine 
derartige Genehmigung notwendig.  

Nach gerichtlichem Beschluss kamen 
die vier EHRCO-Mitarbeiter am 12. Januar 
gegen Kaution frei. Die Anklage wurde je-
doch aufrechterhalten. Der EHRCO dank-
te Amnesty International für die Unter-
stützung und erklärte, diese habe einen 
entscheidenden Beitrag zur Freilassung 
geleistet. Amnesty fordert die äthiopi-

schen Behörden auf, die Anklage fallen 
zu lassen und die Arbeit von Menschen-
rechtsverteidiger*innen zu schützen. Der 
EHRCO setzt sich seit drei Jahrzehnten für 
die Menschenrechte in Äthiopien ein. 
Amnesty International zeichnete die Or-
ganisation 2022 in Berlin mit dem Men-
schenrechtspreis aus und würdigte damit 
den selbstlosen Einsatz der Aktivist*in-
nen.  
(»Sie machen einen Job, den niemand  
machen will, und sie machen ihn gern«,  
Amnesty Journal 03/22)



Inspiriert von südafrikanischer  
Spiritualität und Heilkunst:  
Die »Alchemy«-Collection  
von Thebe Magugu. 
Foto: Tatenda Chidora
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KULTUR 
MODE AUS AFRIKA



D
as Victoria and Albert Mu-
seum beherbergt eine be-
deutende Sammlung von 
Kunstgewerbe und Design 
aus aller Welt. Jetzt widmet 

es sich zum ersten Mal in seiner 170-jähri-
gen Geschichte Mode aus Afrika und der 
afrikanischen Diaspora. »Diese Schwer-
punktsetzung war überfällig«, sagt Mu-
seumskuratorin Christine Checinska, die 
für afrikanische Mode zuständig ist. Die 
Ausstellung »African Fashion« soll auch 
ein erster Schritt sein, um das Museum 
neu auszurichten, dessen Bestand eng 

hielt eine politische Aussage. So zeigte 
sich etwa der ghanaische Premierminis-
ter Kwame Nkrumah, der sonst im Maß-
anzug der Savile Row auftrat, bei den 
Feiern zur Unabhängigkeit seines Landes 
1957 ganz bewusst in der locker fallenden, 
weiten Oberbekleidung Westafrikas, ge-
fertigt aus Kente, einem traditionellen, 
farbenfrohen und dicken Seidenstoff. 

Der Rückbesinnung auf die traditio-
nelle Kleidung und das alte Handwerk 
folgte ihr neuerlicher, zeitgenössischer 
Einsatz und Gebrauch. »African Fashion« 
versammelt die modischen Pionier*innen 
dieser Bewegung, die einen Höhepunkt 
im First World Festival of Black Arts 1966 
in Dakar fand. Das Festival umfasste das 
ganze Spektrum der Künste und ging auf 
eine Initiative des ersten Präsidenten Se-
negals, Léopold Senghor, zurück. Es sollte 
eine Feier des Panafrikanismus sein, also 
der Einheit aller Schwarzen, auch in der 
Diaspora, aus der ein gemeinsamer An-
spruch auf den afrikanischen Kontinent 
abgeleitet wurde. 

Das von vielen Designer*innen und 
Künstler*innen geteilte panafrikanische 
Selbstbewusstsein bildet die konzeptuelle 
Klammer der Ausstellung, die eine Aus-
wahl modischer Positionen zeigt. Einen 
Überblick über die Mode aller 54 Länder 
des Kontinents bieten zu wollen, wäre 
vermessen, zumal von einer einheit-
lichen afrikanischen Ästhetik keine Rede 

mit dem britischen Kolonialismus ver-
bunden ist. 

Der historische Überblick setzt in der 
Ära der Dekolonialisierung ein: »1960 
war das Jahr Afrikas«, heißt es im Ausstel-
lungstext. Mehr als 17 Länder erklärten 
damals ihre Unabhängigkeit. Ein neuer 
Stolz auf die afrikanische Identität kenn-
zeichnete nicht nur Literatur, Musik und 
Kunst, sondern auch die Mode. Vor dem 
Hintergrund der radikalen politischen 
und sozialen Neuordnung des Kontinents 
fand eine regelrechte kulturelle Renais-
sance statt. Die Art, sich zu kleiden, ent-
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Der Stoff,  
aus dem  
die Zukunft ist 
 
Mode als Medium des gesellschaftlichen Wandels: Die Ausstellung »African Fashion«  
in London präsentiert Kreationen wichtiger afrikanischer Modedesigner*innen  
des 20. Jahrhunderts, in dem sich Afrika politisch und sozial neu ordnete.  
Von Brigitte Werneburg

Traditionelle westafrikanische  
Kente-Stoffe aus Seide. 
Foto: Peter Kelleher / V&A



sein kann. Doch spielt überall in Afrika 
der Stoff eine besondere Rolle. Die afro -
karibische Künstlerin Sonya Clark wird 
mit der Bemerkung zitiert, Stoff sei für 
die Afrikaner*innen das, was für den 
Westen Denkmäler seien. 

Die Bedeutung von Stoff für die natio-
nale Identität zeigt sich auch daran, dass 
regelmäßig Gedenktücher produziert 
werden, so zum Beispiel anlässlich der 
Wahl von Nelson Mandela zum Präsiden-
ten des ANC 1991. Das mit seinem Porträt 
und der Aufschrift »Ein besseres Leben 
für alle – wir arbeiten gemeinsam für 
 Arbeitsplätze, Frieden und Freiheit« be-
druckte Tuch findet sich in einer Vitrine, 
die der »Politik und Poesie des Stoffs« 
 gewidmet ist. Dort steht auch eine Puppe 
mit einem Kleid aus Dutch wax, jenem 
scheinbar genuin afrikanischen Festtags-
stoff, dessen Muster allerdings im 19. 
Jahrhundert von niederländischen und 

englischen Tuchmachern erfunden 
 wurden, die wiederum von javanischen 
Batiken angeregt worden waren. 

Inspiriert vom Vertrauten 
Neben den Wachsdrucken werden ver-
schiedene Kente präsentiert, dazu Àdire, 
ein mit Indigo gefärbter Stoff, der tradi-
tionell im Südwesten Nigerias hergestellt 
wird. Er ist bei Modelabels wie Maki Oh, 
Lagos Space Programme und Orange Cul-
ture populär, wie ein Videoclip aktueller 
Modeschauen zeigt. Ein weiteres Beispiel 
der reichen Textilgeschichte Afrikas ist 
Bògòlanfini, ein Woll- oder Baumwoll-
tuch der westafrikanischen Bamana-Kul-
tur, das mit fermentiertem Schlamm ge-
färbt wird. Der Stoff bezauberte auch die 
US-Designer*innen Norma Kamali und 
Oscar de la Renta, die ihn in ihren Kollek-
tionen zeigten. Der malische Designer 
Chris Seydou entwarf 1991 ein leichtes 
Bògòlanfini-Kostüm mit Hut. Er entdeck-
te den Stoff in seiner Pariser Zeit, und die 
Begegnung mit dem Vertrauten in der 

fremden Umgebung inspirierte ihn bei 
seiner Rückkehr nach Mali 1990, das 
 ästhetische Potenzial des Stoffs in Schlag-
hosen oder Motorradjacken zu erproben. 

Wie Seydou gehört auch die Designerin 
Shade Thomas-Fahm zu den emblemati-
schen Figuren der afrikanischen Moderne 
im 20. Jahrhundert. Die diplomierte Kran-
kenschwester hatte in London an der Saint 
Martin’s School of Art Mode studiert. Als 
Nigeria 1960 unabhängig wurde, eröffnete 
sie in Lagos eine Boutique, in der schon 
bald die Prominenz des Landes einkaufte. 
So trug Lalage Bown, Professorin an der 
Ibadan Universität in Nigeria, bei der Ver-
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»Gemeinsam für 
Arbeitsplätze, Frieden 

und Freiheit.« 
Gedenktuch für  

Nelson Mandela

Bògòlanfini-Kostüm mit Hut von Chris Seydou. Zeitgenössische Haute Couture von Imane Ayissi aus Kamerun. Indigo-Duett aus Ghana von 
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leihung des Order of the British Empire im 
Buckingham Palace ein rotes Samtkleid 
der Designerin, das in seinem Tunika-ähn-
lichen Schnitt an die Oberbekleidung von 
Männern angelehnt war. Ähnlich wie Sha-
de Thomas-Fahm griffen auch Modema-
cher*innen wie Zina Guessous in Marokko 
oder Kofi Ansah in Ghana auf traditionelle 
Materialien und Methoden zurück und 
legten damit den Grundstein für die ak-
tuelle Moderevolution einer jungen Gene-
ration von Designer*innen, die die Ausstel-
lung ebenfalls vorstellt. 

Eine entscheidende Rolle bei der Ver-
breitung modischer Statements spielte 
die Studiofotografie. So wird zum Beispiel 
der Fotograf Rachidi Bissiriou aus Benin 
vorgestellt, der seine Kund*innen in ihrer 
Alltagskleidung ablichtete, während San-
lé Sory aus Burkina Faso sie auch mal 
 gerne als Elvis porträtierte oder Gruppen-
fotos mit Ghettoblaster inszenierte. Auch 
die ausgestellten Familienalben enthalten 
überaus instruktive Modeinformationen. 
Zeitgenössische Arbeiten von Schmuck-

lismus, der ihr Label Katush kennzeich-
net. Sie beschreibt sich selbst als Archi-
tektin für Kleider und bezieht sich auf 
Traditionen der südsudanesischen Dinka. 
Hinreißenden Strick auf Basis der süd-
afrikanischen Mohairproduktion liefert 
Lukhanyo Mdingi, der bei der Verleihung 
des prestigeträchtigen LVMH-Preises 2021 
einen Sonderpreis  erhielt.  Wie weit die 
Rückbesinnung auf afrikanische Rituale 
und Praktiken geht, zeigt Thebe Magugu, 
ebenfalls aus Nigeria und Gewinner des 
LVMH-Preises 2019. Zu seiner »Alchemy«-
Kollektion von 2021 zählte eine mit den 
Wahrsagewerkzeugen eines traditionellen 
Heilers bedruckte  Safari-Jacke. ◆ 

 
Diesen Artikel können Sie sich in unserer Tablet-
App vorlesen lassen:  www.amnesty.de/app 
 
Noch bis 16. April im Victoria & Albert Museum 
London.

designer*innen und aktuelle Modefoto-
grafien machen klar: Mode ist bis heute 
ein Medium des gesellschaftlichen Wan-
dels. Dazu zählt auch die Frage, wie eine 
gerechtere und nachhaltigere Mode -
industrie aussehen könnte. Neben der 
Textilproduktion betrifft dies auch das 
Design, das zur Langlebigkeit von Ent -
würfen beitragen kann. 

Zebradruck und Regenbogenflagge 
Dass die zeitgenössische Mode kulturelle 
und sexuelle Identitäten aufgreift, zeigt 
die rote Leinendjellaba, die Amine Ben-
driouich für seine Kollektion »Djellabas 
& Tricks« im Jahr 2020 mit einem Trench-
coat mixte. Rich Mnisi entwarf eine PRI-
DE-Kollektion, in der er seinen marken -
typischen Zebradruck auf dem »Trans-
gender Pride Tube Dress« oder dem »Pro-
gress Pride Bomber Jacket« den Farben 
der Regenbogenflagge annähert.  

Die kenianische Designerin Katungu-
lu Mwendwa erfährt große Wertschät-
zung für den hochwertigen Minima- AMNESTY JOURNAL | 02/2023 67

Kofi Ansah. Modernistisches aus dem Jahr 1977: »Je Vais Décoller« von Sanlé Sory.
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D
ie Gerontokratie ist immer 
noch an den Hebeln der 
Macht«, ruft Master Soumy 
durch den altehrwürdigen 
Kolonialbau des Palais de la 

Culture in Bamako. »Aber ihr könnt sagen, 
was ihr von Mali erwartet. Und HipHop ist 
euer Lautsprecher.« Gut hundert Rap -
per*innen und HipHop-Aktivist*innen 
sind aus allen Teilen des Landes zum Festi 
HipHop, dem größten malischen Rap-Fes-
tival, in die Hauptstadt gereist. Die Chance 
auf Ruhm beflügelt sie, ein Auftritt vor 
Hunderttausenden Jugendlichen, aber 
eben auch die Chance, mit Master Soumy 
zu arbeiten. Wer außer ihm kann schon 
ein ganzes Fußballstadion mit Tracks über 
Polizeiwillkür und Korruption zum Ko-

chen bringen? Wem könnten sie mehr ver-
trauen als seiner wöchentlichen gerappten 
Nachrichtensendung »Kunafoni«, in der er 
Politik aus Sicht der Jugend betrachtet? 

HipHop-Stars sind in dem Land mit 70 
Prozent Analphabet*innen einflussreiche 
Meinungsmacher*innen. Ihre Reime ha-
ben eine größere Reichweite als jede Zei-
tung, jede politische Erklärung. Auch des-
halb hat Master Soumy, Initiator des Festi 
HipHop, den Bühnenauftritten ein politi-
sches »Selbstfindungscamp« vorgeschal-
tet: »Einfach zu rappen ›Wir wollen Frie-
den‹, reicht nicht«, beschwört er die Jun-
gen im Palais de la Culture. »Oder habt 
ihr den irgendwo zu kaufen gesehen?« 
Gelächter. Vielmehr sollten die HipHop-
Aktivist*innen nach den Ursachen des 
Unfriedens suchen – und konkrete Forde-
rungen an die Regierung stellen. In den 
folgenden Tagen wolle man in Workshops 

über Menschenrechte und speziell Frau-
enrechte diskutieren. 

Zwei Drittel der Bevölkerung Malis 
sind unter 20 Jahre alt. Und keine Musik 
findet unter den Jungen mehr Rückhalt 
als HipHop. Von den Rapper*innen wird 
erwartet, mehr zu bieten als Unterhal-
tung. Sie sollen Orientierung geben in der 
Krise, die 2012 begann, als bewaffnete 
dschihadistische Gruppen den Norden 
Malis besetzten. Zwar wurden ein Jahr 
später die großen Städte mit Hilfe franzö-
sischer Militärs befreit und im Rahmen ei-
ner Friedensmission der Vereinten Natio-
nen (MINUSMA) internationale Truppen 
stationiert, darunter auch Soldat*innen 
der Bundeswehr. Doch die Sicherheitslage 
ist immer noch prekär. Weite Landstriche 
sind der Kontrolle der Regierung entglit-
ten. Mali gilt als eines der ärmsten Länder 
der Welt. Der Klimawandel wie auch die 68 AMNESTY JOURNAL | 02/2023

»Wir kämpfen für die 
Meinungsfreiheit!« 

Rapper Amkoullel mit 
Nachwuchs auf dem 

Festi HipHop.

HIPHOP IN MALI

Patronen gehen, 
Worte bleiben 
 
Sprechgesang als demokratische Kraft: Die malische Jugend vertraut Rapper*innen  
mehr als Politiker*innen. Von Jonathan Fischer (Text und Fotos)



Folgen von zwei Staatsstreichen seit 2020 
haben die wirtschaftliche Krise noch ver-
stärkt. Hinzu kommen ein Mangel an Per-
spektiven für die Jugend und zunehmen-
de Repressionen gegenüber kritischen 
 öffentlichen Meinungsäußerungen. 

Punchlines im Stuhlkreis 
»Wir kämpfen für die Meinungsfreiheit«, 
ruft die malische Rap-Legende Amkoullel, 
der im traditionellen Boubou auf die 
Bühne tritt. »Denn wir sind die Mehr-
heit.« Zustimmendes Raunen. Als er von 
den Dorfbewohner*innen im Zentrum 
Malis spricht, die kurz zuvor von Dschiha-
disten massakriert wurden, mischt sich 
ein scharfer Unterton in seinen sanften 
Singsang: »Warum verbieten die Dschiha-
disten die Musik? Weil sie deren Macht 
kennen. Weil es die Musik schafft, uns zu 
vereinen, uns stark zu machen.« 

Im großen Saal des Kulturpalastes ha-
ben die Rapper einen Stuhlkreis gebildet. 
Der DJ wirft zum Warmwerden einen ein-
fachen Beat in die Runde – und jeder gibt 
der Reihe nach ein paar Punchlines zum 
Besten. Die lyrischen Figuren auf Franzö-
sisch, Bamana, Songhay und Peul lassen 
die ethnische Vielfalt des Landes erahnen. 
Und immer wieder geht es um das »Wir«. 
Um eine Geschichte, die vor tausend Jah-
ren mit den berühmten Bibliotheken von 
Timbuktu anfing, um den Stolz auf die 
 eigene Kultur. »Wir haben in Mali einige 
der ältesten Universitäten der Welt ge-
gründet«, sagt Amkoullel. »Was hindert 
uns daran, unser Wissen heute zu teilen 

wenn ich sie annähme, verlöre ich meine 
Glaubwürdigkeit bei meinen Fans.« 

Tal B ist eine der wenigen Rapperin-
nen im Saal. Die zierliche 19-Jährige ist 
zwei Tage lang mit dem Bus aus Mopti in 
Zentral-Mali angereist. In ihrer Heimat -
region könne sie kaum noch auftreten, 
sagt sie. Das Reisen in die Dörfer, in de-
nen sie früher bei Hochzeiten und Famili-
enfeiern rappte, sei wegen dschihadisti-
scher Überfälle zu gefährlich geworden. 
Selbst von ihrer Familie bekomme sie 
kaum Unterstützung: »Alle unterstellen 
dir, dass du trinkst, Drogen nimmst, ein 
leichtes Mädchen bist.« Aber deshalb auf-
geben? Nein, sie denke nicht daran, sagt 
die gelernte Schneiderin. Nur mit ihrer 
Musik könne sie eine bessere Welt er-
schaffen. Was sie sich für die Zukunft er-
hofft? »Dass wir Malier wieder als eine 
Familie zusammenfinden.« 

Auch der Rapper F20 Life kommt aus 
einer Region, in der junge Menschen 
kaum eine Wahl haben: Viele seiner Nach-
barn in Gao hätten sich aus wirtschaft-
licher Not einer Regierungsmiliz oder 
den Dschihadisten angeschlossen, erzählt 
der schmale Junge mit den harten Ge-
sichtszügen. Arbeit hätten die wenigsten, 
und auf den Staat sei kein Verlass. »Eine 
Minute für alle Brüder, die gefallen sind«, 
rappt F20 Life auf der Bühne des Festi 
Hip Hop – und Tausende hören ihm so 
 gebannt zu wie sonst nur der Freitags -
predigt des örtlichen Imams. Als Mitglied 
einer Bürgermiliz hat der junge Malier 
den Krieg am eigenen Leib erfahren. »Al-
les, was ich sage, habe ich auch erlebt«, 
ruft er ins Mikro. »Aber Rap hat mich 
 gerettet.« Auf dem letzten Festi HipHop 
hatte F20 Life unter Jubelstürmen erklärt, 
er werde nicht mehr mit der Waffe kämp-
fen, sondern nur noch mit dem Mikrofon. 
»Das Magazin einer Kalaschnikow enthält 
30 Patronen«, predigt er und lässt seine 
Zunge rhythmisch schnalzen. »Irgend-
wann ist es leer geschossen. Aber Wörter 
und Sätze haben mehr Gewicht. Eine 
Punch line bleibt dir im Gedächtnis.« ◆ 

 
Siehe auch die Seiten 52 und 53.

wie damals, der Welt ein Beispiel zu 
sein?« Es ist auffällig, wie viele der Rap-
per*innen – neben Standard-Insignien 
wie Baseball-Käppis und Turnschuhen – 
sich in traditionellen Kleidungsstücken 
präsentieren. 

»Die Jugendlichen glauben uns eher 
als den Verlautbarungen eines Minis-
ters«, erklärt Master Soumy. Der schlaksi-
ge Typ mit den Rastazöpfen hat Jura stu-
diert, ist Rechtsanwalt und der bekanntes-
te Polit-Rapper des Landes. So sehr ihn die 
Jugend verehrt, so sehr fürchtet die regie-
rende Elite seine scharfe Zunge. Der Zer-
fall der malischen Gesellschaft ist seiner 
Ansicht nach nicht religiösen Konflikten 
geschuldet, sondern mangelnder Gerech-
tigkeit: »Der Dschihadismus ist nur ein 
Deckmantel. Letztlich geht es um Weide-
gründe und Ackerland – und einen Staat, 
der die Grundbedürfnisse seiner Bürger 
wie das Recht auf medizinische Versor-
gung, Schulbildung, sauberes Trinkwas-
ser oder Sicherheit nicht erfüllt.« 

Vor fünf Jahren mobilisierte der Rapper 
mit der von ihm angeführten Bewegung 
»An Té A Bana« (Rührt unsere Verfassung 
nicht an) Tausende Jugendliche für De-
monstrationen gegen eine Verfassungsän-
derung, die dem damaligen Präsidenten 
Ibrahim Boubacar Keïta größere Machtbe-
fugnisse eingeräumt hätte. Der Präsident 
nahm daraufhin seinen Vorstoß zurück 
und bot Master Soumy einen Regierungs-
posten an. Der Rapper lehnte ab: »Ich habe 
schon öfter solche Angebote erhalten, zu-
letzt von der Übergangsregierung. Aber AMNESTY JOURNAL | 02/2023 69

»Die Jugendlichen 
glauben uns eher als den 

Verlautbarungen eines 
Ministeriums.« 

Master Soumy

Master Soumy (rechts) ist Rechtsanwalt 
und Malis bekanntester Politrapper.



Z
wei Frauen in Trägerkleidchen 
mit Leopardenmuster liegen 
auf einem Sofa. Ihre Blicke 
sind direkt auf die Betrachten-
den gerichtet, so als würden sie 

sagen: Hier sind wir. Das Acrylgemälde 
der südafrikanischen Künstlerin Zandile 
Tshabalala aus dem Jahr 2020 ist das titel-
gebende Werk der Ausstellung »When We 
See Us. A Century of Black Figuration in 
Painting«, die derzeit im Zeitz MOCAA 
(Museum of Contemporary Art Africa) in 
Kapstadt zu sehen ist. Es ist eines von 
mehr als 200 Gemälden, die das Selbst-
verständnis von Künstler*innen aus Afri-
ka und der Diaspora in den vergangenen 
100 Jahren wiedergeben. In sechs Räu-
men bieten die Bilder einen knallbunten, 
stolzen Blick auf die Lebenswirklichkeit  
des afrikanischen Kontinents: vom 
Ackern auf dem Feld über die Pause in 
der Fabrik bis zum In-die-Luft-Starren 
vor dem Computerbildschirm. 

Im Lauf des vergangenen Jahrhun-

derts scheinen sich die Dargestellten 
mehr und mehr entspannen zu dürfen. 
Sie werden Teil einer selbstbestimmten 
Öffentlichkeit wie auf dem Ölgemälde 
»Hommage an alte Künstler« des zeitge-
nössischen Malers Chéri Samba aus der 
Demokratischen Republik Kongo: Das 
Selbstporträt zeigt den Künstler umgeben 
von afrikanischen Figuren, die er im Völ-
kerkundemuseum der Universität zu Zü-
rich gefunden hat. Samba, der bereits im 
Louvre in Paris ausgestellt hat, könnte in 
seiner künstlerischen Kritik nicht aktuel-
ler sein. Wem gehört Kunst eigentlich? 
Auch in anderen Werken spiegelt sich die-
ses Selbstbewusstsein wider. Der kongo -
lesische Maler Moké zeigt eng tanzende 
Paare in einem Nachtclub. Marc Padeu 
aus Kamerun, der für seine Alltagsszenen 
bekannt ist, hat Männer porträtiert, die 
lässig vor ihren Autos posieren.  

Auffallend viele Frauenporträts beto-
nen die Autonomie des weiblichen Kör-
pers und eine selbstbewusste Sexualität. 

In »Never Change Lovers in the Middle of 
the Night« stellt die afroamerikanische 
Malerin Mickalene Thomas zum Beispiel 
zwei Frauen beim Sex dar. Bereits der 
 Titel der Ausstellung »When we see us« 
macht die Blickrichtung klar: Er ist ange-
lehnt an die Netflix-Serie »When they see 
us« über fünf afro-amerikanische Jugend-
liche, die 1989 eines brutalen Überfalls 
im Central Park New York verdächtigt 
werden, und kehrt diesen Blick radikal 
um: Aus they (sie) wird we (wir). 

Das Museum Zeitz MOCAA wurde vor 
fünf Jahren gegründet. Es befindet sich in 
einem ehemaligen Getreidesilo, das für 
umgerechnet mehr als 30 Millionen Euro 
von seiner eierschalenfarbenen Fassade 
befreit wurde. Heute glänzt der schwarze 
Skelettbau mit Glasfassade an der Victo-
ria & Alfred Waterfront, wo sich vor allem 
Geschäftsleute und Tourist*innen tum-
meln. Weil Schwarzen Menschen bis 1994 
Museumsbesuche verboten waren, haben 
heute Menschen mit südafrikanischem 
Pass freien Eintritt. Auf drei Ebenen 
wechseln sich Ausstellungen ab, die sich 
stets um Fragen der Teilhabe drehen – in 
einem Innenraum, der an ein Getreide-
korn erinnern soll, aber eher wie eine 
Höhle daher kommt. In der obersten Eta-
ge befindet sich ein Hotel, das einen Blick 
zur Gefangengeninsel Robben Island bie-
tet, auf der Nelson Mandela 18 Jahre lang 
inhaftiert war, und auf ein schier endlo-
ses Meer aus Wellblechhütten: Von den 
rund vier Millionen Menschen, die in 
Kapstadt leben, haben etwa 300.000 ein 
festes Haus, die allermeisten von ihnen 

POSTKOLONIALE KUNST IN SÜDAFRIKA

Die Ausstellung wirft 
einen knallbunten, 

stolzen Blick auf 
afrikanische 

Lebenswirklichkeit.
Alltag in Kamerun: Marc Padeu 

 porträtiert Männer vor ihren Autos.  
Foto: Dillon Marsh, courtesy of Zeitz MOCAA

Der umgekehrte Blick 
 
Schwarze Künstler*innen auf dem afrikanischen Kontinent und ihr Selbstverständnis:  
Das Zeitz MOCAA-Museum in Kapstadt zeigt eine große Gruppenausstellung.  
Von Lena Reich
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sind Weiße. Für die Schwarze Bevölke-
rung gehören Armut, Arbeitslosigkeit 
und Stromausfälle ebenso zur Wirklich-
keit wie das koloniale Erbe der Gewalt. Be-
sonders dramatisch ist die Lage der Frau-
en. Zwar hat Präsident Cyril Ramaphosa 
geschlechtsspezifischer Gewalt den 
Kampf angesagt, doch trotz eines Natio-
nalen Strategieplans und Aufklärungs-
kampagnen steigen die Fälle von Gewalt 
gegen Frauen und Femizide weiter an. 
Nichtregierungsorganisationen und Am-
nesty International zeigen sich deshalb 
immer wieder besorgt. 

 
*** 

 
Tandazani Dhlakama hat die Ausstellung 
»When We See Us« gemeinsam mit der 
 Direktorin des Zeitz MOCAA, Koyo Kouoh, 
kuratiert.  
 

Warum haben Sie sich für Porträts 
entschieden? 

Das Porträt ist eines der ältesten, univer-
sellen Genres, mit denen Künstler*innen 
von sich selbst, ihren Gemeinschaften, 
Hoffnungen und Träumen erzählen. Um 
neue Ausdrucksformen zu finden, verwei-
sen sie aufeinander oder auf vergangene 
Bewegungen. Die Kunstwerke rufen so 
unzählige Kollektive und Kunstschulen 
ins Gedächtnis, die zur afrikanischen 
Kunstgeschichte beigetragen haben.  

Gibt es Verbindungen zwischen den 
Kunstwerken? 

Sie ergänzen sich. So erinnern zum Bei-
spiel die Arbeiten des in Tansania gebore-
nen Sungi Mlengeya an jene der 46 Jahre 
älteren amerikanischen Künstlerin Bark -

Weise, die sich weigert, Traumata in den 
Vordergrund zu stellen. 

Welche aktuellen künstlerischen 
 Ansätze interessieren Sie besonders? 

Mich interessiert, wie Künstler*innen auf 
lokale Kontexte und Geschichten reagie-
ren. Gleichzeitig interessiere ich mich für 
Künstler*innen, die über die verwobene 
Geschichte und ihr Erbe nachdenken. 
Manchmal findet die erstaunlichste 
 Arbeit außerhalb des Mainstreams der 
Kunstwelt statt. Und manchmal erkennt 
der Markt nur langsam die Schwerkraft, 
Komplexität oder Tiefe dieser unglaub-
lichen Kunstwerke aus den verschiedenen 
Teilen der Welt. ◆

ley Hendricks. Der US-Amerikaner Henry 
Taylor steht neben dem mosambikani-
schen Künstler Luis Meque und Kudzanai-
Violet Hwami aus Simbabwe: Obwohl die 
drei sich nie getroffen haben, ähneln sich 
ihre Pinselstriche verblüffend. All diese 
Kunstwerke erinnern uns an die trans -
diasporischen Verbindungen der Diaspo-
ra: Ihre Urheber*innen nahmen an ähn-
lichen Initiativen teil, tauschten Ideen 
aus und inspirierten sich gegenseitig 
über Länder und Kontinente hinweg. 
Koyo Kouoh nennt diese Gegenüber -
stellungen »parallele Ästhetik«.  

Was hat es mit den Klängen in den 
Ausstellungsräumen auf sich? 

Der südafrikanische Komponist und 
Klangkünstler Neo Muyanga hat die 
Klangumgebung exklusiv für die Ausstel-
lung produziert, sie ist so etwas wie der 
Soundtrack. Der Klang reagiert auf die 
sechs Räume, die in die Bereiche Alltag, 
Freude und Gelage, Ruhe, Sinnlichkeit, 
Spiritualität und Triumph sowie Emanzi-
pation unterteilt sind. 

Warum beziehen sich die Bilder kaum 
auf aktuelle soziale und politische 
Missstände in Afrika? 

»When We See Us« liegt das Phänomen 
der schwarzen Freude zugrunde. Freude 
ist radikal und politisch. Auch ohne dass 
sie auf politischen Widerstand trifft, kann 
sie ein tiefgründiges Werkzeug sein, um 
schädliche Stereotypen zu beseitigen. Wir 
haben uns entschieden, Blackness durch 
figurative Malerei zu feiern, um hervor -
zuheben, wie sich unzählige Schwarze 
Künstler aus der ganzen Welt immer 
selbst gesehen und in ihren eigenen 
 Begriffen ausgedrückt haben: auf eine AMNESTY JOURNAL | 02/2023 71

Selbstbewusst:  
»Two Reclining Women«  
von Zandile Tshabalala.

Selbstverständlich queer:  
»Never Change Lovers in the Middle  

of the Night« von Mickalene Thomas.
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Interview: Tobias Oellig 
 

Sie haben gemeinsam die »Syrian 
Cassette Archives« gegründet, ein 
 digitales Archiv syrischer Musik, die 
seit den 1970er Jahren auf Kassette 
veröffentlicht wurde. Welche Rolle 
spielt Musik in Ihrem Leben? 

Yamen Mekdad: Musik hat mich von 
klein auf in ihren Bann gezogen, mir Trost 
gespendet und meine Fantasie beflügelt. 
Ich bin in Damaskus aufgewachsen. Als in 
Syrien der Bürgerkrieg ausbrach, zog ich 
nach London. Und dort drängte sich mir 
immer mehr die Frage auf: »Was macht 
mich als Syrer eigentlich aus?« Musik hilft 
mir, darauf Antworten zu finden. 

Mark Gergis: Ich habe mich schon immer 
mit Musik beschäftigt, in Bands gespielt, 
später im Audiobereich gearbeitet. Ich bin 
in den USA aufgewachsen, aber aufgrund 
meiner Wurzeln war ich von klein auf von 
irakischer Musik umgeben. Als der erste 
Golfkrieg ausbrach, hat mich das politi-
siert: Ich versuchte, meinen Platz zu fin-
den als halber Iraker und halber US-Ame-
rikaner. Ich hatte schon lange Musik aus 
der irakischen Diaspora gesammelt, zum 
Beispiel aus den Communities in Kalifor-
nien und Detroit/Michigan. Aber die Re-
präsentation arabischer Musik in den 
USA und auch in Europa war damals ent-
täuschend. Deshalb entschied ich mich 
irgendwann, in die Region zu reisen. 

Haben Sie dort gefunden, was Sie 
 gesucht haben? 

Gergis: Aus verschiedenen Gründen konn-
te ich nicht in den Irak reisen. Stattdessen 
fuhr ich 1997 das erste Mal nach Syrien. 
Ich war überwältigt von der lebendigen 
Musikkultur dort, von den Kassettenkios-
ken auf den Straßen. Ich kaufte viel Musik, 
freundete mich mit Ladenbesitzern an, be-
suchte Radiosender und nahm unzählige 
Kassetten mit nach Hause. Immer, wenn 
ich es mir leisten konnte, fuhr ich wieder 
nach Syrien, kaufte noch mehr Kassetten 
und tauchte so immer weiter in die dortige 
Musikszene und Kultur ein. 

Wie muss man sich diese Kassetten-
kioske vorstellen? 

MUSIK AUS SYRIEN

Archivare  
des Flüchtigen 
 
Auf der Suche nach seinen irakischen Wurzeln lernte der US-Musiker Mark Gergis  
die lebendige Kassettenkultur Syriens kennen und sammelte im Lauf der Jahre  
Hunderte von Tapes. Zusammen mit dem Syrer Yamen Mekdad digitalisiert er  
das musikalische Erbe des Landes, um es vor dem Verschwinden zu bewahren.



Mekdad: Es sind offene Verkaufsstände, 
auf denen Kassetten unterschiedlicher 
Genres und Musikstile ausgebreitet wur-
den. Alles war sehr bunt, die Verkäufer 
waren sehr gastfreundlich. 
Gergis: Das waren im Grunde Karren mit 
Soundsystemen. Manchmal standen zwei 
Kioske direkt nebeneinander und kon-
kurrierten mit den größten Hits der Zeit 
in irrer Lautstärke. Es dröhnte so, dass ei-
nem fast schwindlig wurde. Mich haben 
diese mobilen Kioske schwer beeindruckt, 
als ich sie in den 1990er Jahren in Aleppo 
und Damaskus zum ersten Mal sah. 

Damals spielten Kassetten eine zen-
trale Rolle für die syrische Musik -
szene. Wie hat dieses Medium die 
Kunst beeinflusst? 

Mekdad: Musik wurde in Syrien zunächst 
nur in Aleppo und Damaskus aufgenom-
men. Erst als es im ganzen Land Kassetten 
gab und immer mehr Leute Kassettenre-
korder hatten, konnte man Musik viel 
 billiger und dezentral aufnehmen. Musi-
ker*innen aus dem Nordosten und Süden, 
die bislang nur auf Hochzeiten und 
Feiern gespielt hatten, konnten plötzlich 
ihre Musik verbreiten – ohne an geografi-
sche Grenzen gebunden zu sein. 
Gergis: Das hat wirklich alles verändert. 
Unterschiedliche ethnische Gruppen und 
Stile aus verschiedenen Regionen erreich-
ten nun ein nationales Publikum. Und 
nicht nur das: Tapes mit syrischer Volks-
musik gelangten bis in den Libanon, nach 
Jordanien, bis an den Golf und nach 
Ägypten. Dennoch war anfangs alles sehr 
handgemacht: Agent*innen machten Ta-
lente ausfindig, Verträge wurden per 
Handschlag gemacht, die Musiker*innen 

so, dass auch die vielen Geschichten, die 
hinter den Kassetten und Musiker*innen 
stecken, erzählt werden können. 

Was ist Ihre Vision für die »Syrian 
Cassette Archives«? 

Mekdad: Wir möchten, dass das Projekt 
über die reine Archivierung hinaus-
wächst. Wir wollen diese Ära unter ver-
schiedenen Aspekten beleuchten: ästhe-
tisch-künstlerisch, wissenschaftlich, poli-
tisch, wirtschaftlich. Die Musik dient da-
bei als Zugang. Unser Ziel ist es, uns mit 
möglichst vielen Musiker*innen und 
Künstler*innen auszutauschen. Idealer-
weise soll das Archiv auch zur Inspira-
tionsquelle für zeitgenössische syrische 
Musiker*innen werden. 
Gergis: Wir konnten schon Hunderte 
Tapes digitalisieren und haben etliche 
mehr gespendet bekommen – von Men-
schen aus aller Welt. Langfristig wollen wir 
unsere Abhängigkeit von diesem physi-
schen Medium verringern. Wir sind dabei, 
uns mit Forscher*innen und Sammler*in-
nen in Syrien zu vernetzen. Das Projekt 
soll wachsen und sich weiterentwickeln. ◆ 
 
Mark Gergis ist ein in London ansässiger Musik-
produzent, Musiker und Audio- & Videoarchi-
var. Yamen Mekdad ist Musikforscher, Sammler, 
DJ und Radiomoderator mit Sitz in London.

nahmen zu Hause Tapes auf, die dann 
vervielfältigt wurden. Kleine Serien von 
gerade mal 100 oder 150. Manche Kasset-
ten wurden nur lokal vertrieben. Aber die 
Vielfalt war enorm: Man produzierte 
Tapes mit kurdischer, armenischer, assy-
rischer oder arabischer Musik, Volksmu-
sik. Die Kassetten-Ära in Syrien dauerte 
sehr lange, von den 1970er Jahren bis 
schätzungsweise 2010. 

Was wurde aus den Kassettenkios-
ken? 

Mekdad: Viele verlagerten sich mit der 
Zeit auf den Verkauf von CDs oder DVDs 
oder wurden zu Handyshops. Dann kam 
der Krieg, die Migration. Die Prioritäten 
änderten sich. Und vor allem: die Medien 
änderten sich. Jetzt sind alle auf YouTube. 
So verschwanden die Kioske nach und 
nach. 

Wann entschieden Sie, aus Ihrer pri-
vaten Sammlung ein Archiv für syri-
sche Musik zu machen? 

Gergis: Als ich 2010 nach Syrien reiste, 
wusste ich noch nicht, dass es meine letz-
te Reise sein würde. Der Krieg brach aus, 
und es war der Horror, ihn in den Nach-
richten zu verfolgen und die Geschichten 
von meinen Freund*innen dort zu hören. 
Ich dachte dann ziemlich bald auch an 
den kulturellen Verlust, der mit dem Krieg 
einhergeht: Menschen müssen fliehen, 
eine traumatisierte Generation verteilt 
sich auf der ganzen Welt. Und der Klang 
der Welt, wie man sie kannte, geht verlo-
ren. Plötzlich begann ich anders über mei-
ne vielen hundert Kassetten zu denken. 
Ich wusste, dass sie öffentlich zugänglich 
gemacht werden müssen. Aber nicht mit 
der Attitüde einer Compilation. Sondern 
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»Die Vielfalt war enorm: 
Man produzierte Tapes 

mit kurdischer, 
armenischer, assyrischer 
oder arabischer Musik.« 

Mark Gergis

SYRIAN CASSETTE ARCHIVES  
ist eine spendenbasierte Initiative zur Bewah-
rung und Erforschung von Klängen und Ge-
schichten aus Syriens Kassettenära (1970er – 
2000er Jahre). Die wachsende Sammlung um-
fasst Musikstile vieler Communities in und um 
Syrien, wie zum Beispiel syrischer Araber*in-
nen, Assyrer*innen, Kurd*innen und Arme-
nier*innen, sowie irakische Kassetten und Mu-
sik von Iraker*innen, die durch Krieg und Sank-
tionen vertrieben wurden. Es handelt sich um 
Aufnahmen von Live-Konzerten und Studioal-
ben. Das Spektrum reicht von Klassik bis Kinder-
musik, der Schwerpunkt liegt aber auf der re-
gionalen Dabke- und Shaabi-Folk-Pop-Musik, 
die bei Hochzeiten und Festen gespielt wird. 
www.syriancassettearchives.org
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E
igentlich ist es nur ein Stück 
Stoff: 60 Zentimeter breit, 70 
Zentimeter lang und spitz zu-
laufend. Es erinnert an die 
Wimpel von Sportvereinen und 

bietet genug Platz, um in großer Schrift 
»Karima Abbud Street« darauf zu schrei-
ben. Oder »Al Butma Street«. Auf Ara-
bisch, auf Hebräisch und auf Englisch. 
Weiß auf leuchtendem Türkis. Man kann 
die dreisprachigen Wegweiser nicht über-
sehen. Über hundert von ihnen hängen 
mitlerweile in Jaffa von Balkonen oder 
sind unter Fensterfronten und neben 
Straßenschildern angebracht. 

Wer durch die historische Stadt in 
 Israel spaziert, die hippen Cafés und 
 Restaurants besucht, trifft auf die Rabbi 
Yohanan Street oder auf die Olei Zion 
Street. Doch sind 30 Prozent der Bewoh-
ner*innen Jaffas Palästinenser*innen, die 
sich kaum mit Straßennamen identifizie-
ren, die an jüdische Persönlichkeiten oder 
die israelischen Staatsgründung 1948 er-
innern – oder mit einer schlichten Num-
mer bezeichnet sind. Dabei hatten viele 
Straßen ursprünglich arabische Namen. 
Die Resh Galuta hieß einst Al-Kutub, die 
She’erit Yisra’el war als Abu Ubeyda be-
kannt, und die Olei Zion ersetzte die Al-
Salahi. 

»Mehr als 400 Straßen haben einen 
hebräischen Namen und nur 16 Straßen 
und Gassen einen arabischen. Und schon 
das war ein Kampf«, erklärt die palästi-
nensische Grafikdesignerin Nawal Arafat, 
die die Banner entworfen hat. Sie ist Mit-
glied der Gruppe »Jaffa Street«, die aus 
fünf palästinensischen und israelischen 
Aktivistinnen besteht. Die Umbenennung 
der arabischen Straßennamen habe zu 

 einer Verdrängung der palästinensischen 
Kultur und einer Entfremdung der paläs-
tinensischen Einwohner*innen von ihrer 
eigenen Lokalgeschichte geführt, sind 
sich die Frauen sicher. Sie beschlossen 
deshalb, die verdrängte Kulturgeschichte 
wieder auf die Straße und in das Bewusst-
sein der Bewohner*innen und Tourist*in-
nen zu bringen. Die Banner sollen deut-
lich machen, dass Jaffa, die älteste Stadt 
am Mittelmeer, nicht nur israelisch ist, 
sondern auch eine palästinensische Ge-
schichte hat. 

Ins Leben gerufen wurde das Kultur-
projekt im Frühjahr von der Israelin Ra-
chel Hagigi. Die Künstlerin wurde in Jeru-
salem geboren und lebt seit 15 Jahren in 
Jaffa. Ihre Wahrnehmung der Stadt änder-
te sich, als sie vor fünf Jahren begann, 
Arabisch zu lernen. »Auf einmal habe ich 

die Menschen auf der Straße, meine pa-
lästinensischen Nachbarn, verstanden. 
Meine Realität wurde plötzlich eine ande-
re«, erzählt sie. »Ich habe mich gefragt: 
Wie hieß die Yehuda HaYamit Street in 
Jaffa eigentlich vor 1948? Und die Shivtei 
Israel Street?« 

Kulturkampf im städtischen Raum 
Die Benennung der Straßen Jaffas hat 
eine lange, verworrene politische Ge-
schichte, erklärt der Historiker und Autor 
Daniel Monterescu. »Nach der Staats-
gründung 1948 wurden die Straßenna-
men zunächst in Nummern umgewan-
delt. Die zweite Phase begann 1950, als 
man die Straßennamen in Gruppen ein-
teilte, die nach historischen Persönlich-
keiten wie Michelangelo, Puschkin oder 
Pestalozzi benannt wurden oder biblische 
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STRASSENNAMEN IN ISRAEL

Nawal Arafat (l.) und  
Rachel Hagigi bringen  
Farbe und Mehrsprachigkeit  
ins Stadtbild. 
Foto: Shani Egoz

Where the streets  
have no (Arabic) name 
 
Eine Gruppe palästinensischer und israelischer Kulturschaffender setzt sich dafür ein, die 
 palästinensische Geschichte in Jaffa sichtbarer zu machen. Ihr Mittel: selbstentworfene  
Banner in drei Sprachen, die die bestehenden Straßenschilder ergänzen. Von Miriam Amro



Namen erhielten wie Yefet, Ben Ahituv 
und Shaare Nikanor.« Es gebe auch Na-
men mit Bezug zur jüdischen und zionis-
tischen Geschichte wie Yehuda Margoza 
oder Shivtei Yisrael und eine Handvoll 
Persönlichkeiten aus der arabischen Ge-
schichte wie Ibn Rushd und Abd al-Ghani. 
Dass arabische Namen nur spärlich ver-
treten sind, sei ein ständiger Quell der 
Spannung und Teil eines Kampfes um 
den nationalen und kulturellen Charakter 
städtischer Räume in gemischten Städten 
wie Jaffa, sagt der Historiker. Denn Stra-
ßennamen definierten »räumliche 
Texte«, die Ereignisse und historische 
Persönlichkeiten im lokalen kollektiven 
Gedächtnis verankerten. »Die palästinen-
sischen Anwohner*innen verlangen, dass 
Straßen auch an Menschen und Orte aus 
der Zeit vor 1948 erinnern und damit die 
Erinnerung an die Nakba wachrufen – als 
während des Krieges von 1947 bis 1949 
mehr als 700.000 Araber*innen aus ih-

illegal gewesen. »Der Bürgermeister von 
Tel Aviv-Jaffa hätte nur zugestimmt, wenn 
es sich um ein vorübergehendes Festival 
oder etwas ähnliches gehandelt hätte.« 
Es sei kein Zufall, dass es im Namensge-
bungskomitee der Gemeinde kein einzi-
ges arabisches Mitglied gebe. Deshalb 
 beschlossen die Frauen, Schilder in Form 
von kleinen, spitzen Bannern anzuferti-
gen und Hausbesitzer*innen zu überzeu-
gen, sie an ihren Balkonen und Fenstern 
zur Straße hin aufzuhängen. 

»Karima Abbud Street« hängt nun in 
Englisch, Hebräisch und Arabisch am 
Gartentor von Nour Garabli. Die Palästi-
nenserin hat das türkisfarbene Banner 
mit transparenten Kabelbindern vor ih-
rem Haus in einer Seitenstraße festge-
bunden. Es erinnert an die palästinensi-
sche Fotografin Karima Abbud, die 1893 
in Nazareth geboren wurde. Vor einem 
Jahrhundert fotografierte sie in Palästina 
Menschen, Landschaften und Gebäude. 
Eine Identifikationsfigur nicht nur für 
 palästinensische Israelis oder arabische 
Feministinnen, sondern auch ein Refle-
xionsangebot für alle Menschen, die nach 
Jaffa kommen. ◆

ren Häusern flohen oder vertrieben 
 wurden.« 

»Viele Menschen in Jaffa wissen gar 
nicht, was hier früher war«, stellt Nawal 
Arafat fest, weil sie in der Schule nichts 
darüber lernen. Das gilt für Palästinen-
ser*innen wie für Israelis. »Namen zu 
 entfernen und durch andere zu ersetzen, 
bedeutet, eine Sprache, ein Erbe, eine Kul-
tur auszuradieren.« Eine militante Ant-
wort wäre, die Uhr zurückzudrehen und 
die ursprünglichen Namen wiederherzu-
stellen. Doch die Aktivistinnen haben 
sich für  einen zukunftsorientierten An-
satz entschieden: »Wir fanden das Wort 
Koexistenz furchtbar. Koexistenz kann es 
nur geben, wenn Gleichheit herrscht. 
Aber das ist absolut nicht der Fall. Weder 
in  Jaffa noch sonst wo in Israel«, erklärt 
 Nawal Arafat. Dennoch sei ihr Ziel nicht 
die erneute Annullierung der bestehen-
den, sondern die Schaffung einer ge-
meinsamen Präsenz im öffentlichen 
Raum. 

Ursprünglich hätten sie geplant, ne-
ben den aktuellen Straßenschildern zu-
sätzliche Schilder mit den historischen 
Namen der ausradierten Straßennamen 
aufzustellen, ergänzt die Co-Sprecherin 
der Gruppe, Rachel Hagigi. Ohne eine 
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»Viele Menschen in Jaffa 
wissen gar nicht,  

was hier früher war.« 
Nawal Arafat

Die Straße  
Baruch Sapir 1  
heißt jetzt  
auch Abu Isa.  
Foto: Omri  
Eran Vardi
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D ie Umstände, unter denen Alaa 
Abdel Fattah sein Buch geschrie-
ben hat, sprechen Bände: manche 

Essays schrieb er mit Bleistift auf Papier 
in seiner Zelle im Tora-Gefängnis bei Kai-
ro. Andere verfasste er im Polizeirevier, 
wo er selbst während seiner wenigen Mo-
nate in »Freiheit« die Nächte verbringen 
musste. Ein Essay entstand aus Gedanken, 
die er und ein anderer politischer Gefan-
gener sich im Gefängnishof zuriefen. 
Weitere diktierte er seinen Anwälten im 
Gerichtssaal während der Anhörungster-
mine zur Verlängerung seiner Haft. 

Alaa Abdel Fattah ist Ägyptens be-
kanntester politischer Gefangener – und 
einer der langjährigsten. Das Jahrzehnt 
seit Beginn der ägyptischen Revolution 
2011 hat er fast vollständig im Gefängnis 
verbracht, lange in Isolationshaft. In un-
fairen Gerichtsverfahren wurde er immer 
wieder für seine regierungskritischen Äu-
ßerungen und die Teilnahme an Protes-
ten verurteilt. Im November 2022 erhielt 
sein Fall erneut internationale Aufmerk-
samkeit, als er anlässlich des Weltklima-

gipfels in Ägypten in einen Hungerstreik 
trat und schließlich auch auf Wasser ver-
zichtete. Obwohl ihn das beinahe das Le-
ben gekostet hätte und obwohl Menschen 
aus aller Weit seine Entlassung forderten, 
ist er immer noch in Haft. 

Von dort aus hat der 41-Jährige über 
die Lage in seinem Land geschrieben, das 
unter Präsident Abdel Fattah Al-Sisi, ei-
nem Ex-Militär, ein nie dagewesenes Aus-
maß an Repression erlebt. Seine Familie 
hat diese Schriften in einem Buch zu-
sammengetragen, das nun auch auf 
Deutsch erschienen ist. Ein Essay handelt 
von den Zehntausenden politischen Ge-
fangenen im Land, von denen jeder wisse. 
Dennoch behaupte der Staat weiterhin, 
»in Ägypten gebe es keine politischen Ge-
fangenen, keine Folter, keine Verfolgung 
von Dissidenten und Journalisten, keine 
willkürlichen Festnahmen und keine 
Unterdrückung«. Ein anderes Kapitel er-
innert an den Militärputsch 2013 und das 
Massaker der Armee an Tausenden Mit-
gliedern der Muslimbruderschaft, die 
 gegen die Absetzung des demokratisch 
gewählten Präsidenten Mohammed Mur-
si protestiert hatten. »Die heute auf die 
Muslimbruderschaft gerichteten Waffen 

werden das nächste Mal auf jemand 
 anderes gerichtet sein«, mahnt Abdel 
 Fattah. »Das Militär ist keine säkulare 
 Instanz, die den Islamismus bekämpft – 
das Militär ist das alte Regime, das den 
Wandel bekämpft.« 

Die Worte des Bloggers und Aktivisten 
schwanken zwischen Kampfgeist und 
Verzweiflung. Aus der Enge seiner Zelle 
appelliert er an alle, die »im Gegensatz zu 
mir noch nicht besiegt« sind: Sie sollen 
ihre Freiheit nutzen, um Widerstand zu 
leisten. Die internationale Gemeinschaft 
fordert er auf: »Repariert eure eigene De-
mokratie.« Das sei der wirksamste Weg, 
etwas zu verändern. Seine ägyptischen 
Mitbürger*innen ermutigt er, weiterhin 
auf die Straße zu gehen und das Regime 
herauszufordern. »Im Gefängnis wider-
setzen wir uns der Verzweiflung. Hoff-
nung zu inspirieren, ist eure Aufgabe.« ◆ 

 
Alaa Abdel Fattah: Ihr seid noch nicht besiegt. 

Ausgewählte Texte 2011–2021.  
Aus dem Englischen von Utku 
 Mogultay. Mit einem Vorwort  
von Naomi Klein. Klaus Wagen-
bach, Berlin 2022, 240 Seiten, 
22 Euro

Schon lange unbequem:  
Alaa Abdel  Fattah protestiert  
im Mai 2010 für den  Mindestlohn. 
Foto: Hossam el-Hamalawy 

Appell aus dem Gefängnis 
 
Der Blogger Alaa Abdel Fattah gehört seit mehr als zehn Jahren zu den politischen Gefangenen Ägyptens.  
Aus der Haft hat er immer wieder über politische Entwicklungen im Land und weltweit geschrieben.  
Eine Sammlung seiner Essays ist nun auch auf Deutsch erschienen. Von Hannah El-Hitami
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Plötzlich eine Null 
Migration und Flucht, Vertreibung und 
Exil. So unterschiedlich diese Fluchtbewe-
gungen im Einzelnen sind – allen liegt 
eine gemeinsame Erfahrung zugrunde: 
Einsamkeit und Entwurzelung. 

Der Sammelband »Kein Land, nir-
gends?« stellt die Flucht aus dem natio-
nalsozialistischen Deutschland heutigen 
Fluchtbewegungen nach Deutschland 
gegenüber. Im Mittelpunkt stehen indivi-
duelle Schicksale wie die des Berliners 
Thomas Häfner, der 1938 als Zehnjähriger 
nach Ceylon verschifft wurde. Briefe aus 
dem Internat mit ungelenken Elefanten-
zeichnungen verdeutlichen die Sehn-
sucht des Jungen nach seinen Eltern. Häf-
ners Eltern überlebten die Nazizeit, 1948 
kehrte er nach Deutschland zurück. 

Tragisch ist die Geschichte des Lyri-
kers Ludwig Greve, der mit seinen Eltern 
und seiner Schwester 1939 an Bord des 
glücklosen Flüchtlingsschiffs »St. Louis« 
war: Weder Kuba noch Florida ließen das 
Schiff ankern, die Reise endete in Antwer-
pen. Greves Vater und Schwester wurden 
später in Frankreich ermordet. 

Viele Geflüchtete machen im An-
kunftsland zunächst eine umfassende 
Fremdheitserfahrung. So schreibt die 
 Eritreerin Fisseha Mebrahtu: »Es ist 
schwer, plötzlich eine Null zu sein, es ist 
schlimm.« Und die kurdisch-syrische 
 Lyrikerin Widad Nabi stellt trocken fest: 
»Tatsächlich lernt der Mensch in einer 
Fremdsprache noch rascher zu zerbre-
chen als in seiner eigenen.« Abgeschnit-
ten zu sein von der geografischen Heimat, 
aber auch von der Heimat des Denkens, 
der Muttersprache – in ihrem Vorwort 
 beschreibt die Literaturwissenschaftlerin 
Aleida Assmann dies als einen »existen-
ziellen Vertrauensbruch, der die Identität 
eines Menschen und die Fähigkeit seines 
Fühlens dauerhaft verändert«.  

»Kein Land, nirgends« ist ein ein-
drückliches, zuweilen bedrückendes 
 Lesebuch.  

 
Harald Roth (Hg.): Kein Land, nir-
gends? Flucht aus Deutschland, 
Flucht nach Deutschland / 1933– 
1945 und heute. Mit einem Nach-
wort von Markus M. Beeko. Dietz, 
Bonn 2022, 428 Seiten, 32 Euro

Unsagbares gesagt 
Emmie Arbel, die Brüder Nico und Rolf 
Kamp sowie David Schaffer haben als 
Kinder den Holocaust überlebt und gehö-
ren zu den wenigen Zeitzeug*innen, die 
noch leben. Die Graphic Novel »Aber ich 
lebe« gibt ihre Geschichten in drei bewe-
genden Bilderzählungen wieder. Über 
zwei Jahre waren die Zeitzeug*innen im 
intensiven Austausch mit den Comic-
zeichner*innen und arbeiteten mit Histo-
riker*innen, Pädagog*innen und Archiven 
an dem von Charlotte Schallié herausge-
geben Buchprojekt. 

Das Ergebnis ist so informativ wie 
 ergreifend. Den Künstler*innen Barbara 
Yelin (Deutschland), Miriam Libicki (Ka-
nada) und Gilad Seliktar (Israel) gelingt 
es, in ihren stilistisch individuell gestalte-
ten Erzählungen einfühlsame und aus-
drucksstarke Bilder für die Kindheitserin-
nerungen zu finden, die die Überleben-
den mit ihnen geteilt haben. Sie zeigen 
 eigentlich Unsagbares, dokumentieren 
und konservieren, legen aber auch die 
Brüchigkeit des Erinnerns und Erzählens 
offen. »Ich erinnere mich nicht«, sagt 
 Emmie Arbel wiederholt zu Barbara Yelin, 
während sie der Illustratorin berichtet, 
wie sie 1942 – mit viereinhalb Jahren – 
erst in das Durchgangslager Westerbork, 
dann in das KZ Ravensbrück und schließ-
lich nach Bergen-Belsen deportiert wur-
de. Das Verdrängen, Vergessen und Ver-
blassen von Erinnerungen ist ebenso Teil 
der visuellen Zeitzeugenberichte wie die 
Reflexion der Künstler*innen über die 
(Un)Möglichkeit einer angemessenen 
Darstellung. 

Ergänzt werden die Bilderzählungen 
von einem Anhang, der Einblicke in die 
Entstehung des Buches gewährt und his-
torische Hintergründe und biografische 
Details zu den Porträtierten enthält. 
»Aber ich lebe« ist im Nebeneinander der 
Schicksale, Erinnerungen und zeichneri-
schen Zugänge eine gelungene Form des 
Zeitzeugenberichts. 

 
Barbara Yelin / Miriam Libicki / 
 Gilad Seliktar: Aber ich lebe. Vier 
Kinder überleben den Holocaust. 
Aus dem Englischen von Rita 
Seuß. C. H. Beck, München 2022, 
176 Seiten, 25 Euro. Ab 14 Jahren

Junge afrikanische Garde 
Es ist nicht ohne Ironie, dass ausgerech-
net ein Roman, der den französischen 
 Literaturbetrieb verspottet, 2021 den re-
nommierten Prix Goncourt gewann. 
»Die geheimste Erinnerung der Men-
schen« von Mohamed Mbougar Sarr 
 handelt von einem jungen senegalesi-
schen Schriftsteller, der sich im Jahr 2018 
auf die Suche nach einem verschollenen 
Autor macht, der Jahrzehnte zuvor Opfer 
der rassistischen französischen Literatur-
kritik geworden war. Die Geschichte ist 
nicht aus der Luft gegriffen: Der Roman 
ist dem malischen Autor Yambo Ouolo-
guem gewidmet, dem genau dieses 
Schicksal widerfuhr. Für Sarr ist die kri-
minalistische Suche nach dem Verfem-
ten ein willkommener Anlass, um große 
Fragen zu verhandeln: Was kann und soll 
Literatur leisten? Wie wurden und werden 
Literaturschaffende afrikanischer Her-
kunft rezipiert? Und nicht zuletzt: Wo 
 verorten sie sich selbst in postkolonialen 
Zeiten? 

Um diese Fragen zu beantworten, kon-
struiert er ein kompliziertes Geflecht aus 
verschiedenen Stimmen und Textsorten, 
das gut 100 Jahre umspannt und in Afri-
ka, Europa und Lateinamerika spielt. 
Sarrs Vorhaben ist ambitioniert, die Lek-
türe seines Romans eine Herausforde-
rung. Manch eine erzählerische Volte, 
manch ein Stilmittel wäre verzichtbar 
 gewesen. Stark sind jedoch seine beiden 
Hauptfiguren: Zum einen der senegalesi-
sche Schriftsteller, der die »junge afrika-
nische Garde mit Wohnort Paris« verkör-
pert und sich durch ein hohes Maß an 
Selbstironie auszeichnet. Vor allem aber 
seine kluge Mentorin, die eine Genera-
tion älter ist: Sie steht stellvertretend für 
viele mutige Schriftstellerinnen, die die 
afrikanische Literatur vor der »Einbalsa-
mierung in Klischees und blutleere Phra-
sen« retteten und Werke schrieben, deren 
»einzige Obszönität darin bestand, radi-
kal ehrlich zu sein«. 

 
Mohamed Mbougar Sarr: Die ge-
heimste Erinnerung der Men-
schen. Aus dem Französischen von 
Holger Fock, Sabine Müller. Carl 
Hanser Verlag, München 2022, 
443 Seiten, 27 Euro

Bücher: Nina Apin, Wera Reusch und Marlene Zöhrer

BÜCHER



78 AMNESTY JOURNAL | 02/2023

Im Jahr 1981 reiste Barış Manço mit sei-
ner Band nach Bremen. Der türkische 
Rock-Pionier hatte ein neues Lied mit 

dem Titel »Arkadaşım Eşek« im Gepäck, 
übersetzt: »Mein Freund der Esel«. Was 
lag da näher, als in der Heimat der Bre-
mer Stadtmusikanten einen Videoclip zu 
drehen? Auf YouTube kann man den 
langhaarigen Manço, seinen beeindru-
ckenden Schnäuzer und seine coolen Mit-
musiker*innen sehen, wie sie vor dem 
Stadtmusikanten-Denkmal zum Playback 
die Lippen bewegen und mit gespielter 
Begeisterung durch die pittoresken Gas-

sen der Hansestadt laufen – mit densel-
ben großen Augen, die zur selben Zeit 
vermutlich deutsche Tourist*innen in 
 Istanbul machten. 

Solche interkulturellen Wechselwir-
kungen und historischen Querbezüge 
tauchen immer wieder auf, wenn man 
»Hey Dostum, Çak! – Music for children 
and other people« hört. Die Hamburger 
Musikerin Derya Yıldırım und der franzö-
sische Produzent Graham Mushnik ha-
ben türkische Kinderlieder und Folk-
songs, aber auch Klassiker aus Pop und 
Rock neu eingespielt – für Kinder und 
 Erwachsene. 

Echte Kinderlieder sind auf »Hey Dos-
tum, Çak!« zu hören, wie der Klassiker 

»Mini Mini Bir Kuş«. Ein Chor von Kin-
dern aus Yıldırıms Verwandtschaft singt 
den ansteckenden Kehrreim. Auch »Atem 
Tutem Men Seni« kennt in der Türkei je-
des Kind. Es ist ein altes Wiegenlied, in 
dem die Mutter verspricht, das Kind zu 
streicheln, bis der Vater abends nach Hau-
se kommt. Wenn Yıldırım es singt, wird es 
zu einer wundervoll melancholischen 
Ballade in der Tradition des anatolischen 
Klagelieds. 

Yıldırım, die sonst mit ihren Bands 
Grup Şimşek, in der auch Mushnik aktiv 
ist, und dem Kammermusikorchester 
 Ensemble Resonanz deutsch-türkische 
Wirklichkeit in zeitgemäße Musik über-
setzt, will mit diesem Projekt jene Lieder 
bewahren, die sie selbst in ihrer Kindheit 
begleitet haben. Lieder, die ihre Mutter 
ihr vorsang, die ihr Vater auf der Bağlama 
spielte und die sie später selbst auf der 
Langhalslaute übte. Lieder, mit denen 
mehrere türkische Immigrantengenera-
tionen aufgewachsen sind. Dieses Erbe 
droht nun in Vergessenheit zu geraten, 
weil die dritte und vierte Generation oft 
kein Türkisch mehr spricht. 

So ist »Hey Dostum, Çak!« auch ein 
Beitrag zum aktuellen Diskurs, wie das 
Einwanderungsland Deutschland mit 
den kulturellen Traditionen seiner Immi-
grant*innen umgeht und was sie unter 
Integration verstehen. In »Arkadaşım 
Eşek« fragt jemand, der die Heimat schon 
so lange verlassen hat, dass er »die Jahre 
nicht mehr zählen kann«, wie es wohl 
heute in seinem Dorf aussieht: Gibt es 
den Hahn noch, der mit den Katzen stritt? 
Nicht erst, als Barış Manço und seine 
Band sich vor den Bremer Stadtmusikan-
ten filmen ließen, war sein Lied auch ei-
nes, mit dem sich die türkischen Arbei-
ter*innen und ihre Familien in der deut-
schen Diaspora identifizieren konnten. 
Wenn Derya Yıldırım nun, mehr als vier 
Jahrzehnte später, wieder von Trennung 
und Einsamkeit singt, dann ist das auch 
ein Kommentar zur aktuellen Lage – und 
»Hey Dostum, Çak!« ein Angebot an die 
deutsche Mehrheitsgesellschaft. ◆ 

 
Derya Yıldırım & Graham 
Mushnik: »Hey Dostum, 
Çak! – Music for children 
and other people«  
(Buback)

Derya Yıldırım und der französische 
 Produzent Graham Mushnik haben  
türkische Wiegenlieder und Folksongs  
neu eingespielt. 
Foto: Buback Records

Anatolische 
Stadtmusikant*innen 
 
Mit »Hey Dostum, Çak!« holt die Hamburger Musikerin Derya Yıldırım 
das musikalische Erbe der ersten Gastarbeiter*innen generation  
in die deutsch-türkische Gegenwart. Von Thomas Winkler
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Queere Utopien 
Die Babyboomer haben es nicht leicht. 
Von allen Seiten werden sie angegriffen – 
und von Schrottgrenze besonders laut. 
Über einem scharfkantigen Wave-Gitar-
renriff fragt sich die Hamburger Band, 
warum so viele »Boomer-Tränen« flie-
ßen. Die Antwort: Diese Generation glau-
be immer noch, »der Planet gehört ihnen, 
denn sie hätten ihn bezahlt«, aber nun 
begehrten die Nachkommen endlich auf. 

Die Erklärung mag etwas kurz greifen, 
aber schließlich sind wir nicht im Sozio-
logieseminar, sondern im Punkrock. 
Schrottgrenze gehören zu dessen Vetera-
nen, oder exakter gesagt: Veteran*innen. 
Denn seit Alex Tsitsigias die Band 1994 
gründete, hat er eine Transformation zur 
Sängerin*, Texterin* und Gitarristin* Sas-
kia Lavaux durchlaufen. Das neue Album 
»Das Universum ist nicht binär« ist das 
zehnte der Bandhistorie und der Ab-
schluss einer »queeren Trilogie«. Ausge-
hend von der eigenen Geschichte entwi-
ckelt Lavaux eine Erzählung, die zwischen 
gesellschaftlicher Bestandsaufnahme 
und politischem Pamphlet schwankt, die 
Liebeslieder ebenso kennt wie Agit-Prop. 
Im Titelsong wird programmatisch die 
Utopie, »ein Leben ganz ohne binären 
Zwang«, beschrieben: »Stell dir vor wir 
wachen auf, und alle so: Yeah! / Und es 
wär’ der allerschönste Morgen, denn das 
Patriarchat wäre gestorben.« 

Man muss nicht Klaus Theweleit gele-
sen haben, um den Song »Männerphan -
tasien« zu verstehen, denn Lavaux kann 
sperrige Phrasen wie »toxische Schablo-
nen« singen, ohne dass die Songs ihren 
Pop-Charakter einbüßen. Schrottgrenze 
wehren sich zwar seit Jahrzehnten tapfer, 
vom Mainstream umarmt zu werden. 
Aber mit diesem Album und seinem un-
heimlich eingängigen Pop-Rock könnten 
sich die Ex-Punks womöglich doch als U-
Boot in den Mainstream schmuggeln, um 
dort queere Positionen zu verankern, die 
im deutschen Pop – im Gegensatz zur 
internationalen Konkurrenz – immer 

noch ins Minderheiten -
ghetto verbannt sind. 

 
Schrottgrenze: »Das Univer-
sum ist nicht binär« (Tapete 
/ Indigo)

Keine Angst vorm Fliegen 
Spätestens nach dem dritten TV-Einspie-
ler ist klar, dass es in den 1970er Jahren 
nicht weit her ist mit den Frauenrechten 
in den USA. Die junge Schriftstellerin Eri -
ca Jong wird wegen des durchschlagen-
den Erfolgs ihres Buchs »Angst vorm Flie-
gen« zwar häufig in Talkshows eingela-
den, doch stets wird sie damit konfron-
tiert, wer in der Gesellschaft das Sagen 
hat: Frauen gehören in die Küche und 
nicht an den Literatenschreibtisch, so die 
Moderatoren. Schlagendes Argument: 
»Sie können ja auch nicht im Stehen uri-
nieren.« 

Erica Jongs Bestseller handelt von ei-
ner jungen Frau, die ihre Sexualität aus-
lebt. Die Protagonistin trägt klar Züge der 
Autorin, die damals gerade 30 war. Insbe-
sondere die unverblümte Sprache erregte 
seinerzeit Aufsehen. Bis heute steht das 
Buch in der Kritik – inzwischen sieht 
auch Jong selbst manches kritisch. Nichts-
destotrotz ist »Angst vorm Fliegen« ein 
Klassiker feministischer Literatur. 

Wie lebt Erica Jong heute und was 
treibt sie mit über 80 Jahren um? Regis-
seur Kaspar Kasics hat sie für seinen Do-
kumentarfilm, der auch die historischen 
Aufnahmen zeigt, begleitet, ihren Alltag 
in New York und Connecticut gefilmt. Die 
äußerst schlagfertige Jong berichtet von 
ihren derzeitigen Buchprojekten, aber 
auch vom Leid ihrer jüdischen Künstler-
familie im Holocaust. Doch Jongs Lebens-
thema ist der Kampf um Gleichberechti-
gung und Selbstbestimmung von Frauen, 
sie will »über Frauen schreiben, die es 
noch nicht gibt«. 

Dass ihr Werk auch heute noch im-
mense Strahlkraft hat, zeigt etwa das 
 Zusammentreffen mit einer jungen 
 arabischen Kollegin, die sagt: »So etwas 
wie ›Angst vorm Fliegen‹ brauchen wir. 
Frauen, die über Frauen schreiben, fehlen 
uns«. Das Werk Jongs, ihr Kampf um glei-
che Rechte, ist Ermutigung und Blaupau-
se für Feministinnen heute. Ein furioser 
Film über eine ungewöhnliche und gut 

gelaunte Kämpferin für die 
Menschenrechte. 

 
»Erica Jong – Breaking the Wall«. 
Regie: Kaspar Kasics. Kinostart: 
23. März 2023

Junger Aktivismus weltweit 
»So sieht Demokratie aus. Eine bessere 
Welt ist möglich!« Melati ist noch ein 
Kind, als sie in ihrem Heimatland Indone-
sien den Kampf gegen Plastikmüll auf-
nimmt: »Ban the Plastic Bags« ist ihr Slo-
gan – der sie bis nach New York ins Haupt -
quartier der Vereinten Nationen führt, wo 
sie vor UNO-Delegierten spricht. Inzwi-
schen ist sie 18 Jahre alt und eine politisch 
gebildete Aktivistin. Für den kurzweilig 
erzählten Film »Bigger Than Us«, den die 
französische Star-Schauspielerin Marion 
Cotillard produziert hat, reist Melati rund 
um den Globus und besucht Gleichge-
sinnte, die alle aus persönlicher Betroffen-
heit bereits im Kindesalter mit ihrem En-
gagement begonnen haben. 

Ihre Reise führt sie zu Mary, die auf 
der griechischen Insel Lesbos Flüchtlingen 
hilft. In kunstvollen Überblenden werden 
fünf weitere junge Menschen vorgestellt, 
die in ihren Heimatregionen soziale Pro-
jekte gegründet haben: Zum Beispiel Me-
mory, die sich in Malawi gegen die Tradi-
tion der Zwangsverheiratung stellt und 
mit viel Energie erreicht hat, dass die Ver-
fassung geändert und das Mindestheirats-
alter von 15 auf 18 Jahre angehoben wurde. 
Mohamad, der als Kind aus Syrien fliehen 
musste, hat in einem Flüchtlingslager im 
Libanon eine Schule gegründet, in der 
heute 200 Kinder unterrichtet werden. 
Rene rief eine Favela-Zeitung in Rio de Ja-
neiro ins Leben, und Winnie gründete 
eine Jugendbewegung für biologische 
Landwirtschaft in Uganda. Der junge Rap-
per Xiuhtezcatl verklagte den US-Bundes-
staat Colorado wegen Untätigkeit in der 
Umwelt- und Klimapolitik. 

Die jungen Aktivist*innen kämpfen 
für Menschenrechte und den Zugang zu 
Bildung und gesunder Nahrung, für Mei-
nungsfreiheit und soziale Gerechtigkeit. 
Trotz aller Widrigkeiten schöpfen sie aus 
ihrem Engagement immer neuen Mut 
und sind inspirierend für andere Men-
schen, wie der Film, der sie vorstellt. Ihr 
aller Motto: »Bigger Than Us« – was wir 

tun, ist größer als wir, wir tun 
es für die Gesellschaft. 

 
»Bigger Than Us«. F 2021.  
Regie: Flore Vasseur.  
Filmstart: 16. Februar 2023

FILM & MUSIK

Musik: Thomas Winkler, Film: Jürgen Kiontke



80 AMNESTY JOURNAL | 02/2023

Tag für Tag werden Menschen gefoltert, wegen ihrer Ansichten, Herkunft oder  
aus rassistischen Gründen inhaftiert, ermordet, verschleppt, oder man lässt sie  
verschwinden. AMNESTY INTERNATIONAL veröffentlicht an dieser Stelle regelmäßig  
Geschichten von Betroffenen, um an das tägliche Unrecht zu erinnern. Internationale 
Appelle helfen, solche Menschenrechtsverletzungen anzuprangern und zu beenden.  
Sie können mit Ihrem persönlichen Engagement dazu beitragen, dass Folter gestoppt, 
ein Todesurteil umgewandelt oder ein Mensch aus politischer Haft entlassen wird. 
Schreiben Sie bitte, im Interesse der Betroffenen, höflich formulierte Briefe an die 
 jeweils angegebenen Behörden des Landes.
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SCHREIBEN SIE  
EINEN BRIEF

Staatsanwältin unabhängig nachging. Dr. 
Virginia Laparra  ist eine gewaltlose politi-
sche Gefangene und muss umgehend und 
bedingungslos freigelassen werden. Außer-
dem benötigt sie dringend medizinische 
Versorgung. Menschenrechtsorganisationen 
beobachten, dass Personen, die sich gegen 
Korruption in Guatemala einsetzen, immer 
häufiger als Vergeltung für ihre Arbeit ange-
griffen oder bedroht werden. 
 
Bitte schreiben Sie bis 31. März 2023 
höflich formulierte Briefe an die General-
staatsanwältin und fordern Sie sie auf, das 
Urteil gegen Dr. Virginia Laparra umgehend 
aufzuheben und ihre sofortige und bedin-
gungslose Freilassung zu veranlassen. 
Außerdem muss sichergestellt werden, dass 
sie bis zu ihrer Freilassung angemessene 
medizinische Hilfe von Ärzt*innen ihrer 
Wahl erhält. 
 
 
Schreiben Sie in gutem Spanisch, Englisch  
oder auf Deutsch an: 
Generalstaatsanwältin / Fiscal General  
Sra. Maria Consuelo Porras Argueta 
Ministerio Público, Oficina de la Fiscal General, 
80 Nivel 
15 Avenida A 15–16 
Ciudad de Guatemala, GUATEMALA 
Twitter: @MPGuatemala 
E-Mail: aapineda@mp.gob.gt 
(Anrede: Dear Mrs Attorney General /  
Sehr geehrte Frau Generalstaatsanwältin) 
(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 €) 
 
Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an: 
Botschaft der Republik Guatemala 
S. E. Herr Jorge Alfredo Lemcke Arevalo 
Kaiserdamm 20, 14057 Berlin 
Fax: 030 - 20 64 36 59 
E-Mail: sekretariat@botschaft-guatemala.de 
(Standardbrief: 0,85 €)

GUATEMALA 
DR. VIRGINIA LAPARRA 
 
Die 42-jährige Dr. Virginia Laparra arbeitete 
als Juristin und Leiterin der Sonderstaats -
anwaltschaft (Fiscalía Especial contra la 
 Impunidad) in Quetzaltenango gegen Kor-

ruption. 2018 leitete sie ein Verfahren gegen 
einen Richter ein, der geheime Informatio-
nen über einen Korruptionsfall herausge -
geben hatte. Nach einer Strafanzeige des 
Richters gegen Dr. Virginia Laparra wurde 
ein strafrechtliches Verfahren gegen sie 
 eingeleitet. Im Dezember 2022 wurde die 
Staatsanwältin zu vier Jahren Gefängnis ver-
urteilt, nur weil sie Korruption in Guatemala 
entschlossen bekämpfte, dem Druck von 
außen nicht nachgab und ihrer Arbeit als 
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Briefentwürfe auf Englisch und  
Deutsch finden Sie  unter 
 www.amnesty.de/briefe. 
Sollten Sie eine Antwort auf Ihr 
 Appellschreiben  erhalten, schicken  
Sie sie bitte an: info@amnesty.de

AMNESTY INTERNATIONAL 
Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin 
Tel.: 030-420248-0,  
Fax: 030-420248-488 
E-Mail: info@amnesty.de,  
www.amnesty.de

GHANA  
AHMED HUSSEIN-SUALE 
DIVELA 
 
Am 16. Januar 2019 erschossen zwei unbe-
kannte Motorradfahrer den 31-jährigen In-
vestigativjournalisten Ahmed Hussein-Suale 
Divela in Madina, einem Vorort der ghana-
ischen Hauptstadt Accra. Er hatte vor der 
Tat bereits mehrere Morddrohungen 
 erhalten, unter anderem von bekannten 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens. 
Ahmed Hussein-Suale Divela leitete eine 
Untersuchung zu Korruptionsvorwürfen im 
afrikanischen Fußball, die zum Ausschluss 
von mindestens 53 Funktionären und acht 
Schiedsrichtern in mehreren afrikanischen 
Ländern, unter anderem in Ghana, geführt 
hatte. Er sollte als Kronzeuge im entspre-
chenden Strafverfahren aussagen. Die Er-
mittlungen, die zu seiner Ermordung einge-
leitet worden waren, haben auch heute – 
vier Jahre nach der Tat – noch nicht dazu 

lichen vor Gericht zu stellen und seiner 
 Familie Zugang zu angemessenen Rechts-
mitteln zu garantieren. 
 
 
Schreiben Sie in gutem Englisch oder auf 
Deutsch an: 
Präsident der Republik Ghana 
His Excellency Nana Addo-Dankwa Akufo-Addo 
Jubilee House, Kanda 
Accra, GHANA 
E-Mail: registry@presidentsecretariat.gov.gh 
(Anrede: Dear Mr. President / Sehr geehrter 
Herr Präsident) 
(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 €) 
 
Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an: 
Botschaft der Republik Ghana 
I. E. Frau Gina Ama Blay 
Stavanger Straße 17–19, 10439 Berlin 
Fax: 030 - 44 67 40 63 
E-Mail: berlin@mfa.gov.gh 
(Standardbrief: 0,85 €)

geführt, dass die mutmaßlichen Täter vor 
Gericht gestellt wurden.  
 
Bitte schreiben Sie bis 31. März 2023 höf-
lich formulierte Briefe an den Präsidenten 
der Republik Ghana und fordern Sie ihn auf, 
eine gründliche, unparteiische, unabhängi-
ge, transparente und effektive Untersu-
chung des Mordes an Ahmed Hussein-Suale 
Divela anzuordnen. Fordern Sie außerdem, 
die Ergebnisse dieser Ermittlungen zu veröf-
fentlichten, die mutmaßlichen Verantwort-
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RUSSISCHE FÖDERATION 
OLEKSANDR (ALEK-
SANDR) MARCHENKO 
 
Der ukrainische Staatsbürger Oleksandr 
(Aleksandr) Marchenko verbüßt seit No-
vember 2020 eine zehnjährige Haftstrafe in 
Ulan-Ude, der Hauptstadt der russischen 
Teilrepublik Burjatien. Ihm wird Spionage 
vorgeworfen. Darüber hinaus drohen ihm 
drei weitere Jahre Haft und eine hohe Geld-
strafe für das »Diskreditieren der russischen 
Streitkräfte«.  
Nach eigenen Angaben ist Oleksandr (Alek-
sandr) Marchenko unschuldig. Er bestreitet 
die Vorwürfe und gibt an, man habe ihn im 
November 2018 entführt und unter Folter 
zu einem »Geständnis« gezwungen. Olek-
sandr (Aleksandr) Marchenko hat eine 
Krebserkrankung hinter sich und leidet un-
ter zahlreichen gesundheitlichen Proble-
men. Die russischen Behörden verweigern 
ihm nicht nur die dringend benötigte medi-
zinische Versorgung, sondern unterziehen 
ihn darüber hinaus willkürlichen Disziplinar-
strafen. So wurde er zum Beispiel am 21. Au-

Schreiben Sie in gutem  Russisch, 
Englisch oder auf Deutsch an: 
Direktor des Föderalen  
Strafvollzugsdienstes / Director  
of Federal Penal Service 
Arkady Alexandrovich Gostev 
Ulitsa Bolshaya Yakimanka 54 
Moscow 119049, RUSSLAND 
(Anrede: Dear Director of  Federal 
Penal Service / Sehr geehrter  
Herr Direktor des Föderalen 
Strafvollzugs dienstes) 
(Standardbrief Luftpost  
bis 20 g: 1,10 €) 
 
Senden Sie bitte eine Kopie Ihres 
Schreibens an: 
Botschaft der Russischen  Föderation 
S. E. Herrn Sergej J. Netschajew 
Unter den Linden 63–65,  
10117 Berlin 
Fax: 030 - 229 93 97 

E-Mail: info@russische-botschaft.de 
(Standardbrief: 0,85 €)

gust 2022 aus faden-
scheinigen Gründen 
für sechs Monate in 
eine Strafkolonie 
überstellt. Diese Haft-
bedingungen sind für 
Oleksandr (Aleksandr) 
Marchenko lebensbe-
drohlich und könnten 
den Tatbestand der 
Folter erfüllen. 
 
Bitte schreiben Sie 
bis 31. März 2023 
höflich formulierte 
Briefe an Arkady Ale-
xandrovich Gostev, 
den Direktor des Fö-
deralen Strafvollzugs-
dienstes, und fordern 
Sie ihn auf, sicherzu-
stellen, dass Olek-
sandr (Aleksandr) Marchenko die notwendi-
ge medizinische Versorgung erhält. Außer-
dem müssen die von ihm erhobenen Folter- 
und Misshandlungsvorwürfe unverzüglich 
und unabhängig untersucht werden. 
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AKTIV FÜR AMNESTY

Die allererste Eilaktion 
 
Der brasilianische Gewerkschaftsaktivist Luiz Basílio Rossi ist gestorben. Seine Geschichte  
wurde für Amnesty International zu einem Meilenstein. Ein Cartoon von The Fake Pan

… und genau diese Kette von Ereignissen  
führte dazu, dass Amnesty zum ersten Mal  
eine »Urgent Action« (Eilaktion) startete und 
Professor Rossi im Oktober 1973 freigelassen 
wurde. Nach seiner Freilassung reiste Rossi  
nach Belgien und arbeitete gemeinsam mit den 
dortigen Menschenrechtsaktivist*innen daran, 
Amnesty International zu stärken. 
Luiz Basílio Rossi starb am 23. Januar 2023 im 
Alter von 83 Jahren in Brasília.



KOLUMNE: EINE SACHE NOCH

PROTECT THE PROTEST
Von Markus N. Beeko 

Sie wusste, welches Risiko sie einging. 
Aber Pari (Name geändert) wusste auch, 
dass sie nicht zu Hause sitzen konnte, 
während andere auf Teherans Straßen 
»Frau, Leben, Freiheit« forderten. An ei-
nem Nachmittag lief sie mit anderen 
durch die Straßen, singend, die Frauen 
ohne Kopftuch, als Revolutionsgarden die 
Menschen mit Schlagstöcken und Trä-
nengas auseinandertrieben. Pari wurde 
von ihren Freund*innen getrennt, sie 
floh, Polizisten verfolgten sie. Plötzlich 
öffnete sich eine Autotür, der Fahrer, ein 
älterer Mann, bat sie einzusteigen und 
verriegelte die Türen. »Lasst sie in Ruhe!«, 
entgegnete er den heranrückenden Revo-
lutionsgarden. Diese wollten erst auf ihn 
losgehen, ließen dann aber ab – und ver-
schwanden. 

Pari lebt mittlerweile in Deutschland 
und erzählt sichtlich bewegt von dem 
Autofahrer, der sie schützte – ihren Pro-
test, ihr Leben. Was für Pari das solidari-
sche Handeln des Mannes, ist für die 
Menschen im Iran die internationale Soli-
darität: Andere Menschen schauen hin, 
werden aktiv und fordern, die Gewalt 
nicht zu ignorieren. Es war wichtig, dass 
die Bundesregierung – auf Drängen von 
Amnesty International und anderen – bei 
den Vereinten Nationen darauf hinwirkte, 
dass die Gewalt der iranischen Sicher-
heitskräfte untersucht und bestraft wird. 
Wenn Verantwortliche zur Rechenschaft 

Bildung einer kriminellen Vereinigung. 
Dabei gehört Protest, auch unbequemer, 
zu einer liberalen Demokratie. 

Die Ampelkoalition scheint die Ver-
letzlichkeit des hohen Gutes der Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheit anzu-
erkennen und bekennt sich im Koalitions-
vertrag unter anderem zu einem EU-Ver-
bot von biometrischer Überwachung und 
Gesichtserkennung im öffentlichen 
Raum. Dass sie diese aber bei den EU-Ver-
handlungen durch die Hintertür doch er-
lauben will, sollte uns alle auf die Straße 
treiben. In Moskau werden Menschen 
noch Tage nach Demonstrationen von der 
Polizei festgenommen, weil sie von Kame-
ras mit Gesichtserkennungstechnologie 
gefilmt wurden – ähnliche Technik soll 
mutmaßlich auch im Iran im Einsatz sein. 

Deutschland und Europa sollten den 
Export solcher Überwachungstechnolo-
gien verbieten. Es ist eine von vielen soli-
darischen Türen, die wir den Menschen 
öffnen können, die weltweit für Men-
schenrechte, Wahrheit und Gerechtigkeit 
auf die Straße gehen müssen. ◆ 

 
Markus N. Beeko ist Generalsekretär  
der deutschen Amnesty-Sektion.

gezogen werden, ist das ein Zeichen, das 
weltweit gesehen wird.  

Amnesty startet nun eine globale 
Kampagne zur Verteidigung des Rechts 
auf friedlichen Protest: Protect the Pro-
test! Denn die Meinungs-, Versammlungs- 
und Vereinigungsfreiheit ist vielfach be-
droht. 2021 haben nachweislich 67 Staaten 
diese Rechte eingeschränkt, in 84 wurden 
Aktivist*innen willkürlich festgenommen. 
Hunderte wurden rechtswidrig getötet 
und viele verletzt, auf allen Kontinenten. 

Die Berliner Band »Ton, Steine, Scher-
ben« sang in den 1970er Jahren »Allein 
machen sie Dich ein«, doch »zu hundert 
oder tausend kriegen sie langsam Ohren-
sausen«. Gemeint waren Regierungen, die 
die Macht der Straße fürchten. Sie wollen 
Menschen kontrollieren und Meinungen 
unterdrücken. Deshalb der riesige Über-
wachungsapparat in China, deshalb das 
Verbot von Ein-Personen-Protesten in 
Russland, deshalb die brutale Gewalt der 
Revolutionsgarden im Iran.  

Liberale Demokratien dagegen leben 
von Meinungsfreiheit, Widerspruch und 
Debatten. Doch auch hier reagieren Re-
gierungen, Behörden und Gesellschaft 
mitunter »nervös« auf Proteste. Die Ver-
folgung friedlicher »Black Lives Matter«-
Aktivist*innen in den USA zeugt davon, 
wie auch in Deutschland Diskussionen 
um die Straßenblockaden von Klima-
schützer*innen. Gegen diese wird teil-
weise schweres Geschütz aufgefahren: 
Präventivhaft und Ermittlungen wegen 
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Machen Sie auch in Zukunft unsere Arbeit 
für die Menschenrechte möglich und 

bedenken Sie Amnesty in Ihrem Testament. 

Unser kostenloser Ratgeber zur Nachlassgestaltung hilft 
mit ersten Informationen zum Erbrecht weiter. Sie können ihn 

unverbindlich bestellen unter: www.amnesty.de/inzukunft

Vielen Dank für Ihren Einsatz!


